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ZUSAMMENFASSUNG 

 

Bewaffnete Konflikte, ganz gleich, ob internationaler Art oder zwischen Staaten, führen zu 

vielerlei Bedrohungen für das kulturelle Erbe. Der Kunstraub ist eine davon. Die Geschichte 

bietet viele Beispiele siegreicher Armeen, die die Besiegten ausplünderten und 

Kriegstrophäen mit nach Hause brachten. Gerechtfertigt wurde dies oft damit, dass es sich 

dabei um „Reparationszahlungen“ handelte. Der Kunstraub, der in ganz Europa und 

darüber hinaus durch Napoleon und seine Armee betrieben wurde, ist nur eines von 

zahlreichen Beispielen. Zu Kunstdiebstahl und -raub kam es massiv auch während des 

2. Weltkriegs, unter anderem durch das Dritte Reich und später durch die Rote Armee, 

wobei zahlreiche Kunstwerke den Eigentümern entwendet und wertvolle Kunstwerke von 

ihrem Ursprungsort verbracht wurden. Aber auch die Konflikte der letzten Jahre, wie die 

Kriege im Irak und Syrien, zeigen, dass das Problem des Kunstraubs immer noch aktuell 

ist und nicht nur die Weltkriege des letzten Jahrhunderts betrifft, wobei ein weiteres 

Problem heute darin besteht, dass der Kunstraub auch zur Terrorismusfinanzierung 

eingesetzt wird. 

 

In dieser Studie wird auf das Thema der Rückerstattung von geplünderter Kunst in 

bewaffneten Konflikten und Kriegen sowie auf Alternativen zu Gerichtsverfahren unter fünf 

verschiedenen Aspekten eingegangen: An erster Stelle wird die Rechtsgrundlage für 

Rückgabeforderungen beleuchtet (1). Danach werden die wichtigsten rechtlichen 

Schwierigkeiten im Zusammenhang mit diesen Forderungen identifiziert (2). Im dritten 

Kapitel wird auf die Rolle der Herkunftsforschung in diesem Kontext eingegangen (3). Das 

vierte Kapitel beschäftigt sich mit der Lösung von Rechtsstreitigkeiten durch 

Gerichtsverfahren und im Rahmen der an Bedeutung zunehmenden alternativen 

Streitbeilegungsmechanismen (4). Der letzte Teil der Studie enthält einige Empfehlungen 

für zukünftige Maßnahmen in diesem Bereich (5). 

 

Seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts haben die Staaten verschiedene 

internationale Instrumente angenommen, wie die Haager Konvention und ihre beiden 

Protokolle von 1954, das UNESCO-Übereinkommen von 1970, das UNIDROIT-

Übereinkommen von 1995, die Übereinkommen und Empfehlungen des Europäischen Rats, 

die Resolutionen der Generalversammlung und des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen usw., um den Schaden der Zerstörung und Plünderung von Kulturgütern während 

bewaffneter Konflikte und in Friedenszeiten zu vermeiden. Auf europäischer Ebene haben 

die Europäische Union und der Europarat einige Instrumente angenommen, mit denen das 

Problem des rechtswidrigen Handels und die Frage der Rückgabe widerrechtlich 

verbrachter Kulturgüter in Angriff genommen werden sollen. Auch Soft-Law-Instrumente 

spielen – trotz ihres unverbindlichen Charakters – eine wichtige Rolle, indem sie für die 

Staaten und für nichtstaatliche Akteure (wie Museen) als Anhaltspunkt dienen. 

 

Die bestehenden internationalen Instrumente scheinen sowohl in Bezug auf die 

Vorbeugung als auch in Bezug auf die Reparation/Rückgabe ausreichend zu sein. Es scheint 

folglich nicht erforderlich zu sein, den bestehenden völkerrechtlichen Rechtsbestand durch 

zusätzliche Bestimmungen zu ändern. Einige der internationalen und europäischen 

Instrumente hatten dabei mehr Erfolg als andere, aber derzeit liegt der Fokus stärker auf 

einer Harmonisierung der strafrechtlichen Normen für Straftaten im Zusammenhang mit 

Kulturgütern. Die Soft-Law-Instrumente scheinen bislang durchaus greifbare positive 

Auswirkungen zu haben.  

 

Die dringendste Frage besteht jedoch darin, dass die internationalen Bestimmungen von 

den Staaten, auch von einigen europäischen Staaten, noch nicht einheitlich durchgesetzt 

werden. Sie sollen wirksam und rasch im Rahmen geeigneter Legislativ- und 

Verwaltungsmaßnahmen auf nationaler Ebene umgesetzt werden. In Ermangelung 

nationaler Rechtsvorschriften zur Umsetzung der internationalen Grundsätze, die in jedem 

inländischen System anwendbar sind, haben diese einen rein theoretischen Wert. Von der 
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Schweiz, den Niederlanden und von Kanada ergriffene Initiativen sollten diesbezüglich 

auch anderen Staaten als Inspirationsquelle dienen.  

 

Angesichts der großen Menge der im Laufe der Jahre geplünderten Kunstwerke kommt es 

häufig vor, dass Staaten, Museen, Kunstgalerien, Auktionshäuser und private Sammler mit 

Rückgabeforderungen der Plünderungsopfer (und ihrer Erben) konfrontiert werden. Da 

Kunstwerke, die bei bewaffneten Konflikten und Kriegen geplündert werden, meistens aus 

dem Land verbracht werden, in dem es zum Kunstraub kommt, weisen die 

Rückgabeforderungen und die daraus resultierenden Gerichtsverfahren einen 

internationalen Charakter auf. Leider stoßen diejenigen, die im grenzüberschreitenden 

Kontext eine Rückgabe einfordern, auf vielerlei rechtliche Hindernisse, wie beispielsweise 

Kollisions- und/oder Zuständigkeitsfragen, die uneinheitliche Definition dessen, was 

geplünderte Kunst ist, unterschiedliche Verjährungsregeln, Fragen im Zusammenhang mit 

der Beweislast und die Anwendbarkeit von Vorschriften zur Beschränkung der 

Beschlagnahme in einigen Staaten. Diese Fragen, die leider in fast allen innerstaatlichen 

Rechtssystemen auftreten, führen dazu, dass der Ausgang der Forderungen alles andere 

als gewiss ist. 

 

Trotz dieser rechtlichen Schwierigkeiten führen der Anstieg der Rückgabeforderungen und 

der daraus resultierende Fokus auf Eigentumsfragen dazu, dass für alle Akteure des 

Kunstmarktes die Herkunftsforschung zu einem wichtigen Anliegen geworden ist. Die 

rechtlichen und ethischen Standards im Zusammenhang mit der Herkunft haben sich im 

Laufe der Jahre wesentlich weiterentwickelt. Heute gibt es in vielen europäischen Staaten 

und Museen Herkunftsforschungsprogramme oder -ausschüsse, die sicherstellen sollen, 

dass ihre Sammlungen keine geplünderten Kunstgegenstände umfassen. Diese Praxis der 

Herkunftsforschung führt sicherlich zu einem transparenteren und verantwortungsvolleren 

Kunstmarkt und hält von Kunstraub ab. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass die Institutionen 

mit Sammlungen noch nicht in der Lage gewesen sind, die Grenzen der Herkunftsforschung 

zu überwinden. Diese bestehen beispielsweise in einem zu kurzen bei der Forschung 

berücksichtigten Zeitraum, im fehlenden Zugang zu privaten Sammlungen und im Verlust 

von Unterlagen und Nachweisen für die Herkunft, was es schwierig macht, geplünderte 

Kunst zu identifizieren. 

 

Aus diesen Gründen kommt es immer noch häufig zu Rechtsstreitigkeiten in Bezug auf das 

Eigentum an geplünderter Kunst und zu Rückgabeanträgen. Obgleich die enteigneten 

Eigentümer (oder ihre Erben) die Rückgabe ihres geplünderten Eigentums vor inländischen 

Gerichten einfordern können, führen die oben genannten Verfahrenshürden und sonstige 

Defizite der Gerichtsverfahren dazu, dass sich alternative Streitbeilegungsmechanismen 

(ADR) – wie Schiedsverfahren, Mediation, Schlichtung und Verhandlung – und die 

möglichen auf diese Weise erzielten Lösungen großer Beliebtheit erfreuen. Einige Staaten 

haben außergerichtliche Gremien einrichtet, um Fälle von Kunstgegenständen, die 

während des Dritten Reichs geplündert wurden, im Rahmen von Verfahren zu lösen, die 

denen der Schlichtung ähneln. Anders als bei einer im Rahmen eines Gerichtsverfahrens 

erzielten Lösung, bei der die nationalen Richter sich an die anwendbaren 

Rechtsvorschriften halten müssen (welche in der Regel die Antragsteller eher 

benachteiligen), erlauben es die ADR den Parteien, Lösungen in Erwägung zu ziehen, die 

auf anderen Überlegungen, wie ethischen Grundsätzen und gegenseitigen Interessen, 

basieren, um „gerechte und faire Lösungen“ zu erzielen, die häufig außerhalb der 

Zuständigkeit eines nationalen Gerichts liegen. 

 

Staaten, welche die Beilegung von Streitfällen im Zusammenhang mit geplünderter Kunst 

über ADR fördern und/oder in diesem Zusammenhang außergerichtliche Gremien 

eingerichtet haben, sind hervorragende Beispiele „bewährter Praktiken“ in diesem Bereich. 

Diese Maßnahmen beugen jedoch dem Kunstraub nicht vor, noch sind sie ausreichend, um 

erforderlichenfalls die Rückgabe sicherzustellen. Die Einheitlichkeit der Lösungen scheint 

die dringendste Frage darzustellen, um aus einer globalen Perspektive eine geeignete 

Lösung in Fällen der Rückgabe geplünderter Kunst sicherzustellen. Sowohl im privaten als 
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auch im öffentlichen Recht könnte diese Einheitlichkeit in Bezug auf die Bestimmung des 

anwendbaren Rechts erzielt werden, indem das Recht des Ursprungslandes (lex originis) 

anstelle des generell angewandten Rechts der belegenen Sache (lex rei sitae) angewandt 

wird. Einheitlichkeit könnte auch erzielt werden, wenn die Staaten gemeinsame Normen 

und Vorschriften über die wirksame Umsetzung bestehender internationaler 

Übereinkommen sowie Vorschriften in Bezug auf das unwiderlegbar staatliche Eigentum 

für unentdeckte Kulturgüter, einheitliche Normen für die Sorgfaltspflicht und spezifische 

Verjährungsregelungen für Forderungen in Bezug auf geplünderte Kunst annehmen 

würden. Außerdem wäre auch die Einrichtung einer Form von Beratungsorgan auf EU-

Ebene ratsam, das für die Formulierung langfristiger Lösungen und/oder für Ratschläge in 

spezifischen Fällen zuständig wäre. 
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1. RECHTSGRUNDLAGEN VON RÜCKGABEFORDERUNGEN1 
IN BEZUG AUF GEPLÜNDERTE KUNST IN EUROPA 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

 Es gibt auf nationaler und internationaler Ebene verschiedene Rechtsinstrumente in 

Bezug auf die Rückgabe geplünderter Kunst.  

 Die auf die Plünderung von Kulturgütern in bewaffneten Konflikten anwendbaren 

internationalen Instrumente scheinen ausreichende Rechtsstandards sowohl in 

Bezug auf die Verhütung als auch auf die Reparation/Rückerstattung 

geschaffen zu haben. Aus diesem Grund ist es nicht erforderlich, weitere 

internationale Vorschriften hinzuzufügen. Die bestehenden Vorschriften sollten 

jedoch rasch und wirksam auf nationaler Ebene im Rahmen spezifischer 

Legislativ- und Verwaltungsmaßnahmen umgesetzt werden. 

 Soft-Law-Instrumente sind für die Staaten bei der Umsetzung internationaler 

Normen und bei der Lösung von Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit 

spezifischen Plünderungsfällen als Orientierungshilfen besonders wichtig. 

1.1. Historische Perspektive 

Kriege und Plünderungen sind im Laufe der Geschichte stets eng miteinander verbunden. 

Lange Zeit gab es keine speziellen völkerrechtlichen Vorschriften, durch die die Armeen 

davon abgehalten wurde, sich das Eigentum der besiegten Feinde einzuverleiben oder zu 

zerstören. Es wurde ganz im Gegenteil von einem „Recht auf Beute“ (jus praedae) 

ausgegangen.2 Beispiele von Kunstplünderungen im Zusammenhang mit Kriegen reichen 

bis in die Antike zurück.3 Toman erinnert an Folgendes: „the appropriation of a nation’s art 

treasures has always been regarded as a trophy of war which adds to the glory of the victor 

and the humiliation of the vanquished“ [Die Aneignung der Kunstschätze einer Nation 

wurde immer als eine Kriegstrophäe betrachtet, die dem Sieger Ruhm verleiht und den 

Besiegten demütigt.]4 

 

Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurden Bestimmungen zum Schutz des Eigentums 

des Feindes, auch seiner Kulturgüter, in die internationalen Übereinkommen zur 

Kodifizierung des Kriegsrechts und der Kriegsgepflogenheiten eingeführt.5 Artikel 56 der 

                                                 
1 Die Begriffe „Rückgabe“ oder „Rückerstattung“ werden synonym verwendet. Kowalski schlägt jedoch folgende 
Unterscheidung vor: Das Rechtsmittel der Rückgabe betrifft Kriegsbeute, Diebstahl, die Verletzung 
einzelstaatlicher Bestimmungen in Bezug auf das Eigentum an Kulturgütern in dem betreffenden Staat und alle 
Übertragungen ausgehend von sittenwidrigen Gesetzen zum Zeitpunkt der Beraubung; der Begriff Rückerstattung 
bezieht sich auf Forderungen in Bezug auf Kulturgüter, die durch Kolonialmächte entwendet oder rechtswidrig 
ausgeführt wurden (siehe KOWALSKI W Wojciech, „Types of Claims for Recovery of Lost Cultural Property“, 
Museum, 2004, S. 85–102). Es sei auch darauf hingewiesen, dass in Bezug auf den rechtswidrigen Handel in 
Friedenszeiten das UNIDROIT-Übereinkommen von 1995, auf das weiter unten eingegangen wird, zwischen der 
Rückgabe gestohlener Kulturgüter und der Rückerstattung rechtswidrig ausgeführter Kulturgüter unterscheidet. 
2 TOMAN Jiri, The Protection of Cultural Property in the Event of Armed Conflict, Dartmouth, Aldershot, 1996, 
S. 3. 
3 GREENFIELD Jeanette: “The Spoils of War”. In: SIMPSON Elizabeth (Hrsg.), The Spoils of War, New York: Harry 
N. Abrams, 1997, S. 34–38. 
4 TOMAN, siehe Fußnote 2, S. 337. 
5 Es fanden 1899 und 1907 in Den Haag zwei internationale Friedenskonferenzen statt. Die bei der ersten 
Konferenz angenommenen Vorschriften (2. Ordnung der Gesetze und Gebräuche des Landkrieges) wurden bei 

der zweiten Konferenz (Übereinkommen betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte und Personen 
im Falle eines Landkrieges) überarbeitet. TOMAN, siehe Fußnote 2, S. 10–13; Roger O'KEEFE: The Protection of 
Cultural Property in Armed Conflict, Cambridge, Cambridge University Press, 2010, S. 22–34. 
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Haager Ordnung6 untersagte explizit „[j]ede Beschlagnahme, jede absichtliche Zerstörung 

oder Beschädigung von [dem Gottesdienste, der Wohltätigkeit, dem Unterrichte, der Kunst 

und der Wissenschaft gewidmeten Anstalten], von geschichtlichen Denkmälern oder von 

Werken der Kunst und Wissenschaft“ in einem besetzten Staat.  

 

Die Haager Landkriegsordnung wurde jedoch während des 2. Weltkriegs, „which saw not 

only the destruction of cultural property but also the systematic pillage of the occupied 

territories”7 [bei dem nicht nur das Kulturgut zerstört wurde, sondern die besetzten 

Staaten auch systematisch geplündert wurden] durch die NS-Herrschaft vollkommen 

ignoriert, wobei davon auszugehen ist, dass es zum größten Kunstraub von Gemälden aller 

Zeiten kam.8  

 

Die Rückerstattung von während des 2. Weltkriegs geplünderter Kunst ist nicht nur eine 

Frage für Fachleute, sondern auch ein Anliegen der allgemeinen Öffentlichkeit. Dies ist 

nicht nur auf Filme wie „Monuments Men – Ungewöhnliche Helden“ (2014) und „Die Frau 

in Gold“ (2015) zurückzuführen. Die Frage der Rückerstattung von durch die NS-Herrschaft 

geplünderter Kunst ist weiterhin ein sehr relevantes Thema, da in diesem Kontext die 

erfinderischsten und mutigsten Initiativen von Staaten, Institutionen mit Sammlungen und 

Kunsthändlern im Zusammenhang mit Forderungen der Opfer von NS-Plünderungen (und 

ihrer Erben) ergriffen wurden. 

 

Jüngere Konflikte wie die Kriege im Irak und Syrien zeigen, dass das Problem des 

Kunstraubs immer noch aktuell ist und nicht nur die Weltkriege des letzten Jahrhunderts 

betrifft. UNITAR hat berichtet, dass seit Ausbruch der Konflikte die Plünderungen einiger 

archäologischer Stätten in Syrien dramatisch zugenommen haben.9 Es muss berücksichtigt 

werden, dass die größte Gefahr in Konflikten „shifted from the destruction of immovables 

and their contents during attack to the plunder of archaeological sites and museums“ [sich 

von der Zerstörung von Immobilien und deren Inhalten bei Angriffen auf das Plündern 

archäologischer Stätten und Museen verlagert hat].10 Grund zur Sorge bereitet außerdem 

die Tatsache, dass Plünderungen der Finanzierung des Terrorismus dienen.11 

 

Im ersten Kapitel dieser Studie werden zwei wichtige Themen angegangen: das Verbot 

und die Vorbeugung der Plünderung von Kulturgut in bewaffneten Konflikten zum einen 

und zum anderen die Rückgabe der geplünderten Gegenstände. Dies geschieht unter 

Prüfung der Reaktionen auf diese Probleme auf der Ebene des Völkerrechts (1.2) und des 

Unionsrechts (1.3) und durch die Analyse der Anstrengungen, die eine Reihe von 

ausgewählten Staaten unternehmen (1.4), sowie der Soft-Law-Entwicklungen (1.5). 

1.2. Völkerrecht 

Die Art und das Ausmaß des durch das NS-Regime begangenen Kunstraubs und die 

massive Zerstörung von Kulturgütern während des 2. Weltkriegs führten zur Annahme der 

ersten internationalen Konvention, die sich ausschließlich auf den Schutz von Kulturgut 

bezog: die Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten von 

1954 (Haager Konvention).12 Der Text der Haager Konvention wurde stark von den 

                                                 
6 Ordnung der Gesetze und Gebräuche des Landkrieges im Anhang des Haager Übereinkommens (IV) betreffend 
die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte und Personen im Falle eines Landkrieges von 1907.  
7 TOMAN, siehe Fußnote 2, S. 337. 
8 GREENFIELD, siehe Fußnote 3, S. 38. 
9 „Satellite-Based Damage Assessment to Cultural Heritage Sites in Syria“ (2014), 
https://www.unitar.org/unosat/chs-syria. 
10 O'KEEFE, siehe oben Fußnote 5, S. 132. 
11 Siehe Resolution des VN-Sicherheitsrates 2199 (2015) vom 12. Februar 2015; insbesondere Artikel 16, der wie 
folgt lautet: „der ISIL, die ANF und andere mit Al-Qaida verbundene Personen, Gruppen, Unternehmen und 
Einrichtungen [erzielen] durch die direkte oder indirekte Beteiligung an der Plünderung und dem Schmuggel von 

Gegenständen kulturellen Erbes von archäologischen Stätten, aus Museen, Bibliotheken, Archiven und von 
anderen Stätten in Irak und Syrien Einkünfte“.  
12 14. Mai 1954, 249 UNTS 240. 

https://www.unitar.org/unosat/chs-syria
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Grundsätzen der Londoner Erklärung von 1943 beeinflusst.13 Durch diese Erklärung wurde 

das Ausmaß der NS-Plünderung bekannt gemacht und die Achsenmächte und die neutralen 

Staaten davor gewarnt, dass die Alliierten „mit allen Mitteln danach streben werden, die 

Enteignungsmethoden [des NS-Regimes] zu vereiteln“. Die Alliierten erklärten 

insbesondere „jede Übertragung oder Veräußerung von Eigentum, Guthaben, Rechten und 

Anrechten, gleich welcher Natur, die sich in den von den Regierungen, mit denen sie in 

Feindseligkeiten begriffen sind, besetzten oder mittelbar oder unmittelbar kontrollierten 

Gebieten befinden oder befunden haben, für nichtig“. Die Londoner Erklärung führte jedoch 

keine neuen völkerrechtlichen Verpflichtungen ein, sondern wiederholte einfach die in der 

Haager Landkriegsordnung vorgesehenen Verbote. 

 

Die Haager Konvention wurde zusammen mit dem Protokoll zum Schutz von Kulturgut bei 

bewaffneten Konflikten (Erstes Protokoll) angenommen.14 Darin wird die Weitergabe von 

Kulturgut in Kriegszeiten geregelt, indem Pflichten der Besatzungsmächte zur Vorbeugung 

und Vermeidung von Kulturgutausfuhren aus besetzten Gebieten eingeführt werden und 

falls es zu einem solchen Export kommt, deren Rückgabe vorgeschrieben wird. 

 

Die Haager Konvention wurde in der Folge durch das Zweite Protokoll zur Haager 

Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten (Zweites Protokoll, 1999) 

ergänzt.15 Die Annahme des zweiten Protokolls wurde als erforderlich betrachtet, um das 

Schutzsystem der Haager Konvention angesichts der enormen Kulturgutverluste zu 

stärken, zu denen es beispielsweise in Zypern nach der türkischen Invasion von 1974, in 

Kroatien und Bosnien während des Balkankrieges und im Irak und in Kuwait während des 

1. Golfkriegs gekommen ist.16 

 

Die Haager Konvention und ihre beiden Protokolle stellen den wichtigsten spezifischen 

völkerrechtlichen Besitzstand dar, der auf den Schutz von Kulturgütern in bewaffneten 

Konflikten anwendbar ist. Andere internationale Instrumente, wie das UNESCO-

Übereinkommen über die Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen 

Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut (UNESCO-Übereinkommen von 1970)17 

und eine Reihe von Resolutionen des Sicherheitsrates und der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen (VN), enthalten jedoch auch Bestimmungen zur Plünderung von Kunst 

während bewaffneter Konflikte (siehe nächster Abschnitt). 

1.2.1. Verbot und Vorbeugung 

Die Haager Konvention sieht vor, dass der Diebstahl, die Plünderung und die 

Unterschlagung von Kunstwerken und anderen Gegenständen des öffentlichen oder 

privaten Kulturguts im Rahmen von bewaffneten Konflikten rechtswidrig sind. Folglich sieht 

Artikel 4 die Pflicht zur Respektierung von Kulturgut vor. Gemäß dieser Bestimmung sind 

die Vertragsparteien verpflichtet, „jede Art von Diebstahl, Plünderung oder anderer 

widerrechtlicher Inbesitznahme von Kulturgut sowie jede sinnlose Zerstörung solchen 

Guts zu verbieten, zu verhindern und nötigenfalls solchen Handlungen ein Ende zu 

setzen“18 und darauf zu verzichten, „bewegliches Kulturgut, das sich auf dem Hoheitsgebiet 

einer anderen Hohen Vertragspartei befindet, zu requirieren“. Es muss darauf hingewiesen 

werden, dass der besetzende Staat gemäß dieser Bestimmung nicht nur zur Unterlassung 

                                                 
13 Alliierte Erklärung über die in den vom Feinde besetzten oder unter seiner Kontrolle stehenden Gebieten 
begangenen Enteignungshandlungen, London, 5. Januar 1943, 1943, 8 Department of State Bulletin 21. 
14 14. Mai 1954, 249 UNTS 358. 
15 26. März 1999, 38 ILM 769 (1999).  
16 BOYLAN J Patrick: „Implementing the 1954 Hague Convention and Its Protocols: Legal and Practical 
Implications”, Februar 2006, 3, Arbeitspapier, abrufbar unter:  
https://culturalpolicy.uchicago.edu/implementing-1954-hague-convention-its-protocols-legal-and-practical-
implications.  
17 17. November 1970, 823 UNTS 231. 
18 Diese Beschränkung kann auch unter Berufung auf die militärische Notwendigkeit ausgesetzt werden. TOMAN, 
siehe Fußnote 2, S. 70. O'KEEFE, siehe Fußnote 5, S. 133. 

https://culturalpolicy.uchicago.edu/implementing-1954-hague-convention-its-protocols-legal-and-practical-implications
https://culturalpolicy.uchicago.edu/implementing-1954-hague-convention-its-protocols-legal-and-practical-implications
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derartiger Handlungen verpflichtet ist: Er ist auch verpflichtet, alle Maßnahmen zu 

ergreifen, um die öffentliche Ordnung wiederherzustellen, indem solchen Handlungen 

beispielsweise seitens der örtlichen Bevölkerung oder der gegnerischen Streitkräfte ein 

Ende gesetzt wird19. Ebenso sieht das Erste Protokoll für die Vertragsparteien eine Pflicht 

vor, die Ausfuhr von Kulturgut aus dem besetzten Hoheitsgebiet zu verhindern (Artikel 1). 

 

Im Rahmen des Zweiten Protokolls werden die Vertragsparteien nicht nur dazu verpflichtet, 

„jede unerlaubte Ausfuhr oder sonstige Entfernung von Kulturgut oder die unerlaubte 

Übertragung des Eigentums an diesem Kulturgut“ zu verhindern, sondern diese auch zu 

verbieten (Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a).20 Außerdem wird durch Artikel 15 Absatz 1 

Buchstabe e des Zweiten Protokolls Artikel 4 der Haager Konvention gestärkt, indem 

festgestellt wird, dass, wer „Kulturgut, das nach dem Abkommen geschützt ist, stiehlt, 

plündert, unterschlägt oder böswillig beschädigt“, ein Kriegsverbrechen begeht, sofern dies 

vorsätzlich geschieht.21 Artikel 15 Absatz 2 des Zweiten Protokolls sieht auch vor, dass die 

Vertragsparteien „die notwendigen Massnahmen [ergreifen], um die in diesem Artikel 

genannten Straftaten nach innerstaatlichem Recht als Straftaten zu umschreiben“ und „um 

diese Straftaten mit angemessenen Strafen zu bedrohen“. 

 

Das UNESCO-Übereinkommen von 1970 sieht Folgendes vor: „Die erzwungene Ausfuhr 

und Übereignung von Kulturgut, die sich unmittelbar oder mittelbar aus der Besetzung 

eines Landes durch eine fremde Macht ergeben, gelten als unzulässig“ (Artikel 11). Die 

Protokolle der Haager Konvention werden durch diese Bestimmung ergänzt, da eine solche 

Ausfuhr und die Übereignung in Bezug auf alle Parteien des UNESCO-Übereinkommens von 

1970 und nicht nur des besetzenden Staates als rechtswidrig betrachtet werden.22 

 

Was archäologische Ausgrabungen angeht, wird die Entfernung von archäologischen 

Gegenständen von Stätten als widerrechtliche Inbesitznahme im Sinne von Artikel 4 

Absatz 3 der Haager Konvention betrachtet, vorausgesetzt das Recht des besetzten Staats 

sieht vor, dass der Gegenstand staatliches Eigentum ist, selbst wenn dieser sich nicht 

physisch in dessen Besitz befindet.23 Aus dem Zweiten Protokoll geht hervor, dass die 

Vertragsparteien „jede archäologische Ausgrabung, ausser wenn sie unumgänglich ist, um 

Kulturgut zu sichern, zu erfassen oder zu erhalten“, auf dem besetzten Gebiet verbieten 

oder verhindern müssen (Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b). 

 

Wie oben bereits erwähnt (Abschnitt 1.2), hat der VN-Sicherheitsrat eine Reihe von 

Resolutionen unter Kapitel VII der VN-Charta angenommen, in denen die Frage von 

Kulturgegenständen angegangen wird, die bei einem bewaffneten Konflikt geplündert 

werden, und hat dadurch zur Umsetzung des Ersten Protokolls beigetragen. Insgesamt 

sehen diese Resolutionen ein „Embargo“ für den Handel mit Kulturgegenständen vor, die 

aus Konfliktzonen verbracht wurden. Dies war der Fall bei den Resolutionen, die infolge 

der irakischen Invasion in Kuwait24 und der US-Streitkräfte im Irak 200325 angenommen 

wurden. Vor kurzem forderte der VN-Sicherheitsrat in der Resolution 2199 (2015) alle 

                                                 
19 O'KEEFE, siehe Fußnote 5, S. 133. 
20 TOMAN Jiri: Cultural Property in War: Improvement in Protection. Commentary on the 1999 Second Protocol 
to the Hague Convention of 1954 for the Protection of Cultural Property in the Event of Armed Conflict, Paris, 
UNESCO Publishing, 2009, S. 154. 
21 O’KEEFE, siehe Fußnote 5, S. 133. Im Zweiten Protokoll wird die vorsätzliche Zerstörung und Aneignung von 
Kulturgut zur Straftat erklärt (Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c).  
22 TOMAN, siehe Fußnote 20, S. 156. 
23 TOMAN, siehe Fußnote 29, S. 294–295. O'KEEFE, siehe Fußnote 5, S. 134. 
24 Die Resolution des VN-Sicherheitsrates 661 (1990) vom 6. August 1990 zur Lage zwischen Irak und Kuwait 
sieht vor, dass alle Staaten „die Einfuhr aller aus Irak oder Kuwait stammenden Rohstoffe und Erzeugnisse, die 
nach dem Datum dieser Resolution von dort ausgeführt werden, in ihr Hoheitsgebiet“ verhindern (Absatz 3 
Buchstabe a) 
25 Siehe Resolution 1483 (2003) des VN-Sicherheitsrates vom 22. Mai 2003: „[A]lle Mitgliedstaaten 
[unternehmen] geeignete Schritte [...], um die sichere Rückgabe von irakischem Kulturgut und anderen 
Gegenständen von archäologischer, historischer, kultureller und religiöser Bedeutung und wissenschaftlichem 

Seltenheitswert, die seit der Verabschiedung der Resolution 661 (1990) vom 2. August 1990 unrechtmäßig aus 
dem Irakischen Nationalmuseum, der Nationalbibliothek und von anderen Orten in Irak entfernt wurden, an die 
irakischen Institutionen zu erleichtern“. 
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Staaten auf, „geeignete Schritte [zu] unternehmen, um den Handel mit irakischem und 

syrischem Kulturgut und anderen Gegenständen von archäologischer, historischer, 

kultureller und religiöser Bedeutung und wissenschaftlichem Seltenheitswert, die seit dem 

6. August 1990 aus Irak und seit dem 15. März 2011 aus Syrien unrechtmäßig entfernt 

wurden, zu verhüten“.26 

 

Nachdem anerkannt wurde, dass der Handel mit Kulturgut eine Straftat darstellt und 

verheerende Auswirkungen auf das Kulturerbe der Menschheit hat, erarbeitete das Büro 

der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung (UNODC) in 

Zusammenarbeit mit UNESCO und Interpol die „Internationalen Leitlinien für Maßnahmen 

der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege in Bezug auf den illegalen Handel mit 

Kulturgut und andere damit zusammenhängende Straftaten“. In den 2014 von der VN-

Generalversammlung angenommenen Leitlinien wird die „wachsende Beteiligung 

organisierter krimineller Gruppen an allen Arten und Aspekten des illegalen Handels mit 

Kulturgut und damit zusammenhängenden Straftaten“ festgestellt und die VN-

Mitgliedstaaten werden aufgerufen, ihre Rechtsvorschriften, Verfahren und Praktiken 

ausgehend von den Leitlinien zu evaluieren, „um deren Eignung für die Verhütung und 

Bekämpfung des illegalen Handels mit Kulturgut und damit zusammenhängender 

Straftaten sicherzustellen“27. 

1.2.2. Rückgabe  

Die Vertragsparteien des Ersten Protokolls der Haager Konvention verpflichten sich, bei 

Beendigung der Feindseligkeiten Kulturgut zu übergeben, sofern dieses Gut unter 

Verletzung des in Ziffer 1 dieses Protokolls niedergelegten Grundsatzes ausgeführt wurde. 

Das Erste Protokoll sieht eindeutig Folgendes vor: „In keinem Fall darf solches Gut zur 

Wiedergutmachung von Kriegsschäden zurückgehalten werden“ (Artikel 1 Absatz 3). Die 

Rückgabe erfolgt vorbehaltlos und es ist keine Frist für das Stellen einer 

Rückgabeforderung vorgesehen.28  
 
Im Falle der Rückgabe, bezahlt der besetzende Staat den gutgläubigen Besitzern eine 

Entschädigung (Artikel 1 Absatz 4). Die Pflicht führt zu einer Art Haftung des besetzenden 

Staates, dessen Pflicht es war, die Ausfuhr aus dem besetzten Staat zu verhindern. Die Art 

einer solchen Entschädigung bleibt eine Frage des Privatrechts, die von den 

Vertragsparteien oder den nationalen Gerichten zu entscheiden ist.29 
 
Das Erste Protokoll sieht ferner vor, dass jede Vertragspartei sich verpflichtet, „Kulturgut, 

das mittelbar oder unmittelbar aus einem besetzten Hoheitsgebiet in ihr Hoheitsgebiet 

eingeführt wird, in Gewahrsam zu nehmen“ (Artikel 1 Absatz 2). Kulturgut aus dem 

Hoheitsgebiet einer Hohen Vertragspartei, das von dieser in dem Hoheitsgebiet einer 

anderen Hohen Vertragspartei deponiert wurde, um es vor den Gefahren eines bewaffneten 

Konflikts zu schützen, ist von der Letzteren nach Beendigung der Feindseligkeiten den 

zuständigen Behörden des Herkunftsgebietes zu übergeben (Artikel 1 Absatz 5). 
 
Die Haager Konvention enthält keine derartigen Bestimmungen zur Rückgabe geplünderter 

Kunst. Dennoch kann festgestellt werden, dass die Pflicht zur Rückgabe rechtswidrig 

erlangter Kulturgegenstände aus der Pflicht zur Respektierung von Kulturgut und dem 

Verbot der Beschlagnahmung und Plünderung von Kulturgut abgeleitet werden kann. Wenn 

Kulturgegenstände nicht beschlagnahmt werden sollen, dann sollten sie a fortiori 

zurückgegeben werden, falls sie rechtswidrig ausgeführt wurden. Ebenso kann die Pflicht 

zur Rückgabe aus den in Artikel 9 des Zweiten Protokolls enthaltenen Pflichten abgeleitet 

                                                 
26 Siehe Resolution des VN-Sicherheitsrates 2199 (2015) vom 12. Februar 2015, Absatz 17. Siehe auch 
Resolution 2249 (2015) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 20. November 2015, 
27 Resolution 69/196 der Generalversammlung vom 26. Januar 2015. 
28 TOMAN, siehe Fußnote 2, S. 345. 
29 TOMAN, siehe Fußnote 2, S. 346, S. 347. 
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werden: „[E]ine Vertragspartei, die das Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei ganz 

oder zum Teil besetzt hält, [verbietet und verhindert] in Bezug auf das besetzte Gebiet 

Folgendes: a) jede unerlaubte Ausfuhr oder sonstige Entfernung von Kulturgut oder die 

unerlaubte Übertragung des Eigentums an diesem Kulturgut; b) jede archäologische 

Ausgrabung [...]; c) jede Veränderung von Kulturgut oder die Änderung seiner 

Verwendung mit dem Ziel, kulturelle, historische oder wissenschaftliche Belege zu 

verbergen oder zu zerstören“30. 
 

Was Artikel 11 des UNESCO-Übereinkommens von 1970 angeht, ist es nicht klar, ob dieser 

Artikel die Rückerlangung von Kulturgütern, die während der Besatzung erzwungen (d. h. 

gegen den Willen des Eigentümers) ausgeführt oder übereignet wurden, zulässt. Einige 

argumentieren dahingehend, dass durch die Anerkennung der Rechtswidrigkeit der 

erzwungenen Ausfuhr und Übereignung das UNESCO-Übereinkommen von 1970 derartige 

Handlungen für nichtig erklärt und damit die Rückerlangung der Güter nach Beendigung 

der Besatzung ermöglicht wird.31 Andere führen an, dass die Rechtswidrigkeit einer 

Transaktion vom Rechtssystem abhängt, in dem diese umgesetzt werden soll32. Folglich 

wird davon ausgegangen, dass in Bezug auf die Rückgabe und Rückerstattung die 

Protokolle wirksamer als das UNESCO-Übereinkommen von 1970 sind: Sie sehen vor, dass 

Kulturgut, wenn es außerhalb des Gebiets verbracht wird, beschlagnahmt und 

rückerstattet werden muss.33 
 
Die Frage der Rückgabe von geplünderten Kulturgütern wurde auch vom VN-Sicherheitsrat 

in Angriff genommen. In der Resolution 686 (1991) verlangt der Sicherheitsrat vom Irak, 

dass dieser „sofort mit der Rückgabe aller von ihm beschlagnahmten kuwaitischen 

Vermögenswerte beginnt und die Rückgabe so rasch wie möglich abschließt“34. Dieselbe 

Forderung ist auch in der Resolution 1483 (2003) enthalten, in welcher der Sicherheitsrat 

fordert, dass „alle Mitgliedstaaten geeignete Schritte unternehmen, um die sichere 

Rückgabe von irakischem Kulturgut und anderen Gegenständen von archäologischer, 

historischer, kultureller und religiöser Bedeutung und wissenschaftlichem Seltenheitswert, 

die seit der Verabschiedung der Resolution 661 (1990) vom 2. August 1990 unrechtmäßig 

aus dem Irakischen Nationalmuseum, der Nationalbibliothek und von anderen Orten in Irak 

entfernt wurden, an die irakischen Institutionen zu erleichtern“35. Ebenso fordert der VN-

Sicherheitsrat in der Resolution 2199 (2015) alle Staaten auf, „geeignete Schritte [zu] 

unternehmen, um den Handel mit irakischem und syrischem Kulturgut zu verhüten [...] 

und so ihre spätere sichere Rückgabe an das irakische und das syrische Volk zu 

ermöglichen“36. 
 
Dieser Überblick über die völkerrechtlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit der 

Rückgabe und der Rückerstattung von Kulturgut wäre ohne einen Verweis auf das 

Übereinkommen über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter von 1995 

(UNIDROIT-Übereinkommen) nicht vollständig, das vom International Institute for the 

Unification of Private Law auf Ersuchen der UNESCO angenommen wurde.37 Das globale 

Ziel des UNIDROIT-Übereinkommens besteht darin, einen Beitrag zur Bekämpfung des 

illegalen Handels mit Kulturgütern zu leisten, indem die Solidarität zwischen den Staaten 

gefördert wird. UNIDROIT als eine spezialisierte Organisation für die Harmonisierung 

                                                 
30 HENCKAERTS Jeanne-Marie und DOSWALD-BECK Louise (Hrsg.): Customary International Humanitarian Law, 
Rules, Vol. I, Cambridge, Cambridge University Press, 2003, S. 137. 
31 Siehe FRAOUA Ridha: Convention concernant les mesures à prendre pour interdire et empêcher l'importation, 
l'exportation et le transfert de propriété illicites des biens culturels, Commentaire et aperçu de quelques mesures 
nationales d’exécution, 85, abrufbar unter:  http://unesdoc.unesco.org/images/0007/000723/072383fo.pdf. 
32 O'KEEFE J. Patrick: Commentary on the UNESCO 1970 Convention on the Means of Prohibiting and Preventing 
the Illicit Import, Export and Transfer of Ownership of Cultural Property, Leicester, Institute of Art and Law, 2007, 
S. 78. 
33 O'KEEFE, ebd., S. 15. 
34 Resolution des VN-Sicherheitsrates 686 (1991) vom 2. März 1991, Absatz 2 Buchstabe d. 
35 Resolution des VN-Sicherheitsrates 1483 (2003) vom 22. Mai 2003, Absatz 7. 
36 Resolution des VN-Sicherheitsrates 2199 (2015) vom 12. Februar 2015, Absatz 17. 
37 24. Juni 1995, 34 ILM 1322 (1995). 

http://unesdoc.unesco.org/images/0007/000723/072383fo.pdf
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nationaler Gesetze bezweckte, einige der Schwächen des UNESCO-Übereinkommens von 

1970 zu überwinden. Das UNESCO-Übereinkommen erlaubt nämlich keine privaten Klagen, 

sieht ein beschränktes Rückgabeverfahren vor, enthält keinen Verweis auf 

Verjährungsfristen und geht nicht auf die Frage der Auswirkungen der darin enthaltenen 

Vorschriften auf innerstaatliche Bestimmungen im Zusammenhang mit der Behandlung 

gutgläubiger Erwerber ein. 

 

Das UNIDROIT-Übereinkommen gilt insbesondere für Forderungen internationaler Natur 

und betrifft sowohl Diebstahl als auch die illegale Ausfuhr von Kulturgut.38 Was den 

Diebstahl betrifft, sieht das Übereinkommen eine eindeutige Pflicht zur Rückgabe vor, 

selbst wenn die gestohlenen Kulturgegenstände in Rechtssystemen wieder auftauchen, in 

denen der gutgläubige Inhaber geschützt wird.39 Jede Rückgabeforderung muss innerhalb 

einer spezifischen Frist gestellt werden.40 Im Falle der Rückerstattung des eingeklagten 

Gegenstands sieht das Übereinkommen einen Anspruch des gutgläubigen Erwerbers auf 

eine „faire und angemessene Entschädigung“41 vor. In Artikel 4.4 werden die Faktoren, die 

zur Feststellung der Sorgfaltspflicht berücksichtigt werden, recht genau definiert. Was die 

illegale Ausfuhr angeht, sieht das Übereinkommen vor, dass ein Vertragsstaat ein Gericht 

oder eine andere zuständige Behörde eines anderen Vertragsstaats um die Anordnung der 

Rückführung eines rechtswidrig aus dem Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates 

ausgeführten Kulturguts ersuchen kann, sofern zwei Bedingungen erfüllt sind.42 Der 

ersuchende Staat muss erstens nachweisen, dass die Entfernung des Gutes aus seinem 

Hoheitsgebiet die materielle Erhaltung des Gutes oder seiner Umgebung, die Erhaltung von 

Informationen, z. B. wissenschaftlicher oder historischer Art, den traditionellen oder 

rituellen Gebrauch des Gutes durch eine Eingeborenen- oder Stammesgemeinschaft 

wesentlich beeinträchtigt oder er muss nachweisen, dass das Gut für den ersuchenden 

Staat von wesentlicher kultureller Bedeutung ist. Zweitens muss der ersuchende Staat den 

Antrag innerhalb der vorgegebenen Frist stellen.43 
 

Diese Regeln sind natürlich in Bezug auf Ansprüche auf Kunstwerke, die während eines 

Konflikts geplündert wurden und später in Friedenszeiten in den Kunsthandel gelangten, 

von Bedeutung.  

 

1.2.3. Schlussfolgerung  

Mit diesem Überblick über die einschlägigen völkerrechtlichen Instrumente, die auf die 

Plünderung von Kulturgütern bei bewaffneten Konflikten anwendbar sind, wird bewiesen, 

dass dieser Besitzstand selbst sowohl im Hinblick auf die Verhütung als auch auf die 

Reparation/Rückerstattung ausreichend ist und dass kein Bedarf an zusätzlichen 

völkerrechtlichen Bestimmungen besteht. Wie oben ausgeführt, müssen diese Vorschriften 

jedoch auf nationaler Ebene wirksam umgesetzt werden, und gerade daran mangelt es 

heute. Die Staaten halten sich nicht an die Bestimmungen der bestehenden 

völkerrechtlichen Instrumente. Der UNESCO-Generaldirektor musste die Kriegführenden, 

beispielsweise 1971 während des Konflikts zwischen Indien und Pakistan und 1991 

während des Kriegs in Jugoslawien, auffordern, ihren Verpflichtungen nachzukommen.44 

Während des Golfkriegs von 1990 beklagten die Behörden Kuwaits gegenüber der 

UNESCO, dass Vertreter des Iraks Gegenstände von kuwaitischen Museen nach Bagdad 

                                                 
38 Artikel 1. 
39 Artikel 3 Absatz 1. 
40 Artikel 3 Absatz 3 und Artikel 3 Absatz 4. 
41 Artikel 4. 
42 In Artikel 5 Absatz 1 und Artikel 5 Absatz 3. 
43 Artikel 5 Absatz 5. 
44 CLEMENT Etienne: „Some Recent Practical Experience in the Implementation of the 1954 Hague Convention“. 
In: International Journal of Cultural Property, 1994, S. 11–26, hier 16. 
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verbrachten.45 Beide Staaten waren zum damaligen Zeitpunkt Vertragsparteien der Haager 

Konvention und ihres Ersten Protokolls. Die Angelegenheit wurde schließlich in einer 

Resolution des VN-Sicherheitsrates angegangen, in der die Rückgabe der aus Kuwait 

ausgeführten Gegenstände durch den Irak gefordert wurde.46  

 

Bereits 1993 wurde im Boylan-Bericht der UNESCO (zur Überprüfung der Haager 

Konvention von 1954 durch Professor Patrick J. Boylan) ausgeführt, dass die Haager 

Konvention und ihr Erstes Protokoll „entirely valid and realistic as international law and 

remain fully applicable and relevant to present circumstances. The problem is essentially 

one of failure in the application (…) rather than of inherent defects in the international 

instruments themselves“47 [als Völkerrecht uneingeschränkt gültig und realistisch sind und 

vollumfänglich anwendbar und für die derzeitigen Umstände relevant bleiben. Das Problem 

ist im Wesentlichen ein Problem der fehlenden Anwendung [...] und nicht der inhärenten 

Mängel der völkerrechtlichen Instrumente selbst].  

 

Aus diesem Grund sollte das Hauptaugenmerk auf der Umsetzung der Haager Konvention 

und ihrer Protokolle durch die Staaten liegen (siehe Abschnitt 1.4). 

1.3. Europäisches Recht  

Auf europäischer Ebene haben die Europäische Union (EU) und der Europarat (ER) eine 

Reihe von Instrumenten angenommen, mit denen das Problem des rechtswidrigen Handels 

und die Frage der Rückgabe widerrechtlich verbrachter Kulturgüter in Angriff genommen 

werden. 

 

Die Errichtung des EU-Binnenmarktes führte zur Annahme spezifischer Maßnahmen zum 

Schutz von Kulturgut. Da der Binnenmarkt die Abschaffung der Binnengrenzen erforderlich 

machte, welche die Befugnis der EU-Mitgliedstaaten zur Verhütung illegaler Bewegungen 

von kulturellen Gegenständen durch die Anwendung von Grenzkontrollen beschränken, 

nahm die Europäische Gemeinschaft die Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 über die Ausfuhr 

von Kulturgütern48 und die Richtlinie 93/7/EWG über die Rückgabe von unrechtmäßig aus 

dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern an.49 Diese Maßnahmen 

zielten nicht auf eine Harmonisierung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften ab. Da die 

Mitgliedstaaten sich das Recht vorbehielten, das „nationale Kulturgut“ zu definieren und 

Maßnahmen zu dessen Schutz zu ergreifen, und angesichts der Tatsache, dass kein breiter 

Konsens zwischen den Mitgliedstaaten in diesem Bereich erzielt werden konnte, zielen die 

Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und die Richtlinie 93/7/EWG lediglich darauf ab, die 

gegenseitige Anerkennung einzelstaatlicher Bestimmungen zur Bekämpfung des illegalen 

Handels mit Antiquitäten zu fördern. 

 

Die Verordnung (EGWG) 3911/92 wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 116/2009 vom 

12. Dezember 2008 überarbeitet und ersetzt.50 Dieser Text zielt darauf ab, die Ausfuhr von 

illegal aus anderen EU-Mitgliedstaaten entwendeten Kunstwerken außerhalb der EU durch 

die Ausnutzung weniger strenger Vorschriften in anderen Mitgliedstaaten zu vermeiden. Es 

wird darin ein Verfahren eingerichtet, wonach Antiquitäten, die unter die 

Begriffsbestimmung von nationalem Kulturgut in der Bedeutung von Artikel 36 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union fallen und die zu einer der im 

Anhang aufgeführten Kategorien zählen, nur dann in ein Drittland ausgeführt werden 

                                                 
45 Der Irak behauptete, dass die Gegenstände zu deren Bewahrung ausgeführt worden seien. CLEMENT, siehe 
Fußnote 44, S. 17. 
46 Resolution 686 (1991) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 2. März 1991. 
47 BOYLAN J. Patrick: Review of the Convention for the Protection of Cultural Property in the Event of Armed 
Conflict (The Hague Convention of 1954), UNESCO, Paris, 1993, 7, abrufbar unter: 
http://unesdoc.unesco.org/images/0010/001001/100159eo.pdf. 
48 ABl. 395/1 vom 31. Dezember 1992. 
49 ABl. 357/74 vom 27. März 1993. 
50 ABl. L 39 vom 10. Februar 2009. 

http://unesdoc.unesco.org/images/0010/001001/100159eo.pdf
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dürfen, wenn sie von einer vom Herkunftsmitgliedstaat stammenden 

Ausfuhrbescheinigung begleitet werden. Die Ausfuhr von Antiquitäten, die nicht unter die 

Begriffsbestimmungen gemäß Anhang fallen, ist durch einzelstaatliche Bestimmungen 

geregelt. Die nationalen Behörden können sich weigern, eine solche Bescheinigung 

auszustellen, wenn – gemäß einzelstaatlichem Recht – der Gegenstand im Land verbleiben 

muss. 

Die Richtlinie 93/7/EWG wurde grundlegend überarbeitet und durch die 

Richtlinie 2014/60/EU vom 15. Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem 

Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern ersetzt.51 Diese betrifft den 

Verkehr von Kulturgütern innerhalb der EU und sieht ein System vor, in dem die 

Justizbehörden des Mitgliedstaates, in den ein Kulturgut unrechtmäßig eingeführt wurde, 

dessen Rückgabe an den ersuchenden Mitgliedstaat anordnen muss. Die neue Richtlinie 

bezieht sich insbesondere auf Kulturgüter, die von nationalen Behörden als „nationales 

Kulturgut“ eingestuft oder definiert wurden, aber nicht länger einer bestimmten Kategorie 

angehören und keine Alters- bzw. Wertgrenzen einhalten müssen, um für eine Rückgabe 

in Frage zu kommen. Die nationalen Regierungsagenturen aus EU-Mitgliedstaaten sind zur 

gegenseitigen Zusammenarbeit und zum Austausch von Informationen über rechtswidrig 

verbrachte Kulturgüter über das Binnenmarkt-Informationssystem verpflichtet. Wichtig ist 

dabei, dass in dieser Richtlinie in Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 4 des UNIDROIT-

Übereinkommens die Merkmale der Sorgfaltspflicht auf dem Kunstmarkt beschrieben 

werden (Artikel 10 Absatz 2 der Richtlinie).52 

 

Der ER hat eine Reihe von Übereinkommen zum Schutz verschiedener Aspekte des 

Kulturerbes angenommen. Dazu zählen das Europäische Kulturabkommen (1954), das 

Europäische Übereinkommen zum Schutz des archäologischen Erbes (1969, überarbeitet 

1992) und das Europäische Übereinkommen über Straftaten im Zusammenhang mit 

Kulturgut (Übereinkommen von 1985).  

 

Das Übereinkommen von 1985 wurde zur Bekämpfung des rechtswidrigen Verkehrs mit 

Kulturgütern durch das Strafrecht, zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 

Staaten und zur Stärkung des öffentlichen Bewusstseins des durch den rechtswidrigen 

Verkehr entstehenden Schadens angenommen. Es diente folglich der Ergänzung des 

Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen und des Europäischen 

Auslieferungsübereinkommens.  

 

Das Übereinkommen von 1985 ist jedoch nie in Kraft getreten. Nur sechs Mitgliedstaaten 

haben es unterzeichnet und nur ein Mitgliedstaat hat es ratifiziert. Das Übereinkommen 

hat wohl aufgrund seiner Formulierung keine große internationale Unterstützung erfahren. 

Insbesondere die Spezifikation der Kategorien des Kulturguts und der unter das 

Übereinkommen fallenden Straftaten erfolgt durch die Aufzählung in Anhang II (der eine 

Auflistung von Beispielen kultureller Gegenstände enthält) und Anhang III (mit einer Liste 

der Arten von Straftaten). Die in den Anhängen II und III aufgeführten Listen sind in zwei 

Abschnitte unterteilt. Der erste Abschnitt der beiden Anhänge enthält eine Liste der 

Kategorien von Kulturgütern und Straftaten, für welche die Umsetzung des 

Übereinkommens zwingend vorgeschrieben ist. Die Staaten haben jedoch die Möglichkeit, 

den Anwendungsbereich des Übereinkommens zu erweitern, indem sie eine oder mehr 

Kategorien von Gütern und/oder Straftaten, die im zweiten Abschnitt der Anhänge II und 

III aufgeführt sind, in den ersten Abschnitt aufnehmen. Als Teil desselben Problems ist 

eine Partei gemäß der in Artikel 26 enthaltenen Regel der Gegenseitigkeit insoweit 

                                                 
51 ABl. 159/1 vom 28. Mai 2014. 
52 Artikel 4 Absatz 4 des UNIDROIT-Übereinkommens sieht folgendes vor: „Bei der Entscheidung, ob der 
Eigenbesitzer mit der erforderlichen Sorgfalt vorgegangen ist, werden alle Umstände des Erwerbs berücksichtigt, 
insbesondere die Unterlagen über die Herkunft des Kulturgutes, die nach dem Recht des ersuchenden 
Mitgliedstaats erforderlichen Ausfuhrgenehmigungen, die jeweiligen Eigenschaften der Beteiligten, der gezahlte 

Preis, die Einsichtnahme des Eigenbesitzers in die zugänglichen Verzeichnisse entwendeter Kulturgüter, alle 
einschlägigen Informationen, die er mit zumutbarem Aufwand hätte erhalten können, oder jeder andere Schritt, 
den eine vernünftige Person unter denselben Umständen unternommen hätte.“  
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verpflichtet, mit einer anderen Partei zusammenzuarbeiten, „als sie selber in ähnlichen 

Fällen das Übereinkommen anwenden würde“. Es muss auch darauf hingewiesen werden, 

dass die meisten Staaten beschlossen, das Übereinkommen von 1985 nicht zu ratifizieren, 

weil einige der klassischen Straftaten gegen Kulturgüter nicht zu den Hauptstraftaten des 

ersten Abschnitts von Anhang III zählten, wie die Zerstörung oder Beschädigung von 

Kulturgut, das illegale Ausgraben archäologischer Gegenstände und die illegale Ausfuhr 

von Kulturgut. Abschließend sei erwähnt, dass das Übereinkommen von 1985 auch aus 

politischen/kommerziellen Gründen nicht von den Mitgliedstaaten des Europarates 

ratifiziert wurde. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Lobby der Händler und 

Sammler Druck auf die Regierungen ausgeübt hat, um einen schwachen Text auszuhandeln 

oder anzunehmen oder den Vertrag nicht zu ratifizieren.  

Der Europäische Ausschuss für Strafrechtsfragen des ER prüft derzeit, ob eine 

Überarbeitung des Übereinkommens von 1985 in Erwägung kommt, um den Text und 

dessen Aufbau zu vereinfachen und zu straffen und eine Harmonisierung der einschlägigen 

Strafrechtsbestimmungen sicherzustellen. Das neue Übereinkommen könnte ein wichtiges 

Instrument zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Staaten, zur Verhütung von 

Straftaten und zur strafrechtlichen Verfolgung werden, um so Straftaten gegen das 

Kulturerbe der europäischen Länder und darüber hinaus zu bekämpfen und zu bestrafen. 

1.4. Nationales Recht 

Die Vertragsparteien der Haager Konvention und ihrer Protokolle sind verpflichtet, das 

UNESCO-Sekretariat im Rahmen regelmäßiger Berichte über die Maßnahmen zu 

informieren, die angenommen werden, um die Umsetzung der besagten Rechtsinstrumente 

auf nationaler Ebene sicherzustellen. Eine vorläufige Bewertung der letzten von den 

18 europäischen Staaten im Zeitraum von 2011–201253 eingereichten Berichte zeigt, dass 

unterschiedliche Methoden zur Umsetzung dieser internationalen Instrumente eingesetzt 

wurden (Anhang 1). Während einige Staaten spezifische Umsetzungsvorschriften 

angenommen haben (wie die Schweiz und die Niederlande), haben andere ihr Strafrecht 

oder Rechtsvorschriften zum Kulturgut überarbeitet, um diesen Vorschriften Rechnung zu 

tragen. 

 

Was das Erste Protokoll angeht, gaben zehn Staaten an, die Bestimmungen im nationalen 

Recht umgesetzt zu haben. Mit Ausnahme von nur zwei Staaten gaben alle europäischen 

Staaten an, dass die in Artikel 15 des Zweiten Protokolls genannten Handlungen gemäß 

innerstaatlichem Recht als Straftaten behandelt werden und angemessene Strafen 

vorgesehen sind. Nicht alle scheinen jedoch spezifische Klauseln für Kunstraub und für die 

Aneignung von Kulturgut in Kriegszeiten zu besitzen (siehe Anhang 1). 

 

Nachstehend werden die Rechtsvorschriften von zwei europäischen Staaten beleuchtet, die 

interessante Neuheiten aufweisen: die Schweiz (1.4.1.) und die Niederlande (1.4.2). 

Ferner werden auch die Rechtsvorschriften eines außereuropäischen Staates, nämlich 

Kanada (1.4.3), erörtert. 

1.4.1. Schweiz 

Am 20. Juni 2014 nahm die Schweiz das Bundesgesetz über den Schutz der Kulturgüter 

bei bewaffneten Konflikten, bei Katastrophen und in Notlagen (KGSG) an.54 Mit diesem 

Gesetz verlieh die Schweizerische Eidgenossenschaft ihrem Anliegen Ausdruck, dass das 

Kulturerbe vor Gefahren wie Krieg, Naturkatastrophen und sonstigen Notlagen geschützt 

                                                 
53 Vgl. http://www.unesco.org/new/en/culture/themes/armed-conflict-and-heritage/2011-2012-periodic-

reports/#c1369634. 
54 Systematische Rechtssammlung 20.3. Durch dieses Gesetz wurde das Bundesgesetz über den Schutz der 
Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten von 1966 ersetzt und aufgehoben.  

http://www.unesco.org/new/en/culture/themes/armed-conflict-and-heritage/2011-2012-periodic-reports/#c1369634
http://www.unesco.org/new/en/culture/themes/armed-conflict-and-heritage/2011-2012-periodic-reports/#c1369634
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werden müsse und unterstrich die Bedeutung der Verhütung von Plünderungen und 

rechtswidrigem Handel mit Kulturgütern. 

 

In Bezug auf den vorbeugenden Schutz von Kulturgütern sieht Artikel 12 KGSG vor, dass 

ausländischen Staaten ein „Bergungsort“ zum Schutz ihres Kulturerbes vor den Gefahren 

von Krieg, Terrorismus und Katastrophen angeboten werden kann.55 Gemäß Artikel 12 

KGSG kann der Bund einen Bergungsort zur Aufbewahrung der Kulturgüter ausländischer 

Staaten zur Verfügung stellen, wenn diese durch bewaffnete Konflikte, Katastrophen und 

Notlagen bedroht sind. Im Gesetz wird Bergungsort definiert als geschützte Räumlichkeit, 

die der Bund zur vorübergehenden treuhänderischen Aufbewahrung von beweglichen 

Kulturgütern, die ein Teil des kulturellen Erbes eines Staates und in ihrem Eigentümer- 

oder Besitzerstaat akut gefährdet sind, zur Verfügung stellt.56 Aus Artikel 12 KGSG geht 

klar hervor, dass die treuhänderische Aufbewahrung der Kulturgüter unter der 

Schirmherrschaft der UNESCO steht und der Bundesrat befugt ist, Staatsverträge mit 

ersuchenden Staaten abzuschließen, um diese Bestimmung umzusetzen.57 

 

Interessant ist dabei, dass auch andere Staaten, wie Frankreich, und Verbände wie die 

American Association of Art Museum Directors (AAMD) derzeit Anstrengungen 

unternehmen, um Modelle zur Einrichtung von Bergungsorten zu entwickeln (siehe 

Abschnitt 1.5.1).  

 

Vom akademischen und historischen Standpunkt sei darauf hingewiesen, dass der 

Ausschuss für Kulturerberecht der International Law Association (ILA) 2008 die „Guidelines 

for the Establishment and Conduct of Safe Havens for Cultural Materials“58 (Leitlinien für 

die Einrichtung und Unterhaltung von Bergungsorten für Kulturgüter) (Anhang 2) 

angenommen hat. Das Interesse des Ausschusses am Konzept der Bergungsorte entstand 

ausgehend von der Überlegung, dass Kulturgegenstände vorübergehend aus ihrem 

Ursprungsstaat entfernt werden müssen, um sie vor verschiedenen Gefahren, wie 

bewaffnete Konflikte, Naturkatastrophen, zivile Katastrophen und illegale Ausgrabungen, 

zu sichern. Ziel des ILA-Ausschusses war es, spezifische Normen und Verfahren 

einzurichten, um Kulturgüter zu retten, zu sichern und nach dem Ende der Bedrohung, die 

zu ihrer Entfernung führten, zurückzugeben, vorausgesetzt, die Güter können im 

Ursprungsstaat wieder geschützt werden. Aus diesem Grund war vorgesehen, dass diese 

Richtlinien in staatliche Rechtsvorschriften und die internen Vorschriften von Museen, 

Berufsverbänden und nichtstaatlichen Organisationen integriert werden. 

1.4.2. Niederlande 

In Bezug auf die Frage der Rückerstattung von bei bewaffneten Konflikten unrechtmäßig 

verbrachten Kunstgegenständen nahmen die Niederlanden im März 2007 ein Gesetz an, 

das Gesetz zur Rückgabe von Kulturgut aus besetzten Gebieten.59 

 

Dieses Gesetz wurde aufgrund eines spezifischen Falls angenommen, mit dem die 

niederländischen Gerichte befasst wurden und der sich auf Ikonen bezog, die in Zypern im 

Zuge der türkischen Invasion gestohlen wurden. Die Ikonen wurden später von einem 

niederländischen Sammler erworben und die Kirche von Zypern verlangte ihre Rückgabe. 

                                                 
55 Das Konzept des „Bergungsortes“ ist auch in der Haager Konvention vorgesehen (Artikel 1 Buchstabe b, 
Artikel 8 und 11) und im Zweiten Protokoll (Artikel 8). 
56 Artikel 2 Buchstabe c. 
57 Eine Verordnung zur Umsetzung des KGSG wurde am 29. Oktober 2014 angenommen, Systematische 
Rechtssammlung 520.31. 
58 Siehe Entschließung 2/2008, angenommen von der 73. Konferenz der International Law Association, Rio de 
Janeiro, Brasilien, 17.–21. August 2008, abrufbar unter: http://www.ila-
hq.org/en/committees/index.cfm/cid/13. 
59 Gesetz vom 8. März 2007 mit Vorschriften zu Kulturgut, das bei einem bewaffneten Konflikt in einem besetzten 

Gebiet in Verwahrung genommen wird, und zur Einleitung von Verfahren zur Rückgabe dieses Kulturguts, 
abrufbar unter: http://www.unesco.org/culture/natlaws/. Die Begründung ist abrufbar unter: 
http://www.unesco.org/culture/natlaws/media/pdf/netherlands/netherlands_actmarch2007_engtof.pdf. 

http://www.ila-hq.org/en/committees/index.cfm/cid/13
http://www.ila-hq.org/en/committees/index.cfm/cid/13
http://www.unesco.org/culture/natlaws/
http://www.unesco.org/culture/natlaws/media/pdf/netherlands/netherlands_actmarch2007_engtof.pdf
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Die niederländischen Gerichte ordneten jedoch keine Rückgabe der Ikonen an Zypern an, 

unter anderem weil das Erste Protokoll nicht als unmittelbar anwendbar betrachtet 

wurde.60 Aus diesem Grund wurde 2007 das Gesetz angenommen, dessen Zweck es war, 

zu klären, dass das Protokoll in den Niederlanden unmittelbar anwendbar ist. Dies führte 

schließlich zur Rückgabe der Ikonen an Zypern. 

 

Dieses Gesetz ist nicht nur deshalb äußerst interessant, weil es auf einen der größten 

Mängel des Systems der Haager Konvention hinweist, sondern auch, weil dadurch gezeigt 

wird, dass es nicht sehr schwierig ist, das Problem der fehlenden unmittelbaren 

Anwendbarkeit des Protokolls zu überwinden. Staaten, die das Erste Protokoll ratifiziert 

haben, könnten diesem Beispiel ganz einfach folgen. 

 

§ 2 des Gesetzes von 2007 sieht Folgendes vor: „Es ist verboten, Kulturgüter von einem 

besetzten Gebiet in die Niederlande einzuführen oder diese Kulturgüter in den Niederlanden 

zu besitzen.“ In Kapitel 2 des Gesetzes von 2007 werden die Verfahren für die 

Aufbewahrung des Gegenstands und in Kapitel 3 das Gerichtsverfahren zur Rückerstattung 

geregelt. 

1.4.3. Kanada  

Kanada hat die Haager Konvention von 1954 und ihre beiden Protokolle im Rahmen des 

Crimes against Humanity and War Crimes Act61 (Gesetz über Verbrechen gegen die 

Menschheit und Kriegsverbrechen) und einigen Artikeln des Cultural Property Export and 

Import Act62 (Gesetz über die Ausfuhr und Einfuhr von Kulturgütern) und des Criminal 

Code63 (Strafgesetzbuch) umgesetzt. Mit diesen Gesetzen wurden verschiedene 

Straftatbestände für Personen eingeführt, die die Bestimmungen der Haager Konvention 

und ihrer Protokolle verletzen, auch in Bezug auf den Diebstahl und die Ausfuhr von 

Kulturgut, und sehen verschiedene Mittel zu deren Rückgabe vor.  

 

So gelten beispielsweise im kanadischen Gesetz Crimes against Humanity and War Crimes 

Act dieselben Begriffsbestimmungen für „Kriegsverbrechen“ wie im Statut des 

Internationalen Strafgerichtshofs. Demnach sind „die Zerstörung oder Wegnahme 

feindlichen Eigentums außer in den Fällen, wo diese Zerstörung oder Wegnahme durch die 

Erfordernisse des Krieges dringend erheischt wird“, die Plünderung von Städten oder 

„Ansiedelungen, selbst wenn sie im Sturme genommen sind“, und die „Wegnahme 

feindlichen Eigentums außer in den Fällen, wo diese Zerstörung oder Wegnahme durch die 

Erfordernisse des Krieges dringend erheischt wird“, unverjährbare Kriegsverbrechen64 Wird 

Kulturgut durch Begehen solcher Verbrechen (in Kanada65 oder im Ausland66) erlangt, sieht 

das Gesetz dessen Beschlagnahme in Kanada und Rückgabe an den rechtmäßigen 

Eigentümer oder die Person, die einen Rechtsanspruch auf dessen Besitz hat, vor.67 Dies 

stellt eine innovative Maßnahme im Bereich des internationalen Schutzes von Kulturgut 

dar; es wurde deshalb auch Folgendes ausgeführt: „Canadian law is such that, for example, 

artworks appropriated during the Nazi-era could be returned to rightful claimants pursuant 

to the prosecution of individuals in Canada for crimes against humanity committed outside 

Canada that were connected with the way in which the property was originally 

appropriated”68 [Nach kanadischem Recht gilt beispielsweise, dass Kunstwerke, die 

                                                 
60 Siehe MATYK Stephen, „The Restitution of Cultural Objects and the Question of Giving Direct Effect to the 
Protocol to the Hague Convention on the Protection of Cultural Property in the Event of Armed Conflict 1954”, 
International Journal of Cultural Property 2000, 341–346. 
61 S.C. 2000, Kap. 24. 
62 R.S.C. 1985, Kapitel C-51. 
63 R.S.C. 1985, Kapitel C-46. 
64 Crimes Against Humanity and War Crimes Act, Anhang. 
65 Crimes Against Humanity and War Crimes Act, Artikel 4 Absatz 1. 
66 Crimes Against Humanity and War Crimes Act, Artikel 6 Absatz 1. 
67 Kanadisches Strafgesetzbuch, Art. 490 Absatz 9 Buchstabe d. 
68 PATERSON K. Robert: „Canada”. In: KONO Toshiyuki (ed.), The Impact of Uniform Laws on the Protection of 
Cultural Heritage in the 21st Century, Leiden, Martinus Nijhoff Publishers, 2010, S. 233–246, 243.  
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während der NS-Herrschaft erlangt wurden, an den rechtmäßigen Antragsteller 

zurückgegeben werden können durch die strafrechtliche Verfolgung von natürlichen 

Personen in Kanada im Zusammenhang mit Verbrechen gegen die Menschheit, die 

außerhalb Kanadas begangen wurden und mit der ursprünglichen Erlangung des Eigentums 

in Verbindung stehen.]  

 

Andere Handlungen, die nicht als „Kriegsverbrechen“ eingestuft werden können, können 

ebenfalls Gegenstand der extraterritorialen Zuständigkeit Kanadas sein und folglich in 

diesem Land strafrechtlich verfolgt werden. So sieht beispielsweise das Cultural Property 

Export and Import Act Strafen für die Ausfuhr und Verbringung von Kulturgut (gemäß 

Definition in Artikel 1 Buchstabe a der Haager Konvention) aus einem besetzten Gebiet 

einer Vertragspartei des Zweiten Protokolls vor und gestattet es dem Generalstaatsanwalt 

Kanadas, auf Antrag der betroffenen Vertragspartei ein Gerichtsverfahren für die Rückgabe 

und Rückerstattung des genannten Kulturguts einzuleiten.69  

 

Die kanadische Erfahrung scheint folglich ein gutes Beispiel der wirksamen Umsetzung der 

Haager Konvention und ihrer Protokolle in nationalem Recht darzustellen. 

1.5. Soft Law 

Trotz ihres unverbindlichen Charakters stellen Soft-Law-Instrumente eine verbindliche 

Quelle für die Verhütung von Kunstraub und für die Rückgabe dar. Es sollte eine 

Unterscheidung getroffen werden zwischen Soft-Law-Instrumenten, die auf Kunstraub im 

Allgemeinen Anwendung finden (1.5.1.), und denjenigen, die auf spezifische Fragen 

fokussiert sind, insbesondere die Rückgabe von geplünderten Kunstgegenständen während 

des 2. Weltkriegs (1.5.2.).  

1.5.1. Kunstraub im Allgemeinen  

Um Kunstraub sowohl zu Friedenszeiten als auch im Krieg zu verhindern, ist es wichtig, 

dass die betroffenen Akteure mit Sorgfalt zusammen vorgehen. Dies gilt beispielsweise für 

Museen, wo sich viele geplünderte Kunstgegenstände am Ende wiederfinden.  

 

Der Internationale Museumsrat (ICO) sieht in seinen ethischen Richtlinien vor, dass 

Museen vor dem Kauf sicherstellen sollten, dass der betroffene Gegenstand nicht 

rechtswidrig erlangt wurde. Zu diesem Zweck sollten die Museen eine Herkunftsforschung 

betreiben und die vollständige Geschichte des Gegenstands bestimmen.70 Diese 

Bestimmung gilt für alle Neuerwerbungen und betrifft Kunst, die in Kriegen geplündert 

wurde, aber auch illegal ausgeführte oder gestohlene Gegenstände.  

 

Auch nationale Verbände von Museen haben diesbezüglich Initiativen ergriffen. Die AAMD 

sieht vor, dass die Direktoren von Museen “knowingly acquire or allow to be recommended 

for acquisition any object that has been stolen, removed in contravention of treaties or 

international conventions to which the United States (U.S.) is a signatory, or illegally 

imported in the U.S.”71 (keinen Gegenstand wissentlich erwerben oder zum Kauf empfehlen 

dürfen, der gestohlen oder unter Verletzung von Verträgen oder internationalen 

Konventionen, die von den Vereinigten Staaten (USA) unterzeichnet wurden, in die USA 

verbracht oder illegal in die USA eingeführt wurde).  

 

                                                 
69 Cultural Property Export and Import Act, Artikel 36 Absatz 1. 
70 ICOM, Ethische Richtlinien für Museen, angenommen im Jahr 1986 und 2004 überarbeitet, 

http://icom.museum/fileadmin/user_upload/pdf/Codes/code_ethics2013_eng.pdf. 
71 Code of Ethics. Angenommen im Juni 1966; 1971, 1973, 1974, 1991, 2001 und 2011 geändert 
https://www.aamd.org/about/code-of-ethics. 

http://icom.museum/fileadmin/user_upload/pdf/Codes/code_ethics2013_eng.pdf
https://www.aamd.org/about/code-of-ethics
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Die AAMD nahm spezifische Guidelines on the Acquisition of Archaeological Material and 

Ancient Art (2013)72 (Richtlinien zum Kauf von archäologischem Material und antiker 

Kunst) und vor kurzem auch Protocols for Safe Havens for Works of Cultural Significance 

from Countries in Crisis (2015)73 (Protokolle für Bergungsorte von Werken mit kultureller 

Bedeutung aus Krisenländern) zur Unterstützung der Umsetzung der Haager Konvention 

an.  

 

Zur Erleichterung der Rückgabe von geplünderter Kunst, insbesondere 

archäologischen Gegenständen, wird den Staaten empfohlen, staatliche Eigentumsrechte 

an diesen Gegenständen vorzusehen. Wie oben bereits ausgeführt, zählt die illegale 

Entfernung von archäologischen Gegenständen von Stätten nur dann als widerrechtliche 

Inbesitznahme im Sinne von Artikel 4.3 der Haager Konvention, wenn die Staaten vor der 

Entfernung ihre Eigentumsrechte in nationalen Gesetzen vorgesehen haben.  

 

Zur Unterstützung der Anstrengungen der Staaten in dieser Frage haben UNESCO und 

UNIDROIT sogenannte Model Provisions on State Ownership of Undiscovered Cultural 

Objects (Musterbestimmungen zum staatlichen Eigentumsrecht an unentdeckten 

kulturellen Gegenständen) erarbeitet (Anhang 3: siehe Abschnitte 2.4.1. und 2.4.2.).74 

Dies ist ein Beispiel eines Soft-Law-Instruments, das für diejenigen Staaten, die zur 

Aufnahme dieser Grundsätze in das nationale Recht oder dessen entsprechender 

Überarbeitung bereit sind, zu einer Hard-Law-Bestimmung werden kann.  

 

1.5.2. Rückgabe von während des 2. Weltkriegs geplünderter Kunst 

Rückgabeforderungen von Opfern des Kunstraubs durch das NS-Regime und deren Erben 

und das zunehmende öffentliche Bewusstsein für diese Fragen veranlassten die Staaten 

dazu, über Grundsätze für die Lösung von Rechtsstreitigkeiten in diesem Bereich 

nachzudenken. Diese werden nachstehend in chronologischer Reihenfolge dargestellt 

(1.5.2.1. bis 1.5.2.4.). Museumsverbände und Auktionshäuser entwickelten ferner 

ethische Richtlinien speziell für die Behandlung von Fällen des Kunstraubs durch das NS-

Regime (1.5.2.5.).  

1.5.2.1. Grundsätze der Washingtoner Konferenz 1998 

Die 44 Staaten, die 1998 an der Washingtoner Konferenz über Vermögenswerte aus der 

Zeit des Holocaust teilnahmen, nahmen eine Reihe von Grundsätzen an, die auch als 

„Grundsätze der Washingtoner Konferenz“ bezeichnet werden.75 Diese Grundsätze sind das 

erste internationale Instrument, das speziell auf die Frage vom NS-Regime geplünderter 

Kunstwerke nach deren Wiederauftauchen in den 1990er Jahren eingeht. Diese Grundsätze 

führten das Konzept der „gerechten und fairen“ Lösungen als einen Weg zur Handhabung 

von Rückgabeforderungen ein. In Grundsatz 8 wird Folgendes unterstrichen:  

 

„Wenn die Vorkriegseigentümer von Kunstwerken, die durch die Nationalsozialisten 

beschlagnahmt und in der Folge nicht zurückgegeben wurden, oder ihre Erben ausfindig 

gemacht werden können, sollten rasch die nötigen Schritte unternommen werden, um eine 

gerechte und faire Lösung zu finden, wobei diese je nach den Gegebenheiten und 

Umständen des spezifischen Falls unterschiedlich ausfallen kann.“ 

                                                 
72 Vgl. https://www.aamd.org/sites/default/files/document/AAMD%20Guidelines%202013.pdf. 
73 Vgl. https://www.aamd.org/document/aamd-protocols-for-safe-havens-for-works-of-cultural-significance-
from-countries-in-crisis. 
74 UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State Ownership of Undiscovered Cultural Objects 2011. Die 
Begründung und die Mustervorschriften sowie erklärende Leitlinien sind abrufbar unter: 
http://www.unidroit.org/instruments/cultural-property/model-legislative-provisions. 
75 „Washington Conference Principles on Nazi-confiscated Art“, in: CAMPFENS Evelien (Hrsg.), Fair and Just 
Solutions? Alternatives to Litigation in Nazi-Looted Art Disputes: Status Quo and New Developments, The Hague, 
Eleven International Publishing, 2015, Anhang 2.  

https://www.aamd.org/sites/default/files/document/AAMD%20Guidelines%202013.pdf
https://www.aamd.org/document/aamd-protocols-for-safe-havens-for-works-of-cultural-significance-from-countries-in-crisis
https://www.aamd.org/document/aamd-protocols-for-safe-havens-for-works-of-cultural-significance-from-countries-in-crisis
http://www.unidroit.org/instruments/cultural-property/model-legislative-provisions
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Um dies zu erreichen, werden die Staaten aufgerufen, „innerstaatliche Verfahren zur 

Umsetzung dieser Richtlinien zu entwickeln. Dies betrifft insbesondere die Einrichtung 

alternativer Mechanismen zur Klärung strittiger Eigentumsfragen“. Eine Reihe von Staaten, 

wie Österreich, Frankreich, die Niederlande und das Vereinigte Königreich, haben 

besondere Beratungsausschüsse zur Lösung von Fällen im Zusammenhang mit unter dem 

NS-Regime geplünderten Kunstwerken eingerichtet (siehe Abschnitt 4.2.). 

 

Ein weiterer vor kurzem unternommener Versuch der Anwendung der Grundsätze der 

Washingtoner Konferenz ist in den USA zu finden, wo die Grundsätze zuerst angenommen 

wurden. Mit dem Holocaust Expropriated Art Recovery Act (Anhang 4) (Gesetz zur 

Rückgabe von während des Holocausts enteigneter Kunst), das dem Senat vorgelegt 

wurde, wird Folgendes bezweckt: „ensure that claims to artwork stolen or misappropriated 

by the Nazis are not barred by statutes of limitations and other similar legal doctrines but 

are resolved in a just and fair manner on the merits”76 (sicherzustellen, dass Forderungen 

in Bezug auf gestohlene oder widerrechtlich von den Nazis angeeignete Kunstwerke nicht 

aufgrund von Verjährungsfristen und ähnlichen Rechtsgrundsätze verfallen, sondern auf 

eine gerechte und faire Weise nach Lage der Dinge gelöst werden).  

1.5.2.2. Entschließung des Europarates von 1999 

Auf europäischer Ebene wurde der ERausgehend von der Washingtoner Konferenz tätig 

und nahm 1999 eine Resolution77 an. Dieser wichtige Text betrachtet die Rückgabe von 

Kunst, die vom NS-Regime geplündert wurde, als „a significant way of enabling the 

reconstitution of the place of Jewish culture in Europe itself” (einen wesentlichen Schritt, 

um es der jüdischen Kultur in Europa zu erlauben, ihren Platz wiedereinzunehmen) 

(Artikel 8). Es wird daran erinnert, dass legislative Änderungen erforderlich sind, um die 

Rückgabe zu ermöglichen, beispielsweise in Bezug auf die Verjährungsfristen und die 

Übertragbarkeit (Artikel 13) oder Bestimmungen gegen die Beschlagnahme (Artikel 15). 

Es wird auch auf die Rolle von Händlern und Vermittlern hingewiesen: Die Gesetze sollten 

für Händler und Vermittler eine Meldepflicht vorsehen, wenn bekannt wird oder der 

Verdacht besteht, dass ein Kunstwerk in ihrem Besitz aus einer Plünderung stammt 

(Artikel 18).  

1.5.2.3. Erklärung von Vilnius von 2000. 

Die Erklärung von Wilna78 ist das Ergebnis der internationalen Konferenz (Vilnius 

International Forum on Holocaust Era Looted Cultural Assets), die als Folgemaßnahme zur 

Washingtoner Konferenz von 1998 abgehalten wurde. Die am Ende der Konferenz 

angenommene Erklärung ermutigt die Regierungen zur Umsetzung der Grundsätze von 

Washington und der Entschließung des Europarates. Sie ruft die Regierungen auch dazu 

auf, alle ihnen vorliegenden Informationen zu teilen (Artikel 2), Referenzzentren in jedem 

Land einzurichten (Artikel 3) und regelmäßig internationale Treffen abzuhalten (Artikel 5).  

1.5.2.4. Theresienstädter Erklärung von 2009. 

Die Theresienstädter Erklärung über Holocaust-Vermögenswerte und damit verbundene 

Fragen79 wurde von den Staaten unterzeichnet, die 2009 an einer internationalen 

Konferenz in Prag und Theresienstadt teilnahmen. Sie bezieht sich auf verschiedene mit 

dem Holocaust verbundene Themen (Bedürfnisse der Überlebenden, unbewegliches 

Vermögen, Gedenkstätten usw.). Mehrere Bestimmungen beziehen sich auf NS-

                                                 
76 Der Text des Gesetzentwurfs ist abrufbar unter: https://www.congress.gov/bill/114th-congress/senate-
bill/2763. 
77 Parlamentarische Versammlung des Europarates, Entschließung 1205 (1999): Looted Jewish Cultural Property.  
78 „Vilnius Forum Declaration“, in: CAMPFENS Evelien (Hrsg.), siehe Fußnote 75, Anhang 4.  
79 Vgl. http://www.holocausteraassets.eu/program/conference-proceedings/declarations/. 

https://www.congress.gov/bill/114th-congress/senate-bill/2763
https://www.congress.gov/bill/114th-congress/senate-bill/2763
http://www.holocausteraassets.eu/program/conference-proceedings/declarations/
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verfolgungsbedingt entzogene Kunstgegenstände. In Punkt 2 der Erklärung wird auf die 

Bedeutung der Herkunftsforschung zur Identifizierung potenziell geplünderter Kunstwerke 

hingewiesen: „betonen wir im Besonderen, wie wichtig es ist, dass alle Handelnden [...] 

eine intensivierte systematische Provenienzforschung weiterführen und unterstützen, und 

dass sie relevante Ergebnisse der Provenienzforschung einschließlich laufender 

Aktualisierungen unter Beachtung der Datenschutzbestimmungen im Internet zugänglich 

machen.“ In Punkt 3 werden die Regierungen aufgefordert, „sicherzustellen, dass ihre 

Rechtsordnungen oder alternativen Verfahren [...] gerechte und faire Lösungen im Hinblick 

auf NS-verfolgungsbedingt entzogene Kunstgegenstände ermöglichen“. 

1.5.2.5. Ethische Richtlinien  

In Bezug auf NS-verfolgungsbedingt entzogene Kunstgegenstände empfiehlt ICOM den 

Museen, Maßnahmen ihrer nationalen Regierungen anzuregen, um eine vollumfängliche 

Umsetzung der Bestimmungen von Dokumenten zu gewährleisten, die internationale 

Grundsätze begründen, wobei insbesondere auf die Washingtoner Grundsätze verwiesen 

wird.80 In einer früheren Empfehlung wurde unterstrichen, dass Museen aktiv 

Nachforschungen durchführen sollten und all ihre Erwerbungen identifizieren sollten, 

insbesondere diejenigen, die während oder kurz nach dem 2. Weltkrieg stattfanden und 

deren Quellen unsicher sind.81 

 

Die AAMD arbeitete eine Reihe von Fragen aus, die von den US-amerikanischen Direktoren 

von Museen berücksichtigt werden sollten, um die Identifizierung von Kunstwerken zu 

erleichtern, die vom NS-Regime gestohlen wurden, und damit die Antragsteller rasche und 

feinfühlige Antworten erhalten.82  

 

Christie´s, eines der größten Auktionshäuser des Kunstmarkts, nahm 2009 Richtlinien mit 

dem Titel Guidelines for Dealing with Nazi-era Art Restitution Issues (Richtlinien zur 

Behandlung von Kunstrückgabefragen im Zusammenhang mit der NS-Zeit) an. In den 

Leitlinien wird erklärt, welche Schritte das Auktionshaus ergreifen wird, wenn ein potenziell 

mit der NS-Zeit verbundenes Problem in Bezug auf die Herkunft eines Gegenstands auftritt 

und wenn eine Forderung im Zusammenhang mit einem übergebenen Gegenstand gestellt 

wird.83 

 

 

 

1.6. Schlussfolgerung 

Zusammenfassend kann ausgeführt werden, dass das Völkerrecht den Kunstraub im 

Rahmen bewaffneter Konflikte verbietet und bestraft und eine Rückgabe ermöglicht. Es ist 

jedoch von entscheidender Bedeutung, dass die Staaten dafür sorgen, dass diese 

Grundsätze in ihren inländischen Systemen anwendbar sind. Die diesbezüglich von der 

Schweiz, den Niederlanden und Kanada ergriffenen Initiativen stellen ein gutes Beispiel 

dar.  

 

Auf europäischer Ebene zielen die Rechtsinstrumente eher auf das Problem des illegalen 

Handels insgesamt ab. Dennoch gilt die Aufmerksamkeit derzeit verstärkt der 

Harmonisierung von Vorschriften über Straftaten im Zusammenhang mit dem Kulturgut. 

Eine mögliche Überarbeitung des Übereinkommens von 1985 könnte in Bezug auf die 

Kriminalisierung der Plünderung interessant sein. 

                                                 
80 Entschließung Nr. 8 (2001), abrufbar unter: http://archives.icom.museum/spoliation.html. 
81 ICOM Recommendations concerning the Return of Works of Art Belonging to Jewish Owners, 14. Januar 1999, 

abrufbar unter: http://archives.icom.museum/worldwar2.html. 
82 AAMD, „Art Museums and the Restitution of Works Stolen by the Nazis“, 2007. 
83 Vgl. http://www.christies.com/pdf/services/2010/christies-guidelines-for-dealing-with-restitution-issues.pdf. 

http://archives.icom.museum/spoliation.html
http://archives.icom.museum/worldwar2.html
http://www.christies.com/pdf/services/2010/christies-guidelines-for-dealing-with-restitution-issues.pdf


Grenzüberschreitende Rückgabeforderungen für bei bewaffneten Konflikten und Kriegen geplünderte Kunst 
und Alternativen zu Gerichtsverfahren 

 

 

 25 

 

Abschließend sei angemerkt, dass Soft-Law-Instrumente in diesem Bereich ebenfalls eine 

wichtige Rolle spielen und für Staaten und andere Akteure, wie beispielsweise Museen, mit 

Blick sowohl auf die Verhütung als auch auf die Rückgabe eine Inspirationsquelle 

darstellen. 
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2. RECHTLICHE SCHWIERIGKEITEN IM ZUSAMMENHANG 
MIT RÜCKGABEFORDERUNGEN 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

 Die Antragsteller stehen in grenzüberschreitenden Rückgabefällen vor vielerlei 

rechtlichen Problemen, wie dem Problem des Nachweises des Anspruchs und der 

Plünderung des beanspruchten Gegenstands, der Verjährungsfristen, der 

Hindernisse aufgrund von Normenkollisionen und/oder Kompetenzkonflikten, zu 

denen es bei internationalen Rechtssachen häufig kommt, und der Anwendbarkeit 

von Vorschriften, welche in einigen Staaten eine Beschlagnahme untersagen. 

 

Da Kunstwerke, die bei bewaffneten Konflikten und Kriegen geplündert werden, meistens 

aus dem Land verbracht werden, in dem es zum Kunstraub gekommen ist, weisen die 

Rückgabeforderungen und die daraus resultierenden Gerichtsverfahren einen 

internationalen Charakter auf. Leider stehen die Antragsteller derartiger 

grenzüberschreitender Rückgabefälle vor vielerlei rechtlichen Hindernissen, wie der 

schwierigen Aufgabe zu bestimmen, was Raubkunst ist (2.1.), den unterschiedlichen 

Verjährungsfristen (2.2), Normenkollisionen und Kompetenzkonflikten, zu denen es bei 

internationalen Rechtssachen oft kommt (2.3.), Problemen im Zusammenhang mit der 

Beweislast (2.4) und der Anwendbarkeit von Bestimmungen, die in einigen Staaten die 

Beschlagnahme untersagen (2.5), was den Ausgang des Falles ungewiss machen kann.  

 

Es gibt in vielen Staaten innerhalb und außerhalb Europas Fallrecht zu diesen Fragen, was 

darauf hindeutet, dass diese Probleme in der internationalen Gemeinschaft generalisiert 

sind. Aus diesem Grund ist es derzeit schwer, die Staaten zu bestimmen, in denen 

Rückgabeforderungen, die vor Gericht gebracht werden, die meisten oder die wenigsten 

Probleme aufwerfen. Wie in Abschnitt 4 noch eingehend erläutert wird, scheinen die 

Staaten mit den bewährtesten Verfahren diejenigen zu sein, die die Konfliktlösung im 

Rahmen alternativer Streitbeilegungsverfahren (ADR) betreiben und/oder 

außergerichtliche Organe eingerichtet haben, die dazu beitragen, Kunstraubfälle zu lösen. 

2.1. Der Begriff „Raubkunst“ 

2.1.1. Der Begriff „Kunst“ 

Kulturelle Gegenstände sind häufig von wesentlicher kultureller, künstlerischer, 

historischer oder wissenschaftlicher Bedeutung. Außerdem machen in vielen Fällen Staaten 

geistige und emotionale Verbindungen mit ikonischem Kultmaterial geltend, die für die 

nationale Identität wichtig sind. Gegenstände des Kulturerbes sind für die Menschen, die 

sie geschaffen haben oder für welche sie geschaffen wurden, oder die damit verbundene 

besondere Identität und Geschichte besonders wichtig. Außerdem können Kunstwerke und 

Antiquitäten einen beachtlichen finanziellen Wert aufweisen, der vom Markt und damit vom 

Angebot und der Nachfrage abhängt. Der illegale Handel mit Kulturgegenständen geht auf 

diesen letztgenannten Grund zurück.  

 

Aufgrund der Einzigartigkeit und des Werts von Kunstwerken sowie der emotionalen 

Verbindung zwischen enteigneten Eigentümern und Gegenständen, versuchen diejenigen, 

die ihrer Kunstwerke beraubt wurden, häufig, eine Rückgabe statt einer finanziellen 

Entschädigung zu erwirken. Es sind folglich die Einzigartigkeit und die kulturelle Bedeutung 

von Kunstwerken, die es rechtfertigen, dass diese anders behandelt werden als 

gewöhnliche Güter, beispielsweise durch Einführung spezifischer Vorschriften. 
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Um aber spezifische Vorschriften für den Schutz von Kunstgegenständen anwenden zu 

können, ist es erforderlich, dass der Begriff Kunst definiert wird und dies ist eine extrem 

mühselige Angelegenheit. Ein Beispiel: Ist ein Buffet aus der Zeit von Louis XV. ein 

Kunstwerk oder ist es „nur“ ein sehr wertvoller Gegenstand von praktischem Nutzen? 

Angesichts der Tatsache, dass die Rechtsinstrumente im Bereich des nationalen und 

Völkerrechts keine Definition des Begriffs „Kunst“ oder „Kultur“ enthalten, wird die Frage 

den Richtern, Schlichtern oder den (jeweiligen) Parteien eines Falls überlassen, was zu 

Unsicherheit führen kann. Wie oben ausgeführt, wird davon ausgegangen, dass der Faktor, 

der Kunst von Nichtkunst unterscheidet, deren Einzigartigkeit ist, und dieses Element sollte 

als entscheidend betrachtet werden.  

2.1.2. Plünderung oder Zwangsverkauf 

Der Begriff der Plünderung bezieht sich auf eine Situation, in der ein Gegenstand einer 

Person gegen ihren Willen und unter Verletzung bestehender Rechtsvorschriften entwendet 

wird, in der Regel zu Zeiten politischer oder militärischer Unruhen.84 Dies kann mit 

Unterstützung des Staates oder unabhängig von einer etwaig vom Staat übernommenen 

Rolle geschehen. Auch illegale Ausgrabungen fallen unter die Definition des Begriffs 

Plünderung. Der Grund dafür besteht darin, dass die meisten Länder vermögensrechtliche 

Bestimmungen besitzen, wonach noch nicht entdeckte Antiquitäten Eigentum des Staates 

sind und es den Bürgern verboten ist, diese ohne Genehmigung zu entfernen.  

 

Der Begriff des Zwangsverkaufs ist dagegen schwieriger zu definieren. Grob gesagt, kommt 

es zu einem Zwangsverkauf, wenn staatliche Behörden das Eigentum einer Person 

beschlagnahmen, um es sich anzueignen. Nicht alle Zwangsverkäufe sind illegal. Im 

Rahmen vieler nationaler Rechtsvorschriften ist der Zwangsverkauf von Vermögenswerten 

eines Schuldners unter bestimmten Bedingungen zulässig. Insbesondere in Zeiten von 

Auseinandersetzungen kommt es zu illegalen Zwangsverkäufen, beispielsweise wenn ein 

autoritärer Staat oder eine Besatzungsmacht beschließt, dass bestimmte Menschen kein 

Eigentum oder keine bestimmten Gegenstände besitzen dürfen. In derartigen Fällen ähneln 

Zwangsverkäufe den Plünderungen, insbesondere wenn die Erlöse aus dem Verkauf 

eingezogen oder dem Eigentümer der Güter nicht ausbezahlt werden. 

 

In bestimmten Fällen kann es für ein Gericht jedoch schwierig sein, zwischen diesen beiden 

Fällen zu unterscheiden (legale oder illegale Zwangsverkäufe, die als Plünderung zu 

betrachten sind). 

 

Ein komplizierter Fall ist beispielsweise der, bei dem der Eigentümer gezwungen wird 

(beispielsweise durch Rassengesetze, wie die Nürnberger Gesetze vom15. September 

1935), seine Güter zu verkaufen, um aus dem Erlös des Verkaufs Abgaben wie die 

„Ausreiseabgabe“ zu bezahlen. In einem solchen Fall wird der Preis der für die Waren 

bezahlt wurde, von entscheidender Bedeutung sein. Ist der Preis, der aus dem Verkauf der 

Waren erzielt wurde, fair, ist es schwierig, von Plünderung zu sprechen, ganz gleich wie 

verurteilenswert der Zwangsverkauf sein mag. Wenn der Preis der Waren auf der anderen 

Seite zum Zeitpunkt des Verkaufs klar unter dem Marktpreis ist, beispielsweise weil die 

                                                 
84 Obgleich bei den in den Medien am häufigsten erwähnten Beispielen von Plünderungen (NS-Kunstraub vor und 
während des Zweiten Weltkriegs, Plünderungen des ISIS im Irak und Syrien, Plünderungen der Kolonialmächte 
usw.) die Plünderer sich in einer Machtposition gegenüber ihren Opfern befinden, sei angemerkt, dass das 
Kulturgut häufig auch von der verarmten Bevölkerung in Konfliktzonen gestohlen, ausgegraben und geplündert 
wird. In der Tat gilt, dass „[l]ooters sometimes have a direct ancestral tie to the crafts of excavated materials. 
They often have few employment options […] Essentially, the money illicit excavators earn from unearthing 
antiquities often goes to feed their families”. [Plünderer manchmal eine direkte angestammte Verbindung mit 
den ausgegrabenen Gegenständen haben. Sie haben häufig kaum Beschäftigungschancen. Im Wesentlichen wird 
das Geld, das sie mit der illegalen Ausgrabung von Antiquitäten verdienen, verwendet, um die eigene Familie zu 

ernähren]. ALTERMAN L. Kimberly und DAHM S. Chelsey: „National Treasure: A Comparative Analysis of Domestic 
Laws Criminalizing Illicit Excavation and Exportation of Archaeological Objects”. In: Mercer Law Review, 2013, 
S. 431–465, 437. 
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Güter fälschlicherweise als Kopien dargestellt wurden, dann ist dies ein Fall der „teilweisen 

Plünderung“. Solche Fälle können recht schwierig einzuschätzen sein, weil der Eigentümer 

nicht ganz enteignet ist und der neue Eigentümer, d. h. der Käufer, nicht notwendigerweise 

wider Treu und Glauben gehandelt hat. 

 

Ein weiterer komplizierter Fall wäre der, in dem der Grund für den Verkauf nicht auf der 

Hand liegt und keine Beweise zu dem Fall vorliegen (z. B. weil der ursprüngliche 

Eigentümer verstorben ist). Eine Person kann beispielsweise Kunst zur Begleichung 

persönlicher Schulden verkauft haben (keine Plünderung) oder um in Zeiten der Verfolgung 

seine Familie zu ernähren („indirekte“ Plünderung). 

 

Aus diesen Gründen stehen die Opfer von Zwangsverkäufen häufig vor einer besonderen 

Schwierigkeit, die in Fällen der eindeutigen Plünderung nicht besteht: Sie müssen 

nachweisen, dass sie Opfer sind und dass sie Anspruch auf eine Rückgabe oder eine andere 

Form der Entschädigung haben.  

 

In der Rechtssache Schoeps/ Museum of Modern Art ist dies der Fall. Im 

Dezember 2007 beantragten das Museum of Modern Art und die Solomon R. Guggenheim 

Foundation gemeinsam bei einem Bundesgericht in  New York, sie zu den rechtmäßigen 

Eigentümern von zwei Picasso-Werken („Junge mit Pferd“ und „Die Mühle von La Galette“) 

zu erklären. Ihr Eigentumsrecht an den Gemälden war von Julius Schoeps, dem Erben des 

jüdischen Bankiers Paul von Mendelssohn-Bartholdy angefochten worden, der die 

Rückgabe forderte, weil die Gemälde unter Nötigung verkauft worden seien als direkte 

Konsequenz der NS-Politik. Obgleich das Testament von Paul von Mendelssohn-Bartholdy 

darauf hindeute, dass er die Bilder verkauft haben könnte, damit sie nicht dem NS-Regime 

in die Hände fallen, vertraten die Museen die Ansicht, dass es keine Beweise dafür gebe, 

dass er Ziel der NS-Verfolgung gewesen sei, da seine Bewegungsfreiheit, sein Recht, als 

Direktor der Bank aufzutreten, oder seine Fähigkeit, Kunstwerke oder andere 

Vermögenswerte zu übertragen, nicht eingeschränkt gewesen seien.85 In einem 

Zwischenurteil in Bezug auf den Antrag der Museen auf Zurückweisung der Klage in einem 

Vorverfahren gelangte ein US-Richter zu dem Schluss, dass deutsches Recht auf die Frage 

der Nötigung anzuwenden sei und dass gemäß den einschlägigen Bestimmungen des 

deutschen Zivilgesetzbuchs Schoeps über ausreichende Beweise zur Untermauerung der 

Annahmen des „Zwangsverkaufs“ verfüge, weshalb das Hauptverfahren eröffnet wurde.86 

Die Parteien regelten den Fall jedoch vor dem Verfahren mit streng geheimen 

Bedingungen, weshalb dieser Fall nicht zu einem wichtigen Präzedenzfall in dieser Frage 

wurde. Derselbe US-Richter, der Schoeps' Klage für zulässig erklärte, äußerte sich später 

besorgt angesichts der Vertraulichkeit der erzielten Einigung, da ein öffentliches Interesse 

an den in diesem Fall aufgeworfenen Fragen bestehe.  

2.2. Verjährungsfristen und Rechtssicherheit 

Alle Rechtssysteme machen die Einleitung von Verfahren von bestimmten Fristen 

abhängig, die zum Zeitpunkt des Diebstahls, der Entdeckung des Orts, an dem sich der 

Gegenstand befindet, oder der Identität des Inhabers abhängen oder davon, wann die 

Forderung vom Besitzer zurückgewiesen wurde.87  

 

Wie oben bereits erwähnt, führen die Verjährungsfristen häufig zu Schwierigkeiten für 

Antragsteller in Rückgabesachen. Ziel dieser Verjährungsfristen ist es, ein Mindestmaß an 

Rechtssicherheit zu gewährleisten. Die Gesetze dienen jedoch nicht nur dem Schutz der 

Opfer, sondern sollen in Bezug auf kommerzielle Transaktionen auch für Rechtssicherheit 

                                                 
85 YIP J. Arabella und SPENCER D. Ronald: „Untouched by Nazi Hands, but Still…”. In: The Wall Street Journal, 
28. Februar 2008, http://www.wsj.com/articles/SB120416063008298329. 
86 Schoeps/ Museum of Modern Art, 594 F. Supp. 2d 461 (S.D.N.Y. 2009). 
87 Siehe REDMOND-COOPER Ruth: „Limitation of Actions in Art and Antiquity Claims”. In: Art Antiquity and Law, 
2000, S. 185–206. 

http://www.wsj.com/articles/SB120416063008298329
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sorgen und geschäftliche Transaktionen fördern. Es wäre in diesem Zusammenhang 

schwierig, sich einen effizienten legalen Kunstmarkt vorzustellen, wenn ein gutgläubiger 

Erwerber, der ein Kunstwerk friedvoll über Jahrzehnte hinweg besessen hat, dennoch 

keinen gültigen Rechtsanspruch auf dieses Kunstwerk hätte. 

 

Aus diesem Grund sind Verjährungsfristen erforderlich und die Schwierigkeit besteht darin, 

das richtige Gleichgewicht zwischen dem Schutz der Interessen der Opfer des 

Diebstahls/der Plünderung und denjenigen des Marktes zu finden.  

 

Einige europäische Beispiele von Verjährungsfristen, die auf Kunstraubfälle anwendbar 

sind, werden in Abschnitt 2.4.3 erörtert. Bei der Betrachtung von Beispielen außerhalb 

Europas, beispielsweise in den USA, fällt auf, dass die meisten Staaten eine dreijährige 

Verjährungsfrist haben, durch die die Zeit beschränkt wird, in der eine Partei eine 

Rückgabeklage für gestohlenes Eigentum einreichen kann. Der Zeitpunkt, zu dem der 

„Countdown“ beginnt, ist jedoch von Staat zu Staat unterschiedlich. In Kalifornien und 

Massachusetts beginnt dieser in der Regel, wenn der Antragsteller entdeckt oder 

vernünftigerweise hätte entdecken können, dass er einen Anspruch auf das Kunstwerk hat 

und wo sich dieses befindet.88 Kalifornien versuchte zweimal Verjährungsregeln 

einzuführen, die mehr Zeit für die Einreichung von Forderungen in Bezug auf Raubkunst 

vorsehen. In beiden Fällen wurden die Vorschläge jedoch für verfassungswidrig erklärt.89 

In Michigan befand ein Bundesgericht, dass die Verjährungsfrist ab dem Zeitpunkt beginnt, 

zu dem die vermeintliche Tat begangen wurde, was in Kunstraubfällen der Zeitpunkt ist, 

zu dem der ursprüngliche Eigentümer den Besitz verliert. Andere US-Bundesstaaten sind 

großzügiger. In New York beispielsweise wandten Richter, die mit Kunstraubfällen befasst 

wurden, die „Regel der Anfrage und der Verweigerung“ an, wonach eine Forderung dann 

entsteht, wenn der vermeintlich rechtmäßige Eigentümer das Eigentum zurückfordert und 

der Inhaber die Rückgabe verweigert. Folglich beginnen die Verjährungsfristen gemäß New 

Yorker Recht erst dann, wenn der Inhaber eine Anfrage zurückweist.90 Es sei jedoch 

angemerkt, dass gemäß dem noch nicht in Kraft getretenen US-Gesetz zu während des 

Holocaust enteigneter Kunst (Holocaust Expropriated Art Recovery Act) (Anhang 4), die 

Verjährungsfrist für derartige Rückgabeforderungen auf 6 Jahre beschränkt wurde, 

nachdem der Antragsteller (oder sein Agent) 1) die Identität und den Standort des 

Kunstwerks oder des Kulturguts effektiv entdeckt hat und 2) in den Besitz von 

Informationen oder Fakten gelangt ist, die ausreichend sind als Hinweis darauf, dass er 

einen Besitzanspruch auf das Kunstwerk oder das Kulturgut hat, das unrechtmäßig 

verloren wurde“ (§ 5 des Gesetzes). 

2.3. Kollisionsnormen und Kompetenzkonflikt 

Wird die Rückgabe von Raubkunst gefordert, muss der Antragsteller selbstverständlich am 

richtigen Ort (Wahl des Gerichtstands) die Forderung anmelden und das Eigentumsrecht 

gemäß anwendbarem Recht nachweisen (Wahl des anwendbaren Rechts). Sowohl die Wahl 

des Gerichtstands als auch die des anwendbaren Rechts hängen jedoch von verschiedenen 

Faktoren ab, wobei einige nur für Raubkunst anwendbar sind. 

 

Erstens können aufgrund der abweichenden Regeln des internationalen Privatrechts in den 

verschiedenen Staaten mehrere nationale Gerichte zuständig sein, die sich auf 

verschiedene Faktoren stützen und gleichzeitig für dieselbe Forderung zuständig sind. Bei 

Forderungen im Zusammenhang mit Raubkunst können die Behörden des Ortes, an dem 

der Kunstraub begangen wurde, Zuständigkeit beanspruchen, aber auch die Behörden des 

                                                 
88 SKINNER N. Katharine: „Restituting Nazi-Looted Art: Domestic, Legislative, and Binding Intervention to Balance 
the Interests of Victims and Museums”. In: Vanderbilt Journal of Entertainment and Technology Law, S 673–712, 

686. 
89 SKINNER, ebd., 694. 
90 SKINNER, ebd., 695. 
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Ortes, an den das Kunstwerk nach der Plünderung und dem Verkauf (oder dem Verleih, 

der Abgabe, der Pfändung usw.), verbracht wurde, die Behörden des Ortes, an dem sich 

das Kunstwerk derzeit befindet, die Behörden des Ortes, an dem der Vertrag in Bezug auf 

das Kunstwerk ausgeführt wurde, oder sogar die Behörden des Ortes, an dem der 

derzeitige Inhaber ansässig ist. 

 

Es gibt leider keine harmonisierten Bestimmungen in Bezug auf derartige 

Kompetenzkonflikte auf internationaler Ebene. Dies führt zu Ungewissheit in Bezug auf die 

Frage, welche Gerichte in einem Fall örtlich zuständig sind, und führt zum Forum Shopping 

für Antragsteller (die das Gericht auswählen, bei dem ein günstiges Urteil wahrscheinlicher 

ist). In Europa gibt es übernationale Instrumente wie die Verordnung Brüssel I a91 und das 

Übereinkommen von Lugano92, die im Voraus bestimmen sollen, welches Gericht oder 

welche Gerichte zuständig sind (ungeachtet der im jeweiligen Staat geltenden Regeln des 

internationalen Privatrechts), wodurch die Ungewissheit auf ein Mindestmaß beschränkt 

wird.93 Die Probleme bleiben jedoch weiterhin bestehen. Erstens gelten diese Instrumente 

generell nur dann, wenn der Antragsteller und der Antragsgegner beide in der EU oder 

einem EFTA-Staat ansässig sind. Forderungen, an denen Parteien beteiligt sind, die 

außerhalb der Mitgliedstaaten ansässig sind (wie in den USA, wo sich viele der 

geplünderten Kunstwerke heute befinden), fallen nicht unter diese europäischen 

Instrumente. In diesen Fällen kann die Zuständigkeit der Gerichte eines mit einer Sache 

befassten Staates ausgehend von den Regeln des internationalen Privatrechts dieses 

Staates94 bestimmt werden, wodurch die Parteien wieder ganz am Anfang stehen. Die 

Gerichte können aufgrund der souveränen Immunität Rückgabeforderungen auch wegen 

fehlender Zuständigkeit zurückweisen.95 Außerdem können in Ländern mit 

Gewohnheitsrecht, wie dem Vereinigten Königreich, den USA, Australien und Kanada, 

Gerichte, die anderenfalls (gemäß anwendbarem internationalen Privatrecht) zuständig 

wären, ihre Zuständigkeit ausgehend vom Grundsatz forum non conveniens zurückweisen, 

wenn den Parteien ein besser geeigneter Gerichtsstand zur Verfügung steht (d. h. wenn 

ein anderes Forum engere Verbindungen mit dem Fall oder den Parteien aufweist).  

 

Die örtliche Zuständigkeit eines Gerichts bedeutet nicht, dass das anwendbare Recht das 

Recht dieses Gerichtes ist. Es ist möglich und kommt häufig vor, dass ein nationales Gericht 

ausländisches Recht anwendet. Leider gibt es weder auf internationaler noch auf 

europäischer Ebene harmonisierte Kollisionsrechtregeln.96 In Fällen von Kunstraub ist das 

                                                 
91 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2012 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen (Neufassung) 
92 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, Lugano, 30. Oktober 2007.  
93 Generell wird durch den Wohnort des Beklagten der Gerichtsstand in einem gegebenen Fall bestimmt. Je nach 
Gegenstand des Rechtsstreits können jedoch auch andere Gerichte zuständig sein. Bei Forderungen im 
Zusammenhang mit Kunstraub kann die Zuständigkeit aufgrund des Gegenstands auch Fälle umfassen, in denen 
„es sich um einen auf Eigentum gestützten zivilrechtlichen Anspruch zur Wiedererlangung eines Kulturguts im 
Sinne des Artikel 1 Nummer 1 der Richtlinie 93/7/EWG handelt, der von der Person geltend gemacht wurde, die 
das Recht auf Wiedererlangung eines solchen Gutes für sich in Anspruch nimmt, vor dem Gericht des Ortes, an 
dem sich das Kulturgut zum Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts befindet“ (Artikel 7 Absatz 3 Verordnung 
Brüssel I a).  
94 Siehe beispielsweise Artikel 6 der Verordnung „Brüssel I a“.  
95 Ein interessantes Beispiel ist enthalten im Fall Andrew Orkin/The Swiss Confederation and Others, 09 Civ 10013 
(LAK) 770 F.Supp. 2d 612, US Dist Lexis 4357 (2011), U.S. Lexis 24507 (S.D. N.Y 2011), U.S. App. Lexis 20639 
(2011). Andrew Orkin verklagte die Schweizerische Eidgenossenschaft, die Stiftung Oskar Reinhart und die 
Sammlung Oskar Reinhart Collection in den USA zur Rückgabe der Zeichnung „Ansicht von Les Saintes-Maries-
de-la-Mer“. Orkin führte an, dass seine Urgroßmutter Margarethe Mauthner das Gemälde unter Nötigung während 
der NS-Zeit verkaufte. Die Klage wurde wegen fehlender Zuständigkeit des Gerichts abgewiesen, da ein Gericht 
nur dann zuständig ist, wenn die ursprüngliche Inbesitznahme eines Gegenstands von einem Staat oder einer 
Person oder einer Einrichtung im Namen eines Staates begangen wurde. 
96 In der EU gibt es einige Verordnungen, wie die Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht und die 
Verordnung (EG) Nr. 864/20007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf 

außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, die bei der Bestimmung des auf spezifische 
Rechtsstreitigkeiten anwendbaren Rechts, wie Vertrags- und Deliktverfahren hilfreich sind; diese Verordnungen 
haben jedoch in Kunstraubfällen (Diebstahl) keine Relevanz. 
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anwendbare Recht in der Regel das Recht des Standorts des Kunstwerks (lex rei sitae), 

aber in einigen Fällen können die anwendbaren Bestimmungen des internationalen 

Privatrechts auch vorgeben, dass das anwendbare Recht vom Vertrag des Kunstwerks 

(Verkauf, Pfändung, Verleih, Darlehen usw.) oder dem Bestimmungsort (wenn das 

Kunstwerk sich im Transit befindet) abhängt. Es könnte auch das Recht zu berücksichtigen 

sein, das auf vergangene Transaktionen im Zusammenhang mit Kunstwerken anwendbar 

war. 

 

In Fällen von Kunstraub ist die Bestimmung des anwendbaren Rechts sowohl für materiell- 

als auch für verfahrensrechtliche Fragen von entscheidender Bedeutung, da dies oft den 

Ausgang der Forderung beeinflusst. Insbesondere beeinflusst es die anwendbare 

Verjährungsfrist und deren Beginn (siehe Abschnitt 2.2). In Fällen, in denen der eigentliche 

Inhaber des Gegenstands diesen gutgläubig erworben hat, ermöglicht (in 

Gewohnheitsrechtssystemen) oder verhindert (in Zivilrechtssystemen) das gewählte Recht 

eine Verteidigung basierend auf einem Eigentumsrecht, wobei sich bestimmte 

Bedingungen selbst in auf dem Zivilrecht basierenden Systemen stark unterscheiden 

können (siehe Abschnitt 2.4.3).  

 

Mit anderen Worten: Antragsteller können in ähnlich gelagerten Fällen in verschiedenen 

Staaten eine völlig andere Behandlung erfahren, je nachdem von welcher Verbindung das 

angerufene Gericht ausgeht, um das anwendbare Recht zu bestimmen.  

 

Aus dem Fall Grünbaum-Erben/David Bakalar97 zu einer Schiele-Zeichnung geht 

hervor, vor welchen Komplikationen Streitführer diesbezüglich stehen können. 1938 

enteignete das NS-Regime die Kunstsammlung von Fritz Grünbaum, als sich dieser in 

einem Konzentrationslager befand. 1963 erwarb David Bakalar in New York von einer 

Berner Kunstgalerie eine Schiele-Zeichnung, die der Grünbaum-Familie gehörte. 2004 

händigte Bakalar die Zeichnung an Sotheby's zum Verkauf aus. Das Auktionshaus fror den 

Verkauf jedoch ein, als man entdeckte, dass ein Problem in Bezug auf den Rechtstitel 

bestand. Balakar reichte 2005 in New York eine Klage ein und forderte, dass festgestellt 

wird, dass er die Zeichnung gutgläubig erworben hat und damit der rechtmäßige 

Eigentümer der Zeichnung ist. Die Grünbaum-Erben machten wiederum geltend, dass 

gemäß New Yorker Recht selbst ein gutgläubiger Erwerber keinen Anspruch an einem 

Kunstwerk erwerben kann, wenn dieses zuvor gestohlen wurde. Das District Court von New 

York stand vor der schwierigen Frage, welches Recht anwendbar ist, um zu bestimmen, 

wem das Eigentumsrecht an der Zeichnung zusteht: das Recht Österreichs, wo die 

Grünbaums ihren Besitz verloren; das Recht der Schweiz, wo die Zeichnung vermeintlich 

zur Galerie gelangte; oder das Recht des Staates New York, wo Bakalar die Zeichnung 

erwarb und versteigern wollte. Obgleich rasch festgestellt wurde, dass das österreichische 

Recht nicht anwendbar ist, war es zur Lösung der Frage von entscheidender Bedeutung, 

ob Schweizer oder New Yorker Recht im Hinblick auf das Eigentumsrecht anwendbar ist. 

Gemäß Schweizer Recht wäre Bakalar nämlich weiterhin Eigentümer der Zeichnung 

geblieben, es sei denn, den Erben wäre der Nachweis dafür gelungen, dass verdächtige 

Umstände vorlagen, die Bakalar bekannt waren, oder dass jede einzelne Partei bis zurück 

zu den Grünbaums beim Kauf der Zeichnung nicht im guten Glauben gehandelt hat. Auf 

der anderen Seite hätte Bakalar gemäß New Yorker Recht niemals einen gültigen Anspruch 

erwerben können, wenn die Zeichnung ursprünglich gestohlen war. Durch die Anwendung 

des New Yorker Rechts in Bezug auf das anwendbare Recht, kam das Gericht zu dem 

Schluss, dass das materielle Schweizer Recht die Rechtssache regelt, während dagegen 

verfahrensrechtliche Regeln des New Yorker Rechts anwendbar seien, und folgerte 

letztendlich, dass Bakalar die Zeichnung in gutem Glauben erwarb und folglich der 

rechtmäßige Inhaber ist. In der Berufung wurde diese Schlussfolgerung zum anwendbaren 

Recht jedoch umgekehrt. Das Berufungsgericht vertrat die Ansicht, dass das materielle 

Recht New Yorks hätte angewandt werden müssen, und verwies den Fall zur erneuten 

                                                 
97 Andrea Wallace, Shelly Janevicius, Marc-André Renold, „Case Schiele Drawing – Grünbaum Heirs v. David 
Bakalar,” Platform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, Universität Genf. 
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Prüfung an das District Court zurück. Obgleich das Ergebnis aufgrund des fahrlässigen 

Verzugs der Verteidiger Bakalars98 am Ende dasselbe war, vergingen ganze acht Jahre 

zwischen der ersten Klageeinreichung durch Bakalar bis zur Feststellung des Anspruchs in 

einem rechtskräftigen Urteil.  

 

Selbst zwischen zwei Staaten mit ähnlichen Rechtssystemen kann die Wahl der 

anwendbaren Rechtsordnung durch den Richter entscheidende Auswirkungen haben. 

Beispielsweise in: Stato Francese/ Ministero per i beni culturali ed ambientali e De 

Contessini,99 der sich auf zwei Wandteppiche bezog, die aus einem französischen 

staatlichen Museum gestohlen worden waren, nach Italien ausgeführt und schließlich in 

gutem Glauben vom Beklagten De Contessini erworben worden waren. Als die französische 

Regierung in Italien eine Klage zur Rückgabe der Wandteppiche einreichte, urteilte das 

Tribunale von Rom, dass auf den Verkauf an De Contessini italienisches Recht anwendbar 

ist und dass folglich der gutgläubige Erwerber zum Eigentümer wurde und dies obgleich 

die Wandteppiche – aufgrund ihrer künstlerischen Bedeutung – gemäß französischem 

Recht als unveräußerliche Gegenstände eingestuft sind.100 

 

In diesem Kontext stellt das UNIDROIT-Übereinkommen (siehe Abschnitt 1.2.2.) ein 

wichtiges Instrument dar, da es darauf abzielt, die Probleme aus den Differenzen zwischen 

nationalen Vorschriften zu lösen. Das Übereinkommen sieht in den Artikeln 3 und 4 

insbesondere einen wichtigen Kompromiss zwischen Zivilrecht und Gewohnheitsrecht vor. 

Ausgehend von diesen Normen gilt, dass der „Besitzer eines gestohlenen Kulturguts, der 

zu dessen Rückgabe verpflichtet ist, [...] bei der Rückgabe Anspruch auf die Zahlung einer 

angemessenen Entschädigung [hat], sofern er weder wusste, noch vernünftigerweise hätte 

wissen müssen, dass das Gut gestohlen war, und nachweisen kann, beim Erwerb des Gutes 

mit gebührender Sorgfalt gehandelt zu haben“. Auf der einen Seite bedeutet dies, dass der 

Grundsatz nemo dat quod not habet (siehe Abschnitt 2.4.3) gewahrt wird. Auf der anderen 

Seite wird die Sicherheit der kommerziellen Transaktion durch die Bedingung gewahrt, 

dass Käufer von Kulturgegenständen geschützt werden, vorausgesetzt, sie können 

nachweisen, dass sie die notwendige Sorgfalt ausgeübt haben. 

2.4. Beweislast und Gutgläubigkeit 

Grundsätzlich müssen die Antragsteller nachweisen, dass ihre Behauptungen der Wahrheit 

entsprechen. Mit anderen Worten: Die Antragsteller tragen die Beweislast. 

 

Bei Raubkunstfragen bedeutet dies, dass die Antragsteller vor vielerlei Herausforderungen 

stehen, insbesondere: 

 

1. sie müssen nachweisen, dass sie (oder ihre Vorfahren) bis zur Plünderung die 

Eigentümer des Kunstwerks waren (2.4.1.); 

2. sie müssen nachweisen, dass das Kunstwerk geplündert wurde (2.4.2); 

3. sie müssen den Beweis dafür erbringen, dass der derzeitige Besitzer keinen 

Eigentumstitel erworben hat, was bedeutet, dass niemand einen solchen 

Eigentumstitel zwischen der Plünderung und dem Beginn der Rechtsstreitigkeit 

erworben hat (2.4.3.). 

                                                 
98 Eine gerechte Doktrin, die von Bakalar geltend gemacht wurde, verbietet Klagen zu Eigentumsansprüchen, in 
denen es bei Einreichung des Antrags zu einer langwierigen Verzögerung kommt. Siehe GREENBERG J. Ariel, 
„Seven Year Saga of Bakalar v. Vavra Ends in Victory for Current Owner of Schiele Drawing and Settles Concerns 
Over Application of the Laches Defense”, abrufbar unter: https://itsartlaw.com/2012/10/18/seven-year-saga-of-
bakalar-v-vavra-ends-in-victory-for-current-owner-of-schiele-drawing-and-settles-concerns-over-application-of-
the-laches-defense/. 
99 Corte di Cassazione (Italy), Nr. 12166, 24. November 1995.  
100 MERRYMAN H. John: „The Good Faith Acquisition of Stolen Art”, Stanford Law School, Research Paper No. 
1025515, S. 5. 

https://itsartlaw.com/2012/10/18/seven-year-saga-of-bakalar-v-vavra-ends-in-victory-for-current-owner-of-schiele-drawing-and-settles-concerns-over-application-of-the-laches-defense/
https://itsartlaw.com/2012/10/18/seven-year-saga-of-bakalar-v-vavra-ends-in-victory-for-current-owner-of-schiele-drawing-and-settles-concerns-over-application-of-the-laches-defense/
https://itsartlaw.com/2012/10/18/seven-year-saga-of-bakalar-v-vavra-ends-in-victory-for-current-owner-of-schiele-drawing-and-settles-concerns-over-application-of-the-laches-defense/
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2.4.1. Beweis des früheren Eigentumsrechts 

Die Antragsteller müssen nachweisen, dass sie in der Vergangenheit bis zum Zeitpunkt der 

Plünderung ein Eigentumsrecht an einem spezifischen Kunstwerk besaßen.  

 

Im Falle von mit dem Holocaust verbundenen Rechtsstreitigkeiten kann das Problem des 

Nachweises des Eigentumsrechts besonders brisant sein. Da mehr als ein halbes 

Jahrhundert seit dem Zweiten Weltkrieg vergangen ist, sind die Belege dafür inzwischen 

häufig verloren gegangen oder sehr schwer einzuholen. Viele der Beteiligten sind 

inzwischen verstorben, aber diejenigen, die noch am Leben sind, oder deren Nachfahren 

haben unter Umständen keinerlei Unterlagen, Fotos oder Zeugen und Erklärungen von 

Zeugen sind nach einer solch langen Zeit nach dem Vorfall oft nicht uneingeschränkt 

verlässlich. Die Beklagten berufen sich in solchen Fällen häufig auf die Tatsache, dass 

Ungewissheit besteht in Fällen, in denen das Kunstwerk verkauft wurde, bevor es zur 

Plünderung kam101, oder in Bezug auf die Frage, ob die Antragsteller das Kunstwerk jemals 

besaßen.  

 

Heute dienen elektronische Register als Beweis des Eigentumsrechts und werden 

zukünftige Antragsteller unterstützen. Es bestehen jedoch weiterhin Probleme in Bezug auf 

Forderungen im Zusammenhang mit „älterer“ Raubkunst. Dies wurde insbesondere in der 

Rechtssache Weinmann Heirs gegen Yale University Art Gallery im Zusammenhang 

mit dem Gemälde „Le Grand Pont“ von Gustave Courbet angesprochen.102 Nach Angaben 

des Antragstellers Eric Weinmann war dieses Gemälde ursprünglich Eigentum seiner Mutter 

Josephine und ihrer Familie. Nachdem sie aufgrund der NS-Verfolgung gezwungen waren, 

Deutschland zu verlassen, wurde das Gemälde von Herbert Schäfer, einem Vertreter des 

NS-Regimes erworben. Als Schäfer das Gemälde später an die Kunstgalerie der Universität 

Yale verlieh, erfuhr Weinmann davon und reichte eine Rückgabeklage ein. Die Aufgabe 

Weinmanns wurde durch verschiedene Probleme im Zusammenhang mit den Nachweisen 

erschwert. Erstens gab es keine schriftlichen Aufzeichnungen über den Kauf des Gemäldes 

durch seine Mutter. Ebenso war unklar, wie Schäfer das Gemälde in der Folge erworben 

hat (das genaue Kaufdatum durch Schäfer war unbekannt und die diesbezüglichen 

Unterlagen waren verloren gegangen). Außerdem besaß Weinmann keine Fotos des 

Gemäldes im Haus seiner Eltern. Kurzum: Eric Weinmann besaß keine Beweise für sein 

Eigentumsrecht und seine Forderung basierte ausschließlich auf der Tatsache, dass er sich 

daran erinnerte, dass das Gemälde im Hause seiner Kindheit hing, und auf seiner 

Behauptung, es viele Jahre später in der Kunstgalerie der Universität Yale wiedererkannt 

zu haben. So überrascht es auch nicht, dass die Parteien am Ende die Forderung 

außergerichtlich lösten. 

 

Was das geplünderte archäologische Erbe angeht, sehen die Rechtsvorschriften vieler 

Staaten eindeutig vor, dass das Eigentumsrecht bestimmter Kategorien von Gegenständen 

dem Staat vorbehalten ist. Folglich kann ein Staat, in dem es solche Rechtsvorschriften 

gibt, eine Rückgabeforderung auf die Bestimmungen gründen, wonach der Staat der 

einzige Eigentümer derartiger Gegenstände ist.103  

 

Nicht alle Rechtsvorschriften sind jedoch eindeutig verfasst und es kann zu 

Auslegungsproblemen kommen, insbesondere wenn ein ausländisches Gericht in einer 

Sache zu entscheiden hat. Dies ist häufig der Fall, da geplünderte Antiquitäten generell 

aus den Herkunftsländern ausgeführt werden.  

 

                                                 
101 Teilweise aus gutem Grund, z. B. im Falle des privaten Verkaufs eines bestimmten Kunstwerks vor dem Krieg 
und ohne dass andere eingeweiht waren. 
102 Lauren Bursey, Justine Ferland, Marc-André Renold, Le Grand Pont – Weinmann Heirs and Yale University Art 
Gallery, Platform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, Universität Genf. 
103 So erlaubte beispielsweise das nationale Recht des Irans dem Staat, seine Antiquitäten vor englischen 
Gerichten zurückzufordern. Vgl. Government of the Islamic Republic of Iran/ The Barakat Galleries Ltd. [2007] 
EWHC 705 QB.  

http://unige.ch/art-adr
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In bestimmten Fällen kann jedoch das frühere Eigentumsrecht eines Dritten nachgewiesen 

werden, beispielsweise durch die Person, die einen ihr gehörenden Kulturgegenstand 

vergräbt, um ihn während eines Konfliktes zu schützen, in der Absicht, ihn später wieder 

auszugraben, weshalb sie das Eigentum nicht aufgegeben hat. 

 

In Ermangelung eindeutiger Beweise zur Herkunft illegal ausgegrabener Antiquitäten 

können Staaten die Rückgabe vom Besitzer im Ausland nicht erwirken. Wie oben bereits 

erwähnt, sind in einigen Staaten die einschlägigen nationalen Bestimmungen zu vage und 

weisen das Eigentumsrecht an archäologischen Fundstücken nicht eindeutig dem Staat zu. 

Um diese spezifische Frage anzugehen, haben die UNESCO- und UNIDROIT-Sekretariate 

die „Model Provisions on State Ownership of Undiscovered Cultural Objects“ 

(Musterbestimmungen zum staatlichen Eigentumsrecht an unentdeckten kulturellen 

Gegenständen) (Anhang 3) von 2011 angenommen. Mit diesen Bestimmungen wird 

bezweckt, dass die inländischen Rechtsorgane bei der Definition des Rechtsrahmens für 

den Kulturerbeschutz unterstützt werden, damit dieser ausreichend explizite 

Rechtsgrundsätze enthält, die das staatliche Eigentumsrecht an archäologischen 

Fundstücken gewährleisten und folglich die Rückgabe in Fällen der unrechtmäßigen 

Entfernung erleichtern. So sieht insbesondere die Bestimmung 3 zum staatlichen 

Eigentumsrecht vor, dass im Rahmen der nationalen Rechtvorschriften Folgendes 

festgelegt werden sollte: „Undiscovered cultural objects are owned by the State, provided 

there is no prior existing ownership“ [Unentdeckte Kulturgegenstände sind Eigentum des 

Staates, sofern kein früheres Eigentumsrecht besteht]. 

2.4.2. Beweis der Plünderung 

Gelingt es einem Antragsteller den Nachweis des Eigentumsrechts zu erbringen, muss er 

dann nachweisen, dass der betroffene Gegenstand oder die betroffene Sammlung 

geplündert wurde. 

 

Mit Ausnahme des NS-Regimes führen die Plünderer selten Buch darüber, was, wann und 

wen sie plündern. Nachzuweisen, dass ein spezifischer Gegenstand geplündert wurde, kann 

schwierig sein, insbesondere wenn es keine Zeugen gibt.  

 

Die Situation kann leicht zugunsten der Antragsteller verschoben sein, wenn zugegeben 

wird oder allgemein bekannt ist, dass es während eines spezifischen Konflikts oder in 

spezifischen Bereichen häufig zu Plünderungen kam.  

 

Der Nachweis der Plünderung kann insbesondere dann schwierig sein, wenn Gegenstände 

aus archäologischen Stätten ausgegraben werden, da ihr Bestehen vor der Plünderung nie 

von staatlichen Behörden anerkannt wurde. Mit der Bestimmung 4 der „Model Legislative 

Provisions on State Ownership of Undiscovered Cultural Objects” (2011) wird versucht, 

diese Schwierigkeit anzugehen, indem die Staaten dazu angehalten werden, in ihren 

nationalen Rechtsvorschriften vorzusehen, dass kulturelle Gegenstände, die entgegen den 

gesetzlichen Bestimmungen ausgegraben oder die legal ausgegraben aber illegal 

aufbewahrt werden, als gestohlene Gegenstände zu betrachten sind. Diese Bestimmung 

kann jedoch Staaten nicht dabei helfen, die Plünderung zu beweisen, wenn die Herkunft 

eines Gegenstandes nicht eindeutig klar ist (beispielsweise wenn der Gegenstand keine 

Erkennungsmerkmale aufweist, die es Fachleuten erlauben, ihn einem bestimmten Staat 

oder einer bestimmten Bevölkerung zuzuordnen).  

2.4.3. Eigentumsrecht: Das Argument des guten Glaubens 

Es wird davon ausgegangen, dass der derzeitige Besitzer eines Gegenstands dessen 

Eigentümer ist. In Angelegenheiten im Zusammenhang mit Raubkunst bedeutet dies, dass 

die Beweislast, dass dem aktuellen Besitzer kein Eigentumsrecht an dem Kunstwerk hat, 

bei der anspruchstellenden Partei liegt. 
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In Zivilrechtsordnungen kann das Eigentumsrecht wie folgt erworben werden: 

 

 unangefochtener gutgläubiger Besitz über einen bestimmten Zeitraum; 

 gutgläubiger Erwerb; 

 Erwerb von einem Vorbesitzer mit Eigentumsrecht. 

 

Da der gute Glaube der an einer Transaktion beteiligten Personen unterstellt wird, obliegt 

dem Anspruchsteller der Nachweis, dass: 

 

 der derzeitige Besitzer das Kunstwerk nicht in gutem Glauben erworben hat; 

 der derzeitige Besitzer das Kunstwerk nicht lange genug unangefochten besessen 

hat; 

 seit dem Raub des Kunstwerks niemand das Kunstwerk in gutem Glauben erworben 

oder lange genug unangefochten besessen hat. 

 

Diese Fragen sind in Zivilrechtsordnungen bei jedem Restitutionsanspruch von zentraler 

Bedeutung. Die Bedingungen der Übertragung des Eigentumsrechts an einen gutgläubigen 

Erwerber sind jedoch in den Ländern mit Zivilrechtsordnungen unterschiedlich und häufig 

an die anwendbaren Verjährungsfristen gekoppelt. So dürfte beispielsweise Italien beim 

Schutz des gutgläubigen Erwerbers der „großzügigste“ europäische Staat mit 

Zivilrechtsordnung sein, denn nach dem italienischen Zivilgesetzbuchs erwirbt der 

gutgläubige Erwerber außer bei Kunstwerken, die zu öffentlichen Sammlungen gehören, 

sofort ein gültiges Eigentumsrecht.104 In Frankreich dagegen erlangt der gutgläubige 

Erwerber mit dem Besitz zwar ein Eigentumsrecht, aber der ursprüngliche Eigentümer von 

beweglichen Sachen, die verlorengegangen sind oder gestohlen wurden, kann sie innerhalb 

von 3 Jahren nach dem Tag des Verlusts oder Diebstahls zurückfordern.105 In der Schweiz 

kommt es darauf an, wann sich der Diebstahl ereignet – ein gutgläubiger Erwerber von 

Kulturgut kann, wenn sich der Diebstahl vor dem 1. Juni 2005106 ereignet hat, nach 

5 Jahren und, wenn das Ereignis am oder nach dem 1. Juni 2005 stattfand, nach 30 Jahren 

ein gegenüber dem Eigentumsrecht des ursprünglichen Eigentümers vorrangiges 

Eigentumsrecht erwerben.107  

 

In Common-Law-Staaten sind diese Fragen im Zusammenhang mit dem guten Glauben 

weitaus weniger wichtig aufgrund der Regel nemo dat quod non habet108 (in der Regel 

übersetzt mit „Niemand kann geben, was er nicht hat“), nach der das Eigentumsrecht 

selbst dann nicht an den Erwerber von gestohlenen Gegenständen übergehen kann, wenn 

der Erwerb in gutem Glauben getätigt wurde. Gestützt auf diesen sehr gefestigten 

Grundsatz des Common Law ordnen anglo-amerikanische Gerichte im Allgemeinen die 

Rückgabe von Raubkunst an ihren ursprünglichen Eigentümer an; dabei ist unerheblich, 

wie viele Folgeeigentümer das Kunstwerk in gutem Glauben erworben haben und wie lange 

diese Folgeeigentümer den Gegenstand besaßen (vorbehaltlich der in Abschnitt 2.2 

erläuterten Verjährung des Anspruchs). 

 

Schwierigkeiten treten in diesem Zusammenhang dann auf, wenn nicht bekannt ist, wo 

sich das Kunstwerk während eines bestimmten Zeitraums befand, und insbesondere dann, 

wenn dieser Zeitraum so lang ist, dass eine Verjährungsregelung greift. Probleme ergeben 

sich auch bei grenzüberschreitenden Fällen, wenn maßgebliche Tatsachen sowohl mit 

Staaten mit Zivilrechtsordnung als auch mit Common-Law-Staaten in Verbindung gebracht 

                                                 
104 Artikel 1153 des italienischen Zivilgesetzbuchs. Prowda, Judith B.: The Perils of Buying and Selling Art at the 
Fair: Legal Issues in Title. In: Vadi, Valentina, und Schneider, Hildegard E. G. S. (Hrsg.): Art, Cultural Heritage 
and the Market: Ethical and Legal Issues, Springer, 2014, S. 141–163, 147.  
105 Artikel 2276 des französischen Zivilgesetzbuchs. 
106 Art. 728(1) und 934(1) des schweizerischen Zivilgesetzbuchs.  
107 Art. 728(1b) und 934(1a) des schweizerischen Zivilgesetzbuchs. Siehe Prowda, oben, Fußnote 104, S. 146. 
108 Renold, Marc-André: Stolen Art: The Ubiquitous Question of Good Faith. In: International Bureau of the 
Permanent Court of Arbitration (Hrsg.): Resolution of Cultural Property Disputes, Den Haag, Kluwer Law 
International, 2004, S. 251–263. 
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werden können, wie aus dem oben in Abschnitt 2.3 erörterten Beispiel Grünbaum-Erben/ 

David Bakalar hervorgeht.  

 

Gesetzgeber und Gerichte haben zur Problematik des guten Glaubens spezifische Lösungen 

entwickelt. In der Schweiz kann sich der Besitzer eines Kunstwerks nicht auf seinen guten 

Glauben berufen, wenn er nicht nachweisen kann, dass er in Bezug auf die Umstände zum 

Erwerbszeitpunkt genügend Aufmerksamkeit hat walten lassen. Käufer sollten die Herkunft 

des Kunstwerks, an dem sie interessiert sind, und den Status des Übertragenden 

überprüfen und sich außerdem vergewissern, ob rechtmäßig damit verfahren wurde. Wer 

sich nicht angemessen bemüht hat, die Provenienz von Kunstwerken in Erfahrung zu 

bringen, die gekauft oder verkauft werden sollen, hat den Sorgfaltspflichtstandards nicht 

erfüllt. In einem kürzlichen Verfahren entschied das Schweizerische Bundesgericht, dass 

ein Kunstsammler beim Erwerb eines Gemäldes von Malewitsch seiner Sorgfaltspflicht nicht 

nachgekommen war, weil er ein „Gerücht“ über den Diebstahl eines Gemäldes von 

Malewitsch ignoriert hatte.109 Zudem stellt das Schweizerische Bundesgesetz über den 

internationalen Kulturgütertransfer110 hohe Ansprüche an die Sorgfaltspflicht von 

Verkäufern und ihren Beauftragten. Nach Artikel 16 des Gesetzes dürfen im Kunsthandel 

und im Auktionswesen tätige Personen keine Kunsttransaktion tätigen, wenn sie Zweifel 

an der Provenienz der Gegenstände haben. Damit liegt die Beweislast nicht nur bei den 

Erwerbern, sondern auch bei den Händlern. Derartige Lösungen schaffen die 

Voraussetzungen dafür, dass Restitutionsansprüche eine echte Erfolgschance haben, und 

zwingen die Kunstmarktakteure, auf die Provenienz zu achten.111 

2.5. Gesetzliche Beschlagnahmeverbote 

Eine weitere Erschwernis, mit der Anspruchsteller möglicherweise konfrontiert sind, wenn 

sie sich um die Rückgabe von Kulturgütern bemühen, sind die nationalen Gesetze, die 

zeitweiligen Leihgaben aus dem Ausland eine Immunität vor Beschlagnahme gewähren. 

Für Museen ist der Schutz von Leihgaben vor Beschlagnahme ist für Museen zu einem 

zentralen Anliegen. In verschiedenen kontroversen Diskussionen wurde deutlich, dass bei 

solchen Ausstellungen Kunst der Öffentlichkeit und damit unvermeidlich auch einer 

genauen Prüfung durch potenzielle Anspruchsteller ausgesetzt werden. Die 

Verabschiedung dieser Gesetze ist denn auch vor allem auf eine wachsende Zahl von 

Rechtsstreitigkeiten zurückzuführen.  

 

Eines der häufigsten Szenarien tritt dann ein, wenn in dem entleihenden Staat ein einzelner 

Anspruchsteller einen Besitzanspruch erhebt.112 In diesem Fall stützen die Anspruchsteller 

ihre Klage darauf, dass ihnen oder ihren Vorfahren das Kunstwerk gestohlen wurde – 

oftmals infolge von Enteignungen, die von kommunistischen Regimen in Osteuropa oder 

von den Nazis angeordnet wurden – und darauf, dass das ursprüngliche Eigentumsrecht 

nicht aufgrund einer spätere Veräußerung erloschen sein kann. Wenn es sich bei den 

Anspruchstellern um Staaten handelt, stützt sich die Klage auf die gesetzlichen 

Eigentumsvorschriften. Klagen werden in den entleihenden Staaten erhoben, da im 

verleihenden Staat häufig keine Klage- oder Durchsetzungsmöglichkeiten verfügbar sind.  

 

Gesetzliche Beschlagnahmeverbote dienen demnach einem doppelten Zweck und sollen: 

(i) verhindern, dass Leihgaben von den Gerichten des entleihenden Staates aus 

leihvertragsfremden Gründen beschlagnahmt werden; (ii) den zwischenstaatlichen 

                                                 
109 A. / B., BGE 139 III 305, 18. April 2013, Journal des Tribunaux 2015 II 79. Siehe auch Versicherung X/ A.M., 
BGE 122 III 1, 5. März 1996. 
110 20. Juni 2003, RO 2005 1869. Gabus, Pierre und Renold, Marc-André: Commentaire LTBC, Loi fédérale sur le 
transfert international des biens culturels, Zürich, Schulthess, 2006. 
111 Zu den Merkmalen der Sorgfaltspflicht siehe Artikel 4 Absatz 4 des UNIDROIT-Übereinkommens und Artikel 10 

Absatz 2 der Richtlinie 2014/60/EU (oben, Fußnote 52). 
112 Kaye, Lawrence M.: Art Loans and Immunity from Seizure in the United States and the United Kingdom. In: 
International Journal of Cultural Property, 2010, S. 335–359, S. 353. 
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Austausch von Kunstwerken fördern, indem sie zögerlichen Museen und Sammlern die 

Entscheidung erleichtern, ihre Kunstwerke an ausländische Rechtsordnungen zu verleihen.  

 

Dementsprechend werfen gesetzliche Beschlagnahmeverbote zwei beträchtliche Probleme 

auf. Erstens sind in dem Staat des Gerichtsstands (also dem Staat, in dem sich das 

beanspruchte Objekt leihweise befindet) Gerichtsverfahren zu Leihgaben nicht zulässig. 

Mit anderen Worten: In Fällen im Zusammenhang mit dem internationalen 

Kunstleihverkehr haben Anspruchsteller de facto keine Möglichkeit, das Eigentumsrecht 

der verleihenden Stelle anzufechten oder vor dem Leihvorgang gegen die Entscheidung 

vorzugehen, eine Immunität vor Beschlagnahme zu gewähren.113 Zweitens wird die 

Wirksamkeit von Rechtsinstrumenten gefährdet, mit denen der illegale Handel mit 

Kulturgütern eingedämmt werden soll. So können gesetzliche Beschlagnahmeverbote mit 

Verträgen wie der Haager Konvention, dem Übereinkommen der UNESCO von 1970 und 

dem UNIDROIT-Übereinkommen in Konflikt geraten, die Staaten zur Rückgabe 

unrechtmäßig entwendeter Objekte verpflichten.114 

 

  

                                                 
113 Weller, Matthias: Immunity for Artworks on Loan? A Review of International Customary Law and Municipal 

Anti-Seizure Statutes in Light of the Liechtenstein Litigation. In: Vanderbilt Journal of Transnational Law, 2005, 
S. 997–1024, S. 1013. 
114 Samstag, 24. Juni 1995, 34 ILM 1322 (1995). 
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3. BEDEUTUNG UND SCHWIERIGKEITEN DER 
PROVENIENZRECHERCHE 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

 Viele europäische Staaten haben Provenienzrechercheprogramme oder-  

kommissionen ins Leben gerufen, um sicherzugehen, dass ihre Institutionen keine 

Raubkunst in ihren Beständen besitzen. Die Erfahrung zeigt allerdings, dass 

Sammlungsinstitutionen noch nicht in der Lage waren, die Grenzen der 

Provenienzrecherche zu überwinden und tatsächlich alle geraubten Werke zu 

identifizieren. 

3.1. Erforschung der Provenienz  

In den Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM wird die Provenienz definiert als „die 

vollständige Dokumentation eines Gegenstandes und seiner Besitzverhältnisse vom  

Zeitpunkt seiner Entdeckung oder Schöpfung bis in die Gegenwart, wodurch Echtheit  

und Eigentumsansprüche festgestellt werden.“115 Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass 

die Provenienzforschung bis vor Kurzem hauptsächlich die Aufgabe von Kunsthistorikern 

war, die sich mit Zuschreibungs- und Echtheitsfragen beschäftigen. Mit dem 

zahlenmäßigen Anstieg der Restitutionsansprüche unter anderem im Zusammenhang mit 

Kunst, die von den Nationalsozialisten geraubt wurde, wird der Schwerpunkt auf 

Eigentumsfragen gelegt. Heute ist die Provenienzforschung ein wichtiges Anliegen für alle 

Akteure im Kunstmarkt.  

 

So haben etwa Museen eine ethisch (wenn nicht rechtliche) Verpflichtung, sicherzustellen, 

dass „die zum Kauf, zur Leihe, zum Tausch, als Geschenk bzw. als Legat angebotenen 

Objekte oder Exemplare nicht gesetzeswidrig [...] erlangt [...] wurden.“116 Angesichts der 

Komplexität dieser Aufgabe überrascht es nicht, dass Museen inzwischen speziell 

ausgebildetes Personal einstellen, das sich ausschließlich mit der Provenienz der Objekte 

beschäftigt.  

 

Marktseitig müssen Käufer mehr Sorgfalt walten lassen, wenn sie Kunstwerke erwerben, 

da inzwischen höhere Maßstäbe an den Nachweis ihrer Gutgläubigkeit angelegt werden 

(siehe Abschnitt 2.4.3). 

 

Auktionshäuser, die in der Regel als Vermittler agieren, betreiben ihre eigene 

Provenienzforschung und geben den Besitzern Hinweise insbesondere im Fall von 

Kunstwerken, die möglicherweise von den Nationalsozialisten geraubt wurden.117  

3.2. Die Bedeutung der Provenienzforschung  

Rein rechtlich ist die Provenienzforschung Teil der Sorgfaltspflicht, die ein Besitzer 

nachweisen muss, wenn sein Eigentumsrecht an einem Kunstwerk in Frage gestellt wird. 

Der Forschungsumfang hängt von den Gegebenheiten des Falles ab. Käufer allerdings 

müssen die erforderliche Provenienzforschung durchführen, um ihr gültiges 

Eigentumsrecht an den Objekten zu beweisen und mögliche Restitutionsansprüche zu 

entkräften.  

 

                                                 
115 Siehe das Glossar der Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM, oben, Fußnote 70.  
116 Artikel 2.3 der Ethischen Richtlinien für Museen von ICOM, oben, Fußnote 70. 
117 Siehe die „Guidelines for Dealing with Nazi-era Art Restitution Issues“ des Auktionshauses Christie, Juni 2009. 
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Darüber hinaus ist der wissentliche oder in fahrlässigem Nichtwissen erfolgte Erwerb 

gestohlener Kunstwerke nach dem nationalen Recht mancher Staaten unter Umständen 

strafbar.118  

 

Unter eher ethischen Gesichtspunkten werden im Rahmen der Provenienzforschung die 

Identifizierung geraubter Kunstwerke und ihre Rückgabe an den rechtmäßigen Eigentümer 

oder die Wahl von „fairen und gerechten Lösungen“ ermöglicht (auf der Grundlage der 

Washingtoner Erklärung, siehe oben, Abschnitt 1.5.2.1, und unten Abschnitt 4.3). 

Inzwischen haben viele europäische Staaten und Museen Regelungen zur 

Provenienzforschung eingeführt, um sicherzugehen, dass sie in ihren Sammlungen keine 

geraubten Werke besitzen.119  

 

Frankreich hat eine Online-Datenbank der „Musées Nationaux Récupération“ (MNR) 

aufgebaut, in der Kunstwerke erfasst werden, die den nationalen Museen nach dem 

2. Weltkrieg zur Verwahrung anvertraut wurden.120 Dank dieser Recherchearbeit können 

die Familien von Opfern der Enteignungen durch die Nazis die Datenbank konsultieren und 

Restitutionsansprüche stellen. Kürzlich ist Frankreich von sich aus tätig geworden, um die 

rechtmäßigen Erben möglicher Raubobjekte in den Beständen der MNR zu ermitteln.121  

 

In ähnlicher Weise haben die Niederlande Recherchen zu den Objekten der Sammlung 

„Nederlands Kunstbezit“ (NK) angestellt, die nach dem 2. Weltkrieg von Deutschland 

wiedererlangt und seither vom Staat verwaltet wurden. Durch die Recherchen sollte die 

Provenienz ermitteln werden, um die ursprünglichen Besitzer der geraubten Kunstwerke 

festzustellen.122 Darüber hinaus hat die Niederländische Museumsvereinigung eine 

„Untersuchung der Herkunft von Museumssammlungen im Zusammenhang mit dem Raub, 

der Beschlagnahmung und dem Zwangsverkauf von Objekten zwischen 1933 und 1945“ 

initiiert. In diesem Zusammenhang gingen viele Museen freiwillig der Provenienz ihrer 

Sammlungen nach.123  

 

Im Vereinigten Königreich haben öffentliche Museen (nationale und nicht-nationale 

Einrichtungen) die Herkunft der möglicherweise von den Nazis geraubten Objekte in ihren 

Sammlungen untersucht. Ihre „List of Works of Incomplete Provenance for 1933-1945“ 

wurde im Internet veröffentlicht.124 

 

In Österreich untersucht die Kommission für Provenienzforschung die 

Bundessammlungen, um geraubte Objekte zu ermitteln und ihre Geschichte 

zurückzuverfolgen.125 

 

Auch in der Schweiz wird die Provenienz der Bundessammlungen überprüft.126 In den 

                                                 
118 Siehe beispielsweise Artikel 24 des Schweizerischen Bundesgesetzes über den internationalen 
Kulturgütertransfer (oben, Fußnote 110) und den National Stolen Property Act der USA (18 USC §§ 2314–2315).  
119 Internationale Organisationen wie Interpol (www.interpol.int/Crime-areas/Works-of-art/Works-of-art) oder 
private Einrichtungen wie das Art Loss Register (www.artloss.com) führen allgemeine Datenbanken über 
gestohlene Kunstwerke. In den Roten Listen des ICOM werden gefährdete Kategorien von archäologischen 
Objekten oder Kunstwerken klassifiziert, um ihre rechtswidrige Ausfuhr und Übereignung zu verhindern 
(http://icom.museum/resources/red-lists-database/). 
120 Abrufbar unter http://www.culture.gouv.fr/documentation/mnr/MnR-accueil.htm. 
121 „Rapport définitif du groupe de travail sur les provenances d’œuvres récupérées après la seconde guerre 
mondiale du 27 novembre 2014“, S. 9–10, abrufbar unter: 
http://lootedart.com/web_images/pdf2014/20141127_MCC-Rapport-MNR.pdf. 
122 Siehe unter http://www.herkomstgezocht.nl/eng/nkcollectie/index.html. 
123 Siehe unter http://www.musealeverwervingen.nl/en/10/home/. 
124 Siehe unter http://www.collectionstrust.org.uk/2015-11-03-15-25-31/cultural-property-advice/cultural-
property-and-provenance/provenance-research-for-1933-45. 
125 Siehe unter http://www.provenienzforschung.gv.at/?lang=en. 
126 „Kulturgüter im Eigentum der Eidgenossenschaft.  
Untersuchung zum Zeitraum 1933 bis 1945. Bericht der Arbeitsgruppe des Bundesamtes für Kultur“, 1998, 
abrufbar unter: http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04402/04711/04756/index.html?lang=fr 

file://ipolbrusnvf01/poldep_c/COMMITTEES/J%20U%20R%20I/ETUDES%20EXTERNES/2016/2016-003_Looted%20art/STUDY/www.interpol.int/Crime-areas/Works-of-art/Works-of-art
file://ipolbrusnvf01/poldep_c/COMMITTEES/J%20U%20R%20I/ETUDES%20EXTERNES/2016/2016-003_Looted%20art/STUDY/www.artloss.com
http://icom.museum/resources/red-lists-database/
http://www.culture.gouv.fr/documentation/mnr/MnR-accueil.htm
http://lootedart.com/web_images/pdf2014/20141127_MCC-Rapport-MNR.pdf
http://www.herkomstgezocht.nl/eng/nkcollectie/index.html
http://www.musealeverwervingen.nl/en/10/home/
http://www.collectionstrust.org.uk/2015-11-03-15-25-31/cultural-property-advice/cultural-property-and-provenance/provenance-research-for-1933-45
http://www.collectionstrust.org.uk/2015-11-03-15-25-31/cultural-property-advice/cultural-property-and-provenance/provenance-research-for-1933-45
http://www.provenienzforschung.gv.at/?lang=en
http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04402/04711/04756/index.html?lang=fr
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schweizerischen Museen erfolgt die Provenienzrecherche auf freiwilliger Basis.127 Der Bund 

unterstützt sie dadurch, dass sie Hilfsmittel entwickelt und Informationsmaterial erarbeitet, 

um den Forschungsprozess zu erleichtern,128 und leistet auch finanzielle Hilfe. Das Museum 

für Kunst und Geschichte in Genf zum Beispiel hat vor Kurzem Recherchen zur Ermittlung 

der Provenienz dreier Gemälde angestellt, die eine Person dem Museum 1969 als Deponate 

überlassen hatte. Die Nachforschungen ergaben, dass diese Person die Gemälde 

wahrscheinlich im Zeitraum 1945 bis 1952 erworben und enge Beziehungen zu Nazi-

Agenten in Spanien unterhalten hatte.129 Auch wenn es vorerst nicht gelungen ist, anhand 

dieser Recherchen die Besitzgeschichte vollständig zu rekonstruieren, wurde deutlich, wie 

nötig es war, diese Recherchen durchzuführen.  

 

In Deutschland schließlich leistet die Stiftung Deutsches Zentrum Kulturgutverluste 

(lostart.de) finanzielle Unterstützung für öffentliche Institutionen (Museen, Archive und 

Bibliotheken), privat finanzierte Einrichtungen und Einzelpersonen (unter der 

Voraussetzungen, dass diese die Washingtoner Erklärung einhalten), damit diese 

Provenienzrecherchen zu von den Nationalsozialisten geraubten Kunstwerken anstellen 

können.130 Auch die Lost Art-Datenbank der Stiftung ist ein wichtiges Instrument.131  

 

Generell führt die Praxis der Provenienzrecherche zu einem transparenteren und 

verantwortungsbewussteren Kunstmarkt und hat eine abschreckende Wirkung im Hinblick 

auf den Kunstraub. Das liegt insbesondere daran, dass die oben beschriebenen ethischen 

und rechtlichen Hemmnisse den Markt für geraubte Objekte verkleinern dürften – ob mit 

oder ohne falsche Provenienz. 

3.3. Schwierigkeiten der Provenienzrecherche  

Die oben genannten Bemühungen, die von den Staaten unternommen werden, zeigen 

bestimmte Grenzen der Provenienzrecherche auf. Erstens können sich die Recherchen nur 

auf die nach dem Krieg wiedererlangten Kunstwerke und nicht auf alle öffentlichen 

Sammlungen (wie etwa im Fall von Frankreich und Niederlanden) erstrecken. Zweitens 

bleiben private Sammlungen in der Regel unzugänglich. Der prominente Fall der Sammlung 

Gurlitt, der vor einigen Jahren öffentlich bekannt wurde, ist hierfür ein markantes 

Beispiel.132  

 

Die Besitzgeschichte eines Kunstwerks zu ermitteln, kann eine sehr anspruchsvolle 

Aufgabe sein. Die Forscher ziehen in erster Linie dokumentarische Aufzeichnungen wie 

Archive, Verkaufskataloge, Bestandsverzeichnisse von Händlern und Künstlerhonorare 

(Zahlungsbelege) heran.133 Auch die Untersuchung des Kunstwerks auf Etiketten, 

Beschriftungen oder Stempel ist ein wesentlicher Schritt.  

 

Leider gehen solche Unterlagen bei Ereignissen wie etwa Kriegen oft verloren. Hinzu 

kommt, dass private Besitzer sie möglicherweise nicht über die Jahre hinweg aufbewahrt 

haben. In manchen Fällen haben Händler und Galerien ihren Geschäftsbetrieb 

zwischenzeitlich eingestellt. Außerdem können Unterlagen auch auf andere Weise 

unzugänglich oder nur eingeschränkt zugänglich sein. Gleichwohl wurde die 

Provenienzrecherche zu von den Nationalsozialisten geraubten Kunstwerken dadurch 

                                                 
127 Siehe den Bericht der Eidgenossenschaft über den Stand der Provenienzforschung in schweizerischen Museen 
von 2011: „Bericht EDI/EDA über den Stand der Arbeiten im NS-Raubkunstbereich, insbesondere im Bereich 
Provenienzforschung“, abrufbar unter: 
http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04402/04711/04757/index.html?lang=fr 
128 Informationsmaterialien für Museen und Sammlungen sind abrufbar unter: 
http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04402/04711/index.html?lang=de. 
129 Genf, Dossier de l’Art de l’Inventaire, 2013, Nr. 61. 
130 Siehe unter http://www.kulturgutverluste.de/de/. 
131 Siehe unter http://www.lostart.de/Webs/DE/Datenbank/Index.html. 
132 Siehe unter http://www.lostart.de/Webs/DE/Datenbank/KunstfundMuenchen.html. 
133 Siehe das Schaubild der genutzten Ressourcenarten in den Provenance Index-Datenbanken von Getty unter 
http://www.getty.edu/research/tools/provenance/charts.html#overview. 

http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04402/04711/04757/index.html?lang=fr
http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04402/04711/index.html?lang=en
http://www.kulturgutverluste.de/en/
http://www.lostart.de/Webs/EN/Datenbank/Index.html
http://www.lostart.de/Webs/EN/Datenbank/KunstfundMuenchen.html
http://www.getty.edu/research/tools/provenance/charts.html#overview
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erleichtert, dass Ende der 1990er Jahre Aufzeichnungen aus der Kriegszeit freigegeben 

wurden.134 

 

Auch sogenannte „Catalogues raisonnés“ (Werkverzeichnisse) sind ein wichtiges 

Instrument für Provenienzrecherchen. Ein Catalogue raisonné ist eine „ausführliche 

Aufstellung der Werke eines Künstlers und beinhaltet oftmals Angaben zu Provenienz, 

Ausstellungsgeschichte und anderen kennzeichnenden Merkmalen des Kunstwerks wie 

Maße, Beschriftungen und Erhaltungszustand“.135 Forscher sollten jedoch sorgfältig darauf 

achten, nicht jede Lücke in der Provenienzgeschichte als Indiz für einen Kunstraub 

auszulegen. 

 

                                                 
134 Siehe unter https://www.ifar.org/provenance_guide.php. 
135 Siehe unter https://www.ifar.org/provenance_guide.php. 

https://www.ifar.org/provenance_guide.php
https://www.ifar.org/provenance_guide.php
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4. GERICHTLICHE STREITBEILEGUNG UND ALTERNATIVE 
STREITBEILEGUNGSMETHODEN136 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

 Durch die verfahrensrechtlichen Hindernisse, durch die der Weg zu gerichtlichen 

Verfahren versperrt wird, und durch die Schwächen von Gerichtsprozessen wird die 

Attraktivität von alternativen Streitbeilegungsverfahren und der damit 

verbundenen originären Lösungen erhöht, die mit solchen Methoden erreicht 

werden können. 

 

Enteignete Besitzer (oder ihre Erben) können vor innerstaatlichen Gerichten die Rückgabe 

von geraubten Kunstwerken verlangen. Verfahrenstechnische Hürden und andere 

Schwächen der gerichtlichen Streitbeilegung (Abschnitt 4.1.) erhöhen jedoch die 

Attraktivität alternativer Streitbeilegungsmethoden und der Lösungen, die damit erzielt 

werden können (Abschnitt 4.2.). In dieser Hinsicht sei darauf hingewiesen, dass in den 

„Grundsätzen der Washingtoner Konferenz in Bezug auf Kunstwerke, die von den 

Nationalsozialisten beschlagnahmt wurden“ (1998) Staaten empfohlen wird, alternative 

Streitbeilegungsmechanismen für die Klärung von Eigentumsfragen einzuführen, um zu 

„fairen und gerechten Lösungen“ zu kommen (Abschnitt 4.3).137 

4.1. Gerichtliche Streitbeilegung 

Es kann eine Reihe von Gründen geben, die einen Anspruchsteller dazu veranlassen, sich 

für die gerichtliche Streitbeilegung zu entscheiden. Erstens erhalten Anspruchsteller durch 

den Gang vor Gericht eventuell eine endgültige Entscheidung, die ihr Eigentum an einem 

geraubten Objekt beweist. Diese Entscheidung kann, wenn nötig, anschließend im Weg 

des regulären Justizapparats durchgesetzt werden, da innerstaatliche Gerichte über 

Durchsetzungs- und Sanktionsbefugnisse verfügen, die in supranationalen 

Rechtsordnungen und bei außergerichtlichen Rechtsmitteln nicht vorhanden oder schwach 

ausgeprägt sind. Zweitens sind die Streitparteien womöglich nicht bereit, in einen Dialog 

mit ihren Gegenpartei einzutreten, und versperren damit den Zugang zu Verhandlung, 

Mediation, Schlichtung und Schiedsverfahren – den sogenannten alternativen 

Streitbeilegungsmethoden, die nur bei Einvernehmlichkeit zur Verfügung stehen. Drittens 

kann durch den Rückgriff auf das Gerichtsverfahren unter Umständen Druck auf den 

Beklagten ausgeübt werden, der daraufhin womöglich eher bereit ist, von einem allzu 

legalistischen Vorgehen Abstand zu nehmen und einer Verhandlungslösung zuzustimmen. 

Dies wird durch die Tatsache untermauert, dass viele Gerichtsprozesse im Zusammenhang 

mit Kulturgütern nicht weiterverfolgt wurden, weil die Parteien eine außergerichtliche 

Einigung erzielt haben. 

 

                                                 
136 Dieser Abschnitt enthält zahlreiche Auszüge aus Renold, Marc-André und CHECHI, Alessandro: Just and Fair 
Solutions: An Analysis of International Practice and Trends. In: Campfens, E. (Hrsg.), oben, Fußnote 75, S. 187–
200, und Chechi, Alessandro: The Settlement of International Cultural Heritage Disputes, Oxford, Oxford 
University Press, 2014. 
137 Im Grundsatz 8 der Washingtoner Erklärung heißt es: „Wenn die Vorkriegseigentümer von Kunstwerken, die 
durch die Nationalsozialisten beschlagnahmt und in der Folge nicht zurückgegeben wurden, oder ihre Erben 

ausfindig gemacht werden können, sollten rasch die nötigen Schritte unternommen werden, um eine gerechte 
und faire Lösung zu finden, wobei diese je nach den Gegebenheiten und Umständen des spezifischen Falls 
unterschiedlich ausfallen kann.“ 
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Ein europäisches Beispiel für ein erfolgreiches Gerichtsverfahren mit Bezug zum 

Holocaust138 ist der Fall Erben Gentili di Giuseppe/ Musée du Louvre und 

Frankreich.139 1998 verklagten die Erben des renommierten jüdischen Kunstsammlers 

Federico Gentili di Giuseppe das Musée du Louvre auf Rückgabe von fünf Gemälden. Diese 

Gemälde, die zu Federico Gentili di Giuseppes Sammlung gehörten, wurden 1941 auf einer 

Auktion von Hermann Göring erworben und am Ende des 2. Weltkriegs dem Musée du 

Louvre übergeben. In dem Rechtsstreit ging es vor allem um die Frage, ob der 1941 

vollzogene Verkauf rechtsgültig und das Museum somit der rechtmäßige Eigentümer der 

fünf Gemälde war. Nachdem das Gericht der ersten Instanz sämtliche Ansprüche der Kläger 

abgewiesen hatte, hob die Cour d'Appel de Paris das Urteil der Vorinstanz auf, erklärte den 

Verkauf von 1941 für nichtig und machte damit den Weg frei für die Rückgabe. Dieses 

Urteil war für die Restitutionsbemühungen der Erben von Gentili di Giuseppe von großer 

Bedeutung, weil sie es später als Basis für ihre Verhandlungen mit anderen Museen 

nutzten, in deren Beständen sich ebenfalls Objekte aus der Sammlung Gentili di Giuseppe 

fanden, die bei der Auktion 1941 verkauft worden waren.140 

 

Im Bereich der Kulturgüter bleibt der Gerichtsprozess allerdings in der Regel das letzte 

Mittel; so wurden Berichten zufolge im Zeitraum von 1945 bis 1995 vor Gerichten in den 

USA nur zehn Klagen mit Bezug zum Holocaust angestrengt.141 Einzelpersonen, 

Institutionen und/oder Staaten rufen im Allgemeinen erst dann ein Gericht an, wenn 

außergerichtliche Methoden gescheitert sind oder nicht zur Verfügung stehen, da ein 

Gerichtsstreit mit bestimmten Mängeln verbunden ist, die den Betreffenden von einer 

Klageerhebung abhalten können. 

 

Das erste Problem ist der Zugang zum Gerichtswesen. Auch wenn in einigen Verfassungen 

das Recht zur Klageerhebung zum Schutz individueller Rechte und rechtmäßiger Interessen 

garantiert wird, steht der Klageweg nicht immer zur Verfügung. Die in Abschnitt 2 

erörterten rechtlichen Hürden wie etwa die Verjährungsfristen oder der Mangel an 

Beweisen für das Eigentum verringern die Wahrscheinlichkeit der Restitution.142 Ebenfalls 

zu nennen wäre hier das Prinzip des Rückwirkungsverbots internationaler Übereinkommen. 

 

Der ungewisse Ausgang und häufig auch die Notwendigkeit, das Urteil in einer 

ausländischen Rechtsordnung anerkennen und durchsetzen zu lassen, bevor es vollstreckt 

werden kann, und die mögliche Peinlichkeit eines für den Kläger nachteiligen Urteils können 

Überlegungen sein, die mögliche Anspruchsteller davon abhalten, den gerichtlichen 

Klageweg zu beschreiten. 

 

Hinzu kommt, dass der Rückgriff auf den Klageweg mit beträchtlichem wirtschaftlichem 

und menschlichem Aufwand verbunden ist. Die Prozessparteien verlieren möglicherweise 

nicht nur viel Zeit (in manchen Rechtsordnungen können Jahre vergehen, bis ein 

endgültiges Urteil ergeht), sondern müssen auch Rechtsbeistandskosten und 

Gerichtskosten für ein Verfahren tragen, das sich wegen der komplexen Sach- und 

Rechtsfragen in grenzüberschreitenden Fällen lange hinziehen kann.  

 

                                                 
138 Ein weiteres Beispiel einer amerikanischen Gerichtsentscheidung wird berichtet in Chechi, Alessandro; Bandle, 
Anne Laure; Renold, Marc-André: Case Two Dürer Paintings – Kunstsammlungen zu Weimar v. Elicofon, Plattform 
ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, Universität Genf. 
139 Bandle, Anne Laure; Chechi, Alessandro; Renold, Marc-André: Case Five Italian Paintings – Gentili di Giuseppe 
Heirs v. Musée du Louvre and France, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, Universität 
Genf.  
140 Siehe Bandle, Anne Laure; Chechi, Alessandro; Renold, Marc-André Renold: Case Adoration of the Magi – 
Gentili di Giuseppe Heirs and Museum of Fine Arts Boston, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law 
Centre, Universität Genf; und Bandle, Anne Laure; Chechi, Alessandro; Renold, Marc-André: Case Bust of a Youth 
– Gentili di Giuseppe Heirs and Art Institute Chicago, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law 
Centre, Universität Genf. 
141 Siehe Bazyler, Michael: Nuremberg in America: Litigating the Holocaust in United States Courts. In: University 

of Richmond Law Review, 2000, S. 1–283, S. 165. 
142 Mehrere Beispiele zur Veranschaulichung dieser Problematik siehe Renold, Marc-André und Chechi, Alessandro, 
oben, Fußnote 135, S. 188–189. 

http://unige.ch/art-adr
http://unige.ch/art-adr
http://unige.ch/art-adr
http://unige.ch/art-adr
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Zudem kann ein Gerichtsprozess zu einer Entzweiung zwischen den Parteien und Opfern 

führen. Gerichte sind nicht dafür gerüstet, Win-Win-Lösungen zu erzielen, und der 

Rückgriff auf den Klageweg bringt es mit sich, dass die Parteien mit einer „Schwarz-Weiß-

Entscheidung“ leben müssen, die auf den geltenden Rechtsgrundsätzen beruhen: Entweder 

erkennt das Gericht das ursprüngliche Eigentumsrecht an, oder es gibt dem Anspruch des 

derzeitigen Besitzers statt. Das starre Festhalten an einseitigen legalistischen 

Standpunkten führt oft dazu, dass sich die Positionen verhärten und die Beziehungen 

verschlechtern. Durch alternative Streitbeilegungsmethoden dagegen ermöglichen, wie im 

Folgenden ausführlicher dargelegt wird, maßgeschneiderte und originäre Lösungen 

ermöglicht, die auf den wechselseitigen Interessen der Parteien aufbauen und somit die 

Chancen erhöhen, dass ein gutes Verhältnis gewahrt bleibt. 

 

4.2. Lösung durch alternative Streitbeilegungsmethoden 

Durch die oben genannten Nachteile wird die Attraktivität von alternativen 

Streitbeilegungsmethoden wie Verhandlung, Mediation, Schlichtung und – bis zu einem 

gewissen Grad – Schiedsverfahren erhöht. Tatsächlich wurden die Streitigkeiten im 

Zusammenhang mit geraubten Kunstwerken in den letzten vier Jahrzehnten mehrheitlich 

auf außergerichtlichem Weg beigelegt.143 

Die Verhandlung ist ein freiwilliger, nicht bindender Mechanismus, der es den Parteien 

ermöglicht, die Kontrolle über Prozess ohne Vermittlung eines neutralen Dritten zu 

behalten. Somit gibt sie gleichgesinnten Streitgegnern die Möglichkeit, zu Win-Win-

Lösungen zu kommen, wenn kreative und für beide Seiten zufriedenstellende Ergebnisse 

angestrebt und vorhandene rechtliche Hindernisse beseitigt werden. Dieser Mechanismus 

wird für die Beilegung von Raubkunststreitigkeiten extensiv genutzt.144 Auch kommt es 

häufig vor, dass die Parteien während eines Gerichtsverfahrens zu einer Einigung kommen 

und die Streitigkeit irgendwann außergerichtlich beilegen.145  

 

Wenn der Gegensatz zwischen den Parteien direkten Verhandlungen im Weg steht, sind 

die Parteien möglicherweise darauf angewiesen, dass ein neutraler Dritter wie zum Beispiel 

ein Mediator eingeschaltet wird. Der Mediator hat die begrenzte Aufgabe, den 

Streitparteien dabei zu helfen, auf flexible, zügige, vertrauliche und weniger kostspielige 

Weise eine für beide Seiten zufriedenstellende Einigung zu erzielen. Zu diesem Zweck 

haben ICOM und WIPO 2011 ein spezielles Mediationsverfahren für Kunst- und 

Kulturgutstreitigkeiten eingeführt – das „Art and Cultural Heritage Mediation Program“.146 

Unter anderem wegen der Vertraulichkeit, die den Parteien im Rahmen der Mediation 

garantiert wird, gibt es nicht viele publizierte Mediationsfälle; dennoch lassen sich einige 

Beispiele finden, in denen die Mediation im Zusammenhang mit Raubkunst zur Anwendung 

kam.147 Insbesondere in einem Fall hat das Art Loss Register nach eigener Aussage bei der 

                                                 
143 Siehe Bazyler, oben, Fußnoten 141, S. 165. Siehe auch Borodkin, Lisa J.: The Economics of Antiquities Looting 
and a Proposed Legal Alternative. In: Columbia Law Review, 1995, S. 377–417, S. 403; und Coggins, Clemency 
C.: A Licit International Traffic in Ancient Art: Let There Be Light! In: International Journal of Cultural Property, 
1995, S. 61–80, S. 75. 
144 Siehe beispielsweise Contel, Raphael; Bandle, Anne Laure; Renold, Marc-André: Affaire Fresques de Casenoves 
– Musée d’Art et d’Histoire de la Ville de Genève et la France, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-
Law Centre, Universität Genf. In diesem Fall gab das Genfer Musée d’art et d’histoire die Fresken von Casenoves 
nach erfolglosen 40-jährigen Rechtsstreitigkeiten 1997 an Frankreich zurück. 
145 Siehe beispielsweise Contel, Raphael; Soldan, Giulia; Chechi, Alessandro: Case Portrait of Wally – United 
States and Estate of Lea Bondi and Leopold Museum, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law 
Centre, Universität Genf 
146 ICOM-WIPO-Mediationsregeln, siehe unter http://www.wipo.int/amc/en/center/specific-
sectors/art/icom/rules/. 
147 Siehe beispielsweise Bandle, Anne Laure; Contel, Raphael; Renold, Marc-André: Case Ancient Manuscripts and 
Globe – Saint-Gall and Zurich, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, Universität Genf. 
In diesem Fall fungierte die Schweizerische Eidgenossenschaft als Mediatorin, um einen Streitfall zwischen zwei 

Kantonen beizulegen, bei dem es um Objekte ging, die während der Religionskriege des 18. Jahrhunderts geraubt 
worden waren. In jüngerer Zeit ordnete ein Gericht in Los Angeles an, dass die Armenische Apostolische Kirche 
und das J. Paul Getty Museum ein viermonatiges Mediationsverfahren absolvieren, um die Streitigkeit um eine 

http://unige.ch/art-adr
http://unige.ch/art-adr
http://www.wipo.int/amc/en/center/specific-sectors/art/icom/rules/
http://www.wipo.int/amc/en/center/specific-sectors/art/icom/rules/
http://unige.ch/art-adr
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Beilegung einer Streitigkeit zwischen dem derzeitigen Besitzer eines Gemäldes von Picasso 

und den Erben des Eigentümers vor dem 2. Weltkrieg ,die Rolle des Mediators 

übernommen.148  

 

Eine Reihe von Staaten hat nichtgerichtliche Organe149 für die Bearbeitung von 

Kunstraubfällen ins Leben gerufen, die in die NS-Zeit zurückreichen. Die Verfahren, die 

diese Institutionen eingeführt haben, ähneln der Schlichtung. An der Schlichtung wirkt 

eine unabhängige Kommission oder eine Einzelperson mit, die als Dritter fungiert. Der 

Schlichter hat die Aufgabe, den Streitfall zu untersuchen und den Parteien eine nicht 

bindende Lösung vorzuschlagen. Die Schlichtung verbindet also die wichtigsten Merkmale 

der Mediation und einer Untersuchung und erfordert daher im Vergleich zur Mediation eine 

eingehendere Untersuchung des Streitfalls.  

 

Der Streit um das Messbuch von Benevento zwischen dem Metropolitankapitel 

desBistums Benevent (Italien) und der British Library150 macht deutlich, wie wichtig diese 

nichtgerichtlichen Organe sind, wenn es darum geht, bei der Beilegung von Klagen wegen 

geraubter oder „verschwundener“ Kunstwerke Hilfestellung zu geben. Das Messbuch war 

1943 während der Besetzung von Benevent durch die alliierten Streitkräfte im 2. Weltkrieg 

verschwunden und 1973 von der British Library erworben worden. 2002 brachte das 

Metropolitankapitel nach der Weigerung des British Museum, das Missal zurückzugeben, 

den Fall vor das britische Spoliation Advisory Panel. Da eine Rückgabe nach den damals 

geltenden Rechtsvorschriften untersagt war, empfahl das Panel dem britischen Minister, 

die bestehenden Gesetze dahingehend zu ändern, dass während der NS-Zeit geraubte 

Objekte, die sich heute in britischen Sammlungen befinden, an Anspruchsteller 

zurückgegeben werden können. Daraufhin führte das Vereinigte Königreich 2006 eine 

Konsultation zur Rückgabe von während der NS-Zeit enteigneten Objekten durch, und 

2009 verabschiedete das britische Parlament 2009 den Holocaust (Return of Cultural 

Objects) Act151.152 Danach rief das Metropolitankapitel erneut das Spoliation Advisory Panel 

an und beantragte die Rückgabe des Messbuchs. Diesmal konnte das Panel die Empfehlung 

aussprechen, das Messbuch an das Metropolitankapitel zurückzugeben, und die britische 

Regierung folgte dieser Empfehlung, die auch von der British Library angenommen wurde. 

Dabei ist anzumerken, dass die Anspruchsteller in diesem Fall wegen der geltenden 

Verjährungsfrist einen Gerichtsprozess wahrscheinlich nicht hätten gewinnen können. Das 

Spoliation Advisory Panel indes konnte als außergerichtliches Forum die Rückgabe des 

Messbuchs empfehlen, indem es die moralischen Aspekte des Anspruch würdigte und ihr 

den Vorrang vor den rechtlichen Aspekten einräumte. 

 

Alle bisher genannten alternativen Methoden haben einen nicht bindenden Charakter. In 

diesem Punkt unterscheidet sich das Schiedsverfahren von ihnen: Sobald die Parteien 

das Schiedsverfahren aus freien Stücken beantragen, sind sie an den abschließenden 

                                                 
mittelalterliche Handschrift beizulegen, die sich im Besitz des Museums befand. 2014 erzielten die Parteien eine 
Einigung; siehe unter: http://www.latimes.com/entertainment/arts/culture/la-et-cm-armenian-church-settles-
with-getty-museum-20150918-story.html. 
148 Nicolazzi, Laetitia; Chechi, Alessandro; Renold, Marc-André: Affaire Nature morte au tableau de Picasso – 
Héritiers Schlesinger et Phillips, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Centre du droit de l’art, Universität 
Genf. 
149 Es handelt sich um das Spoliation Advisory Panel (Vereinigtes Königreich), die Kommission für 
Provenienzforschung (Österreich), die Commission pour l’indemnisation des victimes de spoliations (Frankreich), 
De Restitutiecommissie (Niederlande) und die Beratende Kommission (Deutschland). Einen Überblick über diese 
nationalen Organe bietet Marck, Annemarie und Muller, Elke: National Panels Advising on Nazi-looted Art in 
Austria, France, the United Kingdom, the Netherlands and Germany. In: Campfens, E.(Hrsg.), oben, Fußnote 75, 
S. 41–89. 
150 Nicolazzi, Laetitia; Chechi, Alessandro; Renold, Marc-André: Case Beneventan Missal – Metropolitan Chapter 
of the Cathedral City of Benevento and British Library, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law 
Centre, Universität Genf. 
151 Holocaust (Return of Cultural Objects) Act 2009 (2009 c 16. 
152 Nach diesem Gesetz dürfen 17 Kultureinrichtungen einschließlich des British Library Board ein Objekt aus ihren 
Sammlungen übertragen, wenn dies vom Panel empfohlen wurde und der Minister der Übertragung zugestimmt 
hat. 

http://www.latimes.com/entertainment/arts/culture/la-et-cm-armenian-church-settles-with-getty-museum-20150918-story.html
http://www.latimes.com/entertainment/arts/culture/la-et-cm-armenian-church-settles-with-getty-museum-20150918-story.html
http://unige.ch/art-adr
http://unige.ch/art-adr
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Schiedsspruch gebunden. Das Schiedsverfahren ist bekanntermaßen eine der zentralen 

nichtgerichtlichen Methoden zur Beilegung von internationalen Handels- und 

Investitionsstreitfällen. Der Hauptvorteil des Schiedsverfahrens besteht darin, dass die 

Parteien den Prozess nach ihren Bedürfnissen gestalten können. Unter anderem können 

sich die Streitparteien darüber verständigen, ob ein oder mehrere Schiedsrichter benannt 

werden, welches Recht zur Anwendung kommt und welche Beweisregeln gelten sollen. Sie 

können auch Klauseln aufnehmen, die den Schiedsrichtern Entscheidungen nach Billigkeit 

(„equity“), nach Treu und Glauben („good conscience“) und nach anderen als den in der 

gewählten Rechtsordnung verankerten Grundsätzen gestatten. 

 

Schiedsverfahren sind allerdings bei der Klärung von Raubkunstansprüchen noch nicht 

gebräuchlich.153 Nach Kenntnis der Autoren wurde nur ein Nazi-Raubkunstfall durch ein 

Schiedsverfahren beigelegt – der bekannte Fall Altmann, bei dem es um mehrere 

Gemälde von Gustav Klimt ging, die die Nazis 1938 von Ferdinand Bloch-Bauer – dem 

jüdischen Onkel der Anspruchstellerin Maria Altmann – beschlagnahmt hatten. Obwohl 

Maria Altmann zunächst vor einem Gericht in den USA Klage gegen die Republik Österreich 

und die Österreichische Staatsgalerie erhoben hatte, einigten sich die Parteien später 

darauf, den Rechtsstreit zu beenden und den Streitfall in Österreich vor ein Schiedsgericht 

zu bringen. Das Schiedsgericht befand, dass die Österreichische Staatsgalerie die fünf 

Gemälde, die die Nazis von Ferdinand Bloch-Bauer beschlagnahmt hatten, an dessen 

Nichte Maria Altmann als seiner einzigen Nachfahrin zurückgeben sollte.154  

 

Aufgrund der vorstehenden Analyse lässt sich bestätigen, dass im Rahmen alternativer 

Streitbeilegungsmethoden die nötige Flexibilität für den Umgang mit 

Restitutionsansprüchen im Zusammenhang mit in der NS-Zeit geraubter Kunst geboten 

und eine einvernehmliche, für beide Seiten zufriedenstellende Beilegung erleichtert wird. 

Dies liegt auch daran, dass diese Methoden jederzeit verfügbar sind und entweder in 

Verbindung mit anderen Prozessen oder als Teil von anderen Prozessen eingesetzt werden 

können. So werden beispielsweise Verhandlungen häufig parallel zu Gerichtsverfahren 

geführt. Durch alternative Streitbeilegungsmethoden bieten den Parteien außerdem die 

Möglichkeit geboten, neben – oder anstelle von – rein rechtlichen Grundsätzen (die, wie 

oben ausgeführt, im Allgemeinen für Anspruchsteller unvorteilhaft sind) ethischen und 

moralischen Prinzipien Rechnung zu tragen. Darüber hinaus können die Parteien, wie unten 

in Abschnitt 4.3 ausführlicher erörtert wird, mit alternativen Streitbeilegungsmethoden 

originäre, „faire und gerechte“ Lösungen finden, die sich nicht auf die Restitution oder die 

Ablehnung der Forderung beschränken.155  
 

Dennoch weisen alternative Streitbeilegungsmethoden einige bedeutsame Schwächen auf. 

Die erste Schwäche ist die Freiwilligkeit alternativer Streitbeilegungsmechanismen. 

Außerhalb des Bereichs der Vertragsstreitigkeiten sträuben sich die Streitparteien 

möglicherweise dagegen, auf Verhandlung, Mediation oder Schiedsverfahren 

zurückzugreifen, wenn keine wesentlichen Anreize dafür bestehen. So kommt es zum 

Beispiel häufig vor, dass eine Partei kein Interesse am Rückgriff auf ein Schiedsverfahren 

hat, so lange sie nicht auf gerichtlichem Wege dazu bewegt werden kann. Eine solche Partei 

zieht es unter Umständen vor, den Anspruch zu ignorieren oder sich auf ihre Rechte nach 

dem allgemeinen Besitz- und Eigentumsrecht berufen. Dieses Problem wird am Fall 

Altmann deutlich, in dem die Republik Österreich den ursprünglichen Vorschlag von Maria 

Altmann, ein Schiedsgericht anzurufen, abgelehnt hat. Das Gleiche gilt für Verhandlung 

und Mediation, wie der Fall des Gemäldes Dedham from Landham von John Constable 

zeigt. In diesem Fall hatte das Musée des Beaux-Arts der Stadt La Chaux-de-Fonds in der 

                                                 
153 Ein Beispiel für ein Schiedsverfahren im Zusammenhang mit der Zerstörung eines Kulturgutes (der Stele von 
Matara in Eritrea) wird beschrieben in Daly, Brooks W.: Arbitration of International Cultural Property Disputes: 
The Experience and Initiatives of the Permanent Court of Arbitration. In: Hoffman, Barbara T. (Hrsg.): Art and 
Cultural Heritage. Law, Policy and Practice, Cambridge, Cambridge University Press, 2009, S. 465–468. 
154 Renold, Caroline; Chechi, Alessandro; Bandle, Anne Laure; Renold, Marc-André: Case 6 Klimt Paintings – Maria 

Altmann and Austria, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, Universität Genf. 
155 Cornu, Marie und Renold, Marc-André: New Developments in the Restitution of Cultural Property: Alternative 
means of Dispute Resolution. In: International Journal of Cultural Property, 2010, S. 1–31. 
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Schweiz das Gemälde 1986 durch eine Schenkung erhalten. 2006 wurden die städtischen 

Behörden von dem Vertreter der Erben von John und Anna Jaffé kontaktiert, die die 

Rückgabe des Gemälde forderten mit der Begründung, das Gemälde sei 1942 von den 

Nationalsozialisten zwangsverkauft worden. Nach einer sorgfältigen Untersuchung des 

Falls anhand der Informationen, die die Anspruchsteller vorgelegt hatten, lehnten die 

städtischen Behörden die Restitution ab. Zwar erkannten sie an, dass das Gemälde von 

den Nationalsozialisten rechtswidrig entwendet worden war, und würdigten die Bedeutung 

der Ideale, die den Grundsätzen der Washingtoner Erklärung von 1998 zugrunde liegen, 

aber sie kamen zu der Entscheidung, dass der Restitutionsanspruch aus rechtlichen 

Gründen abzulehnen ist. Die Stadt vertrat die Auffassung, dass der Erfolg eines von den 

Anspruchstellern geltend gemachten Restitutionsanspruchs in erster Linie den Nachweis 

mangelnden guten Glaubens voraussetze. Da ein solcher Nachweis fehle, vertrat die Stadt 

die Auffassung, sie sei spätestens 1991 – also fünf Jahre nach der Schenkung von 1986 – 

nach Artikel 728 Absatz 1 des schweizerischen Zivilgesetzbuchs über die Ersitzung 

(usucapio) zur Besitzerin des Gemäldes geworden.  

 

Eine weitere Schwäche besteht darin, dass Verhandlung und Mediation keine Gewähr dafür 

bieten, dass eine endgültige Einigung erzielt und anschließend vollstreckt wird, da es 

keinen Mechanismus gibt, mit dem die Parteien gezwungen werden könnten, die Einigung 

zu respektieren.  

 

Abschließend sei angemerkt, dass alternative Streitbeilegungsmethoden nicht in jedem Fall 

weniger kostspielig und zeitaufwändig sind als ein Gerichtsverfahren. Dieser Vorteil lässt 

sich jedenfalls nicht immer erzielen, wenn auf ein Schiedsverfahren zurückgegriffen wird. 

Insgesamt läuft das Schiedsverfahren einschließlich der Anerkennung und Vollstreckung 

des Schiedsspruchs nicht immer zügig ab und kann sich mitunter als teurer erweisen als 

ein Rechtsstreit vor Gericht, wenn man die Vergütung der Schiedsrichter mit 

berücksichtigt. Dies erklärt zum Teil, warum schiedsgerichtliche Streitbeilegungen so 

selten und Verhandlungsvereinbarungen so zahlreich vorkommen. 

4.3. Faire und gerechte Lösungen in Raubkunststreitfällen 

Dank alternativer Streitbeilegungsmethoden können Parteien, wie oben ausgeführt, „faire 

und gerechte Lösungen“ finden, die nicht zwangsläufig auf die vollständige Restitution oder 

Ablehnung des Anspruchs hinauslaufen.  

 

Die erste Lösung, die in Betracht kommt, ist die Entschädigungslösung. In vielen Fällen 

zogen im Zusammenhang mit von den Nationalsozialisten geraubten Kunstwerken die 

Erben der Opfer eine Entschädigung der Rückgabe des strittigen Objekts vor. Einer dieser 

Fälle ist der Streit um Egon Schieles Bildnis Wally.156 Dieses Gemälde wurde 1997 vom 

Wiener Leopold Museum an das New Yorker Museum of Modern Art (MOMA) verliehen. Die 

Nachfahren von Lea Bondi-Jaray, der das Bildnis Wally 1939 widerrechtlich entzogen 

worden war, verlangten die Rückgabe. Das MOMA verweigerte dies mit Hinweis auf seine 

vertragliche Verpflichtung gegenüber der Leopold-Stiftung; es folgte ein zehnjähriger 

Rechtsstreit. Im Juli 2010 wurde auf dem Verhandlungsweg eine Einigung mit den 

folgenden Eckpunkten erzielt: (i) das Leopold Museum zahlt 19 Mio. USD an den Nachlass; 

(ii) der Nachlass verzichtet auf den Anspruch auf das Gemälde; (iii) die Regierung der 

Vereinigten Staaten weist die zivilrechtliche Einziehungsklage ab; und (iv) das Leopold 

Museum zeigt neben dem Gemälde dauerhaft einen Text, der über dessen wahre 

Provenienz Auskunft gibt.  

 

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass das britische Spoliation Advisory Panel 

ermächtigt ist, als Entschädigung eine Abfindung zu empfehlen, wenn der Anspruchsteller 

                                                 
156 Contel, Raphael; Soldan, Giulia; Chechi, Alessandro: Portrait of Wally – United States and Estate of Lea Bondi 
and Leopold Museum, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, Universität Genf. 
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keinen dauerhaften Anspruch auf das Objekt hat.157 Von dieser Möglichkeit machte das 

Panel 2001 in einem Fall Gebrauch, der das Gemälde „View of Hampton Court Palace“ von 

Jan Griffier dem Älteren betraf, das sich im Besitz der Tate Gallery befand.158 

 

Eine weitere Möglichkeit ist der Verkauf an Dritte. Bei dieser Lösung einigen sich die 

Parteien darauf, das beanspruchte Kunstwerk auf dem Markt zu veräußern und den 

Verkaufserlös aufzuteilen. Ein anschauliches Beispiel für einen solchen Fall ist die 

Entscheidung eines anderen nationalen Gremiums, nämlich der niederländischen 

Restitutionskommission (Restitutiecommissie). 1935 enteigneten die NS-Behörden das 

Gemälde Kreuztragung des Braunschweiger Monogrammisten aus dem Besitz von Jakob 

und Rosa Oppenheimer. Das Gemälde tauchte 2006 wieder auf, als es von einem 

niederländischen Staatsbürger bei Sotheby’s zur Auktion eingeliefert wurde. Nachdem die 

Familie Oppenheimer dank eines Hinweises von Sotheby’s erfahren hatte, wo sich das 

Gemälde befand,159 verlangte sie nicht die Rückgabe des Gemäldes. Stattdessen forderte 

sie einen Anteil des Verkaufserlöses, wobei allerdings die Höhe des Anteils strittig war. 

Darum richteten die Parteien ein gemeinsames Ersuchen an den niederländischen Minister 

für Bildung, Kultur und Wissenschaft, um die Streitigkeit durch die Restitutionskommission 

beilegen zu lassen. Im Mai 2010 erteilte die Kommission ihre bindende Empfehlung, nach 

der die Erben Anspruch auf 40 % des Verkaufserlöses hatten.160 

 

In Fällen, in denen es dem Anspruchsteller darauf ankommt, dass sein Eigentumsrecht 

anerkannt wird, ohne dass er die Kunstwerke notwendigerweise in Besitz nehmen muss,161 

können Museen erwägen, sie zurückzukaufen oder sie als Dauerleihgabe oder temporäre 

Leihgabe zu erhalten. Die letztgenannte Option ist eine gängige Lösung, die durch 

alternative Streitbeilegungsmethoden in Raubkunststreitfällen erreicht wird. Diese Lösung 

wurde insbesondere im Fall der Nok- und Sokoto-Skulpturen zwischen Nigeria und 

Frankreich gewählt.162 1998 kaufte die französische Regierung von einem privaten Händler 

drei Skulpturen der Nok und Sokoto. Kurz danach erhielt sie von Nigeria die Einwilligung 

in den Erwerb, und zwei der drei Skulpturen wurden in dem neu eröffneten Pavillon des 

Sessions des Musée du Louvre ausgestellt. Diese Vereinbarung wurde heftig kritisiert, weil 

die Skulpturen höchstwahrscheinlich illegal ausgegraben und aus Nigeria ausgeführt 

worden waren und auf der Roten Liste der gefährdeten archäologischen Kulturgüter Afrikas 

des ICOM geführt wurden. Nach erneuten Verhandlungen zwischen Nigeria und Frankreich 

wurde das Eigentumsrecht Nigerias anerkannt, und im Gegenzug blieben der Skulpturen 

als Dauerleihgaben in Frankreich. 

 

In Streitigkeiten, bei denen sich die Parteien nicht auf das Alleineigentum eines Kunstwerks 

einigen können – insbesondere dann, wenn es über lange Zeiträume mehrere Besitzer 

gegeben hat – können die Parteien auch ein gemeinsames Eigentumsrecht (Miteigentum) 

in Erwägung ziehen.163 Ein Beispiel dafür ist der Rechtsstreit Searle/Gutmann um das 

Gemälde Landschaft mit Schornsteinen von Degas. Das Gemälde gehörte ursprünglich dem 

jüdischen Kunstsammler Friedrich Gutmann, aber seine Spur verlor sich, nachdem 

Gutmann es 1939 zur Verwahrung an einen Pariser Händler sandte. Als das Gemälde 1995 

im Art Institute of Chicago gezeigt wurde, verfolgten zwei Erben Friedrich Gutmanns es zur 

                                                 
157 Palmer, Norman: The Spoliation Advisory Panel and Holocaust-Related Cultural Objects. In: Weller, Matthias 
et al. (Hrsg.): Raub – Beute – Diebstahl, Baden-Baden, Nomos, 2013, S. 119–140, S. 119.  
158 Palmer, ebd., 130.  
159 Die Oppenheimer-Erben hatten das Gemälde zuvor in zwei öffentliche Raubkunstregister eintragen lassen: das 
Art Loss Register und das Lost Art Register. 
160 Niederländische Restitutionskommission: Binding Advice Concerning the Dispute over the Painting Road to 
Calvary, 3. Mai 2010, Fallnummer: RC 3.95, abrufbar unter: 
http://www.restitutiecommissie.nl/en/recommendations/recommendation_395.html.  
161 In vielen Fällen haben die Anspruchsteller keine Einwände gegen den Verbleib des Kunstwerks in einem 
Museum oder einer anderen kulturellen Einrichtung, damit es öffentlich zugänglich bleibt.  
162 Velioglu, Ece; Bandle, Anne Laure; Chechi, Alessandro; Renold, Marc-André Renold: Case Three Nok and 
Sokoto Sculptures – Nigeria and France“, Plattform ArThemis (http://unige.ch/art-adr), Art-Law Centre, 

Universität Genf. 
163 Zu dieser innovativen Lösung siehe Renold, Marc-André: Cultural Co-Ownership: Preventing and Solving 
Cultural Property Claims. In: International Journal of Cultural Property, 2015, S. 163–176, S. 167. 
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Sammlung des Chicagoer Sammlers Daniel Searle zurück. Die Gutmann-Erben leiteten 

gegen Searle rechtliche Schritte zur Rückgabe des Gemäldes ein. Der Fall stieß auf großes 

öffentliches Interesse und wurde unmittelbar vor dem Prozess außergerichtlich durch eine 

Art Miteigentümervereinbarung beigelegt, in der die Gutmann-Erben und Searle sich darauf 

einigten, sich das Eigentumsrecht an dem Gemälde paritätisch zu teilen, wobei jede Partei 

frei entscheiden konnte, wie sie mit ihrem Anteil verfahren will. Searle übertrug seinen 

Anteil anschließend an das Art Institute of Chicago, dessen Stiftungsrat er angehörte. Im 

Gegenzug erwarb das Art Institute den Anteil der Erben zu dem Marktwert, der von einem 

unabhängigen Sachverständigen ermittelt wurde. Damit wurde das Art Institute schließlich 

zum Alleineigentümer des Gemäldes, erklärte sich aber bereit, zur Würdigung beider 

Familien neben dem ausgestellten Gemälde ein Schild anzubringen, auf dem an die 

Entwendung des Werkes erinnert wird. 

 

Eine wichtige Lösungsmöglichkeit, die häufig übersehen wird, ist die einfache Anerkennung 

des ursprünglichen Eigentumsrechts eines enteigneten Besitzers und der Entwendung, die 

er während des Kriegs erlitten hat. Aus naheliegenden Gründen sind Raubkunstfälle für 

Anspruchsteller hochgradig emotional, und Fälle wie der oben erörterte Rechtsstreit 

Searle/Gutmann zeigen, dass die Erben enteigneter Besitzer bisweilen nicht so sehr daran 

interessiert sind, das Eigentumsrecht an dem Kunstwerk heute zu behalten, sondern eine 

Form der Anerkennung für das eklatante Unrecht anstreben, das ihren Eltern angetan 

wurde. 
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5. POLITISCHE EMPFEHLUNGEN 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

 Einheitliche Lösungen sind augenscheinlich die vordringlichste Aufgabe, um in 

Fällen im Zusammenhang mit der Restitution von in bewaffneten Konflikten 

geraubter Kunst Rechtssicherheit zu gewährleisten. Diese Einheitlichkeit lässt sich 

entweder auf der Ebene der Festlegung des anwendbaren Rechts oder auf der 

Ebene der nationalen Standards und Rechtsvorschriften durch die wirksame 

Umsetzung der internationalen Abkommen und der dazugehörigen 

Protokolle erreichen. 

 Empfehlenswert wäre zudem, ein Gremium auf EU-Ebene zu schaffen, das den 

Auftrag erhält, langfristige Lösungen vorzuschlagen und/oder in konkreten Fällen 

fachkundige Ratschläge zu geben. 

5.1. Allgemeine Erwägungen 

Aus diesem Bericht geht zum einen hervor, dass Krieg, Raub und Plünderungen 

unglückseligerweise eng miteinander einhergehen und dass zum anderen die Staaten sehr 

unterschiedlich reagieren, wenn man betrachtet, wie sie den verschiedenen Interessen 

Rechnung tragen. Das Einheitlichkeitserfordernis ist augenscheinlich die vordringlichste 

Aufgabe, und diese Einheitlichkeit lässt sich entweder auf der Ebene der Festlegung des 

anwendbaren Rechts (Kollisionsrecht, Abschnitt 5.2.) oder auf der Ebene der nationalen 

Standards und Rechtsvorschriften erreichen (vor allem durch die Umsetzung der 

internationalen Abkommen und der dazugehörigen Protokolle, Abschnitt 5.3.). In jedem 

Fall wäre es empfehlenswert, ein Gremium auf EU-Ebene zu schaffen, das den Auftrag 

erhält, langfristige Lösungen vorzuschlagen und/oder in konkreten Fällen fachkundige 

Ratschläge zu geben (Abschnitt 5.4.).  

5.2. Einheitliche Lösungen mit einer gemeinsamen neuen 

Kollisionsnorm für öffentlich- und privatrechtliche Ansprüche 

Im Privatrecht – also in Bezug auf den Erwerb des Eigentums an einem Kulturgut – gilt 

der seit Langem gültige Grundsatz der lex rei sitae; dies bedeutet, dass das Recht des 

Ortes angewendet wird, an dem sich das Objekt befand, als es erworben wurde (siehe 

Abschnitt 2.3.). Bei geraubten Kulturgütern kann dies zur Folge haben, dass die Person 

oder der Staat, dem das Kulturgut rechtswidrig entzogen wurde, das Eigentumsrecht 

einbüßt. Dagegen wird vorgebracht, dass dieser Grundsatz geändert werden sollte, um das 

Recht des Ursprungslandes, die lex originis, zu berücksichtigen. Zugegebenermaßen dürfte 

es – insbesondere dann, wenn mehrere Staaten historisch oder kulturell damit verbunden 

sind – nicht immer einfach sein, den Ursprung des Kulturguts zu bestimmen, aber 

zumindest in den Fällen, in denen der Ursprung eindeutig bekannt ist, ist nach diesem 

Recht ein Erwerb, der gegen das Recht des Landes verstößt, aus dem das Objekt stammt, 

schlicht unmöglich. 

 

Im Bereich des öffentlichen Rechts wird dem Recht des Ursprungslandes heute 

zumindest in einigen der neueren bilateralen Abkommen über den illegalen Handel 

augenscheinlich eine größere Bedeutung zugemessen. Ein gutes Beispiel für 

Vereinbarungen, in denen diesem Grundsatz Geltung verschafft wird, sind einige der 

bilateralen Abkommen, die in jüngster Zeit zwischen der Schweiz und Kunst 

exportierenden Ländern wie Griechenland, Italien, Ägypten und einigen anderen Staaten 
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geschlossen wurden.164 Nach diesen Vereinbarungen ist die Einfuhr in die Schweiz 

rechtswidrig, wenn die Vorschriften des Ausfuhrlandes nicht eingehalten werden. Damit 

wird eindeutig der lex originis Geltung verschafft. 

 

Vorstellbar wäre auch, dass Staaten in Notsituationen wie den heutigen Geschehnissen im 

Zusammenhang mit Kulturgütern im Irak und in Syrien die Anwendung der lex originis, 

akzeptieren, auch wenn ihr allgemeines Kollisionsrecht die lex rei sitae ist. Wenn der VN-

Sicherheitsrat in seinen Resolutionen fordert, dass die Staaten den Handel mit Raubkunst 

unterbinden sollen, könnte er ebenfalls zugleich fordern, dass sie das Recht des 

Ursprungslandes berücksichtigen. 

 

Einige Schritte hin zur Anwendung der lex originis sind bereits unternommen worden165, 

aber bisher weitgehend theoretisch geblieben. Nach Auffassung des Verfassers dieser 

Studie ist es an der Zeit, die Anwendung dieser Lösung sowohl im Privatrecht als auch im 

öffentlichen Recht in der Praxis zu forcieren.166 

5.3. Einheitliche Standards und Rechtsvorschriften 

Eine weitere Möglichkeit, mit Hilfe ähnlicher Standards die Einheitlichkeit der 

Entscheidungen zu erreichen, besteht darin, dass die Staaten einheitliche Standards und 

Rechtsvorschriften verabschieden. Hierfür sieht der Verfasser dieser Studie drei 

Überlegungsrichtungen: 

 

1. Da viele Staaten die Haager Konvention und ihrer Protokolle ratifiziert haben, ist es 

nicht erforderlich, die Annahme einer neuen internationalen Konvention anzuregen. 

Auf internationaler Ebene sollten Anstrengungen unternommen werden, um: 

 

a. die Staaten, die diese Konventionen noch nicht ratifiziert haben, zur 

Ratifizierung zu ermuntern; 

b. vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen wie zum Beispiel die von der Schweiz 

in ihrem Gesetz von 2014 vorgeschlagene Möglichkeit, Bergungsorte 

(Zufluchtsorte) zu schaffen (Abschnitt 1.4.1.); 

c. zum Beispiel durch die Annahme von Vorschriften ähnlich dem 

niederländischen Gesetz von 2007 dafür zu sorgen, dass Gerichte die 

Vorschriften des Ersten Protokolls unmittelbar anwenden können 

(Abschnitt 1.4.2.). 

 

2. Der Status unentdeckter (d. h. unter der Erdoberfläche oder unter Wasser 

befindlicher) Kulturgüter sollte geklärt werden, indem die Rechtsvorschriften so 

gestaltet werden, dass sich in ihnen eindeutig das niederschlägt, was die UNESCO-

                                                 
164 Die bilateralen Vereinbarungen mit Italien, Griechenland, Ägypten, Peru, Kolumbien, Zypern und China sind 
abrufbar unter: http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04371/04377/index.html?lang=de. 
165 Siehe zum Beispiel: Institut de Droit International, Baseler Resolution von 1991 (Der internationale Verkauf 
von Kulturgütern unter dem Gesichtspunkt des Schutzes des kulturellen Erbes), Wiesbadener Resolution von 
1975 (Die Anwendung des ausländischen öffentlichen Rechts). 
166 Nach Kenntnis der Autoren sind Belgien und Portugal die einzigen Staaten, die Überlegungen zu dieser 
Problematik angestellt haben. Im belgischen Gesetzbuch über das internationale Privatrecht von 2004 (englische 
Übersetzung im Yearbook of Private International Law, 2004, 319) wird die Anwendung der lex originis für die 
Klärung grenzüberschreitender Restitutionsansprüche unterstützt. Artikel 90 Absatz 1 lautet wie folgt: „Wenn ein 
Gegenstand, den ein Staat als Teil seines kulturellen Erbes betrachtet, das Hoheitsgebiet dieses Staates auf eine 
Weise verlassen hat, die nach dem Recht dieses Staates zum Zeitpunkt der Ausfuhr als rechtswidrig galt, gilt für 
die Rückforderung durch den Staat das Recht dieses Staates in der zu diesem Zeitpunkt geltenden Form oder, 
nach Wahl des Staates, das Recht des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sich der Gegenstand zum Zeitpunkt der 
Rückforderung befindet.“ In Artikel 31 des portugiesischen Gesetzes Nr. 13 vom 6. Juli 1985 werden alle 
Transaktionen, die in Portugal getätigt werden und Kulturgüter betreffen, die unter Verstoß gegen die gesetzlichen 

Ausfuhr- oder Eigentumsübertragungsvorschriften eines ausländischen Staates eingeführt wurden, für nichtig und 
rechtsunwirksam erklärt. Diese Bestimmung ist insofern beschränkt, dass sie nur unter der Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit greift. 

http://www.bak.admin.ch/kulturerbe/04371/04377/index.html?lang=fr
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UNIDROIT-Mustervorschriften vorsehen, d. h. den unbestreitbaren staatlichen 

Besitz (Abschnitt 2.4.1.). 

 

3. In Bezug auf Ansprüche muss der rechtliche Kontext, in dem sie geltend gemacht 

werden sollten, aus rechtlicher Sicht klarer gefasst werden. Ich sehe zwei 

Möglichkeiten, die Situation zu verbessern: 

 

a. die Verallgemeinerung der einheitlichen Sorgfaltspflichtstandards, die in der 

EU-Richtlinie von 2014 (Artikel 10 Absatz 2) und im UNIDROIT-

Übereinkommen (Artikel 4 Absatz 4) angenommen wurden; 

b. die Annahme spezifischer Verjährungsregeln wie den jüngsten Vorschlag für 

ein US-Bundesgesetz (siehe Abschnitt 1.5.2.1.). 

5.4. Die Einrichtung einer internationalen Plattform/eines 
internationalen Beratungsgremiums 

Aus diesem Bericht geht deutlich hervor, dass die Fragen, die Ansprüche auf die Restitution 

von Raubkunst betreffen, komplex sind und dass es möglicherweise nicht die beste Lösung 

ist, sie von nationalen Gerichten klären zu lassen. Nach Auffassung der Autoren würden 

diese Ansprüche weitaus besser verstanden und beurteilt, wenn sie durch eine Art 

Plattform/Beratungsgremium oder mit Unterstützung einer solchen Plattform oder eines 

solchen Beratungsgremiums entschieden würden. 

 

Die Aufgaben dieser Plattform/dieses Gremiums könnten sein: 

 

1. die Beratung von Staaten bei der Umsetzung internationaler Abkommen und der 

dazugehörigen Protokolle und bei der Festlegung der oben genannten einheitlichen 

Standards (Abschnitt 5.3); 

2. die Beratung bestehender Agenturen oder Gerichte bei der Beilegung von 

Streitigkeiten im Zusammenhang mit geraubtem Kulturgut; 

3. die Hilfe beim Lösen von Konflikten Konfliktlösung durch die Mitwirkung als Mediator 

oder Schlichter, der auf Ansprüche auf geraubte Kulturgüter spezialisiert ist. 

 

Es erscheint verfrüht, schon jetzt Regeln für die Zusammensetzung dieses Gremiums oder 

seine Arbeits- und Verfahrensweise vorzuschlagen, aber der Unterzeichnete würde diese 

Thematik bei Bedarf gern in einem künftigen weiteren Bericht aufgreifen. 

 

 
* * * * * 
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ANNEX 1  Overview of the national implementation of the Hague Convention and the protocols*

Belgium Cyprus Czech Republic Estonia Finland Georgia Germany Greece Hungary 

General 

implementing 

legislation 

- - - Act on the 

implementation 

of certain 

provisions of 

the First 

Protocol (no. 

1135/1994) 

- Act of 11 April 

1967 on the 

Hague 

Convention 

(incorporating 

the Hague 

Convention and 

the First 

Protocol) 

- - 

First Protocol 

(exportation from 

occupied territory 

and return) 

No particular 

measures 

Yes (no 

explanation 

provided) 

Yes (peace time 

rules on export 

applicable) 

No (no 

likelihood of 

participating in 

military 

occupation) 

Yes No Yes (no 

explanation 

provided) 

No No 

Second Protocol 

Art. 9 

(Protection in 

occupied territory) 

No answer Reported 

looting in the 

territory 

occupied by 

Turkey 

No answer N/A No answer Invoked the 

responsibility 

of Russia in the 

territory 

occupied by it 

N/A No answer N/A 

Second Protocol 

Art. 15  

(Serious violations) 

Yes (specific 

reference to art. 

15 of the 

Second 

Protocol) 

Yes Yes (specific 

provision on 

pillage in the 

area of military 

occupations) 

Yes Yes Yes Yes (Code of 

Crimes against 

International 

Law) 

No (but under 

evaluation) 

Yes (specific 

provisions on 

theft and 

pillage of 

cultural 

property in 

wartime) 

Second Protocol 

Art. 16 

(Jurisdiction) 

Yes Yes Yes Yes Yes Yes Yes No Yes 
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* This table has been prepared on the basis of the information provided by states in their periodic reports (2011-2012) available at http://www.unesco.org.

Latvia Lithuania Netherlands Norway Poland Romania Slovakia Slovenia Switzerland 

General 

implementing 

legislation 

- - Cultural Property 

Originating from 

Occupied Territory 

(Return) Act (2007) 

- International

Crimes Act

- - - - - Loi fédérale sur la 

protection des biens 

culturels en cas de 

conflit armé, de 

catastrophe ou de 

situation de la guerre 

(2014)  

First Protocol 

(exportation from 

occupied territory and 

return) 

No Yes (no 

explanation 

provided) 

Yes (2007 Act) Yes (no 

explanation 

provided) 

Yes (no 

explanation 

provided) 

Not engaged 

in any 

occupation of 

territory 

No clear 

answer 

Yes (peacetime 

rules applicable: 

Return of 

Unlawfully 

Removed 

Cultural-Heritage 

Objects Act) 

Yes (safe havens for 

cultural objects)   

Second Protocol 

Art. 9 

(Protection in 

occupied territory) 

No answer N/A (no 

likelihood of 

occupying any 

country) 

N/A No answer No answer No answer No answer No answer No answer 

Second Protocol  

Art. 15  

(Serious violations) 

No answer Yes (specific 

provisions for 

plunder and 

appropriation of 

cultural 

property in an 

occupied 

territory) 

Yes (International 

Crimes Act, also 

implementing the 

Rome Statute of 

ICC) 

Yes 

(criminal 

code under 

revision) 

Yes (specific 

provision on 

appropriation 

of cultural 

property in 

wartime) 

Yes (criminal 

code under 

revision) 

Yes 

(reference to 

general 

criminal 

provisions) 

Yes (general 

provisions on 

pillage and 

appropriation of 

property in 

wartime) 

Yes (general 

criminal law 

provisions) 

Second Protocol 

Art. 16  

(Jurisdiction) 

No answer Yes Yes Yes No answer Yes Yes No answer No provisions (aside 

from those under the 

military penal code) 
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GUIDELINES FOR THE ESTABLISHMENT AND CONDUCT OF SAFE HAVENS AS 
ADOPTED BY THE INTERNATIONAL LAW ASSOCIATION AT ITS 73RD 
CONFERENCE HELD IN RIO DE JANIERO, BRAZIL, 17-21 AUGUST 2008. 

Preamble 

Recognizing the crucial need to rescue cultural material threatened by armed conflict, natural 
disaster, illegal excavation, or other insecurity; 

Noting the uncertainty of standards and procedures for safekeeping and preserving cultural 
material that has been rescued by removal from the territory of one state to the territory of 
another state; 

Noting also the uncertainty about requirements for returning cultural material after a threat 
necessitating its removal to the territory of another state has ended; 

Observing the importance of engaging both governmental and nongovernmental bodies in 
safekeeping and preserving cultural material; 

Convinced therefore of the need for and efficacy of international guidelines, engaging state 
authorities, for safekeeping, preserving, and returning cultural material within the source 
state and after it has been removed from the territory of one state to that of another state; 

Confirming therefore the following Guidelines for the establishment and conduct of safe havens 
for cultural material; and 

Perceiving the efficacy of a model contract to formalize essential terms of the relationship 
between a source state or entity and a safe haven; 

Hereby states the following Guidelines: 

1. Definitions

a) “Cultural material” includes all objects defined as cultural property in Article 1 of the
UNESCO Convention on the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import,
Export and Transfer of Ownership of Cultural Property.

COMMENTS:
Instead of creating a new definition, the Guidelines adopt the most widely-accepted
definition of “cultural property” in Article 1 of the 1970 UNESCO Convention.  This
definition has been only slightly modified in other instruments such as the UNIDROIT
Convention on Stolen or Illegally Exported Cultural Objects.

b) “Source state” is the state in which cultural material is in need of a safe haven, either in
the state itself or in the territory of another state.

COMMENTS: 
For the purpose of these Guidelines, the source state is the state in which cultural 
material is in need of a safe haven, whether that is the state of origin of the material—
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that is, where it was created—or a state to which the material has been later removed 
from the state of origin. 

2. Safe Havens for Cultural Material

Safe havens are facilities created in order to care for cultural material that has been endangered by 
armed conflict, natural disasters, illegal excavation, or other insecurity and has therefore been 
removed for safekeeping and preservation from the territory of the source state to the territory of 
another state or to a place of safety in the source state.   

COMMENTS:   
There is often a critical need for safe havens when endangered cultural material is 
removed for safekeeping and protection from one state to another.  There is also a need 
for safe havens to protect material within a source state—for example, material that is 
imperiled by calamities, has been seized as contraband, or is of unknown origin or 
suspect provenance.  An example of international cooperation in establishing a safe 
haven involved the removal and temporary storage of Afghan cultural material at the 
privately owned Afghanistan Museum and Library in Bubendorf, Switzerland (1999-
2007).   

3. Governmental Establishment and Supervision of Safe Havens

State authorities shall establish safe havens or supervise such havens within their territories as 
governmental or nongovernmental institutions may otherwise create.   

COMMENTS:   
3.1. Under these Guidelines, safe havens are national and not international facilities that 
are established and managed under national law.  The Guidelines provide for and help 
harmonize the obligations of these facilities (see Guideline 4).   
3.2. Safe havens may be established as either nongovernmental or governmental facilities 
under national law. 
3.3. Safe havens need not be specific organizations or institutions.  They may be simply 
facilities within national museums or other institutions that receive cultural material for 
safekeeping, restoration, and preservation.  One example involves the designation of 
facilities in national museums as trustees of material whose ownership is either unknown 
or disputed. 

4. Obligations of Safe Havens

a) A safe haven shall be responsible for safekeeping and preserving cultural material that
has been entrusted to its care.  This general responsibility shall extend to the exceptional
case of an unknown source state.  A safe haven shall take all reasonable measures to
avoid deterioration or endangerment of cultural material by applying the highest
standards of care.

b) A safe haven is governed by the law of the state in which it is located, but shall accord
due respect to the laws and traditions of the source state of cultural material.

c) A safe haven shall accept no cultural material received from another state in violation of
its export provisions, unless it is satisfied that the material has left that country under
circumstances precluding the issuance of an export certificate.
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d) A safe haven shall take all possible measures to make an inventory of all cultural material
entrusted to its care and guarantee public access to the information in the inventory.

e) A safe haven may exhibit cultural material in its care unless to do so would be
inappropriate under the laws and traditions of the source state.  All such material on
exhibit shall be identified as safe haven material.

f) A safe haven may not lend safe haven material without the consent of the source state or
entity.

g) Any proceeds from exhibition or loans may be used only for safekeeping and preserving
safe haven material.

h) A safe haven shall not engage in any activity the result of which would be to stimulate
illegal trafficking in cultural material or other threats to it.

i) A safe haven must return cultural material items as soon as the established owner or other
established source of the material so requests, provided that the safe haven is satisfied
with the conditions for safekeeping and preserving the material by the requesting state or
entity.

j) Nothing in these Guidelines shall require the safe haven to do or refrain from doing
anything inconsistent with an order of a court of competent jurisdiction.

COMMENTS:
4.1.  Under 4 a), safe havens are responsible for safekeeping and preserving cultural
material even if the material is owned by a foreign state or citizen or there are no
prospects for compensation of attendant expenses by the owner.  In keeping with the
highest standards of care, any necessary restorative work should be planned and its cost
discussed with the source state or entity before the work is done.
4.2.  Under 4 b), safe haven authorities, in fulfilling their responsibilities for safekeeping
and preserving cultural material of foreign origin, must respect the laws and customs of
the source state and of customary international law.  This means, for example, that safe
havens ordinarily must store human remains with dignity and, whenever possible,
preserve and restore religious objects according to the religious and cultural traditions
and practices in the source state.  Otherwise, local or national law applicable in safe
havens governs the standard of care for the pertinent cultural material.
4.3.  Under 4 c), states to which material is to be removed for safekeeping must respect
the export laws of source states unless, under the often difficult circumstances that give
rise to the need for removal, the issuance of an export certificate is impossible.
4.4.  Guideline 4 d) requires safe havens to apply the general principle of transparency.
Safe havens must inventory cultural material and guarantee public access to it.  Because
safe havens are trustees or custodians of material for the benefit of legitimate owners,
they must ensure the rights of those owners.  It is also imperative that safe havens ensure
public access to all records and inventories of cultural material and, in response to
return claims, to the cultural material itself.
4.5.  Under 4 e), safe havens may exhibit entrusted material, but they must ensure that the
material is clearly described and identified as “cultural material entrusted to the
exhibiting institution as safe haven,” or other words to that effect.  Such an exhibition
has the added benefit of drawing public attention to the good offices of safe havens and
the threats to cultural material in foreign countries.  Cultural material should not be
exhibited, however, when it would be inappropriate to do so under the legal rules or
customs of the state or culture of origin.
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4.6.  According to 4 f), loans of entrusted cultural material should be strictly limited to 
instances where source states, private owners, museums, or other institutions, as 
appropriate, give their consent in writing or when the purpose of the loan is to unite 
dismembered cultural material or to have it conserved in third countries for exhibition to 
the public.  Such “functional” loans are compatible with the obligations and duties of 
conscientious trustees. 
4.7.  Guideline 4 g) makes clear that entrusted cultural material should not be used by 
safe havens to generate income.  All proceeds from exhibitions, loans, and photographs 
must be used for safekeeping and preservation of the material.   
4.8.  Under 4 h), it is incompatible with the fiduciary duties of safe havens to engage in 
illicit trade in the cultural material for which they have assumed responsibility or to 
engage in any activity that might stimulate illegal trafficking, such as cooperating with 
thieves and smugglers in defiance of the very purposes and obligations of safe havens.   
4.9.  Guideline 4 i) makes clear that safe havens are only temporary homes for 
endangered cultural material.  Therefore, they must return protected cultural material 
after the threat prompting its removal has come to an end and material can again be 
protected in the source state.  It is expected that safe havens normally will agree to 
requests for the return of entrusted cultural material under applicable national law.  Safe 
havens can also initiate an appropriate return in order, for example, to minimize the 
expenses of safekeeping and preservation.   
4.10.  Under 4 j), safe havens are generally bound by court decisions governing entrusted 
cultural material.  Among courts with concurrent jurisdiction, courts in the territory of 
safe havens have the final word on what should be done or not done regarding 
safeguarded material. 

5. Obligations of Source States or Entities

a) A source state or entity of safe haven material shall give all information to the safe haven
which is necessary to fulfill the safe haven’s obligations.

b) A source state or entity shall be expected to compensate the safe haven for reasonable
costs of safekeeping, preserving, and returning cultural material.

c) A source state or entity shall ensure that requested cultural material whose return it has
requested will be secured and preserved after its return to that state or entity.

COMMENTS:
5.1. The obligation to give all information necessary to ensure the effectiveness of a safe
haven includes facts concerning the material removed for safekeeping as, for example,
the risk of its exposure to air, water, temperature, insects and other vermin.  In addition,
the required information should include such legal data as the identity of the titleholder
or other interested parties so as to facilitate a return, if appropriate, to the correct
person or entity and any relevant information concerning legal rules or customs of the
source state or culture of origin that may affect how the cultural material is to be treated
in the safe haven.
5.2. In principle, a source state is expected to compensate a safe haven for its reasonable
expenses of safe-keeping and preservation.  This principle is grounded in both fairness to
the safe haven and the importance of overcoming any reluctance, for financial reasons,
on the part of a prospective safe haven to safeguard endangered material.  However, the
parties may stipulate conditions more favourable for the source state (see Guideline 6
and Annex).  Normally compensation is due after material has been returned and the
costs of safekeeping can be calculated precisely.
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5.3. Parties may stipulate their own necessary special conditions regarding the security 
of safeguarded material, however difficult it may be to enforce those conditions (see 
Annex).  If a safe haven has valid reason to believe that in case of return the objects will 
not be protected properly, it may decline to return material until the safe haven is 
satisfied that the requesting source state is able to protect it.  The requirement of 5 c) 
may further encourage source states to take measures to protect their material.  
Conversely, the failure of a source state to preserve its own cultural material may 
discourage other states from returning material. 

6. Party Autonomy

A safe haven and a source state or entity may stipulate conditions of care which are different from 
those in these Guidelines.  Whenever possible, such conditions shall be expressed in the form of a 
written agreement.   

COMMENTS: 

These Guidelines are not legally binding.  Parties to a contract for the establishment of a 
safe haven (see Annex) may therefore stipulate other conditions for safekeeping and 
return of cultural material besides those contained in these Guidelines.  Such stipulations 
should be in writing. 

7. International Instruments

Nothing in these Guidelines shall be interpreted so as to affect the application of any international 
agreement or other instrument.   

COMMENTS: 
These Guidelines do not abrogate binding international agreements or other instruments 
otherwise applicable and are not intended to affect mandatory national laws. 

8. Assistance of UNESCO and Other International Bodies

a) A safe haven state is encouraged to request the United Nations Educational, Scientific
and Cultural Organization (UNESCO) for assistance in maintaining the safe haven.

b) States in need of assistance are encouraged to request UNESCO to help coordinate their
cooperation with states that are ready to provide such assistance for safekeeping and
preserving cultural material.

c) Safe havens of cultural material and source states are also encouraged to seek the
assistance of other international and regional bodies that are engaged in the protection of
cultural material.

COMMENTS:
As a specialized organization with an excellent international network, UNESCO is in a
good position to facilitate communication between the source state and the state on
whose territory a safe haven is or will be established.  The parties are urged, therefore,
to contact UNESCO and other international organizations such as the International
Council of Museums (ICOM) and the International Council on Monuments and Sites
(ICOMOS) to ask for assistance and help.
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9. Implementation

a) These Guidelines are intended to be integrated into the rules and practices of museums,
archaeologists, ethnologists, other professionals including state authorities, and pertinent
professional organizations.

b) Whenever possible, responsible states and entities are encouraged to call upon the
International Council of Museums (ICOM) and other organizations and institutions for
technical assistance in support and implementation of these Guidelines.

c) These Guidelines are also intended to serve as a basis for the development of rules and
policies of governmental and nongovernmental bodies.

d) If a dispute arises between the source state or entity and the safe haven concerning a
request for return of cultural material, the parties shall attempt to resolve it whenever
possible by good-faith negotiations and consultations before proceeding to more formal
means of dispute resolution such as those provided for by UNESCO.

e) These Guidelines encourage the source state or entity and the safe haven to formalize
their relationship within the terms of the annexed Safe Haven Model Contract

COMMENTS:
9.1. Museums and other institutional users of these Guidelines should incorporate them
into their rules of ethics or practice and interpret them broadly and purposefully.  The
Guidelines also afford institutions a model for drafting their own guidelines or rules.
9.2. Users of the Guidelines should review them periodically and modify them as may be
appropriate.
9.3. Users of these Guidelines should consider adopting the Safe Haven Model Contract
and, in particular, provide for a method to resolve any dispute under the contract.

Rio de Janeiro, 21 August 2008
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Annex 

Safe Haven Model Contract 

The Source State or Entity ________________________________________________ and the 

Safe Haven ____________________________________________________ agree that 

the items  

1) _____________________________________________

2) _____________________________________________

or the Collection __________________________________, consisting of the items in the 

inventory or catalogue, as follows: ______________________________________ shall be 

removed for safekeeping and preservation to _____________________________________.   

Special conditions for safekeeping: 

1) ____________________________________________________

2) ____________________________________________________

The items may be exhibited, but may not be lent without the consent of the Source State 

or Entity. 

The items will be returned at the request of the Source State or Entity provided that the 

Source State or Entity reasonably can ensure that the items will be kept safely and preserved 

properly after their return. 

The Source State or Entity will compensate the Safe Haven for any reasonable expenses, 

including cost of restorative work done in order to preserve the entrusted objects. 

This contract is governed by the law of the state in which the Safe Haven is located.  The 

parties will seek to resolve any dispute under the contract or related to it by recourse to a court in 

the territory of the Safe Haven, UNESCO dispute resolution procedures, arbitration, or other 

dispute resolution procedures as the parties may so agree. 

Signed _________________________________ Date ___________ Place _________________ 

Signed _________________________________ Date ___________ Place _________________ 
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International Institute for the Unification of Private Law 
Institut international pour l’unification du droit privé 

Expert Committee 
on State Ownership of Cultural Heritage 

Model Provisions on State Ownership of  
Undiscovered Cultural Objects 

Explanatory Report 
with model provisions and explanatory guidelines 

INTRODUCTION 

This document contains model legislative provisions (the “Model Provisions”) established by a 
group of experts convened by the UNESCO and UNIDROIT Secretariats which are intended to assist 
domestic legislative bodies in the establishment of a legislative framework for heritage protection, 
to adopt effective legislation for the establishment and recognition of the State’s ownership of 
undiscovered cultural objects with a  view, inter alia, to facilitating restitution in case of unlawful 
removal. They are followed by guidelines aimed at better understanding the provisions.  

The Model Provisions cannot answer all questions raised by the legal status of undiscovered cultural 
objects. They are designed to be applied, adapted and supplemented where necessary by the 
issuance of regulations providing further details. They can either supplement or replace the 
relevant existing provisions to strengthen enforcement or to fill a gap. 

In the context of these Model Provisions, “national law” or “domestic law” are to be understood 
broadly, in the sense that they also include federal, regional or international law that is applicable 
to the State adopting the Model Provisions (hereafter the enacting State).  
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2. UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State’s Ownership of Undiscovered Cultural Objects

BACKGROUND/CONTEXT 

During the extraordinary session of the UNESCO Intergovernmental Committee for Promoting the 
Return of Cultural Property to its Countries of Origin or its Restitution in Case of Illicit Appropriation 
held in Seoul in November 2008 legislation on undiscovered antiquities was one of the major issues 
discussed. It was in particular noted that such national legislation is often too vague and that this 
lack of precision in legislation is often penalised by courts.  States consequently encounter 
numerous legal obstacles when requesting restitution of such objects found in another country. A 
proposal was then put forward concerning the preparation of model provisions for protecting 
cultural property against illicit traffic to be submitted to States as a model that could be integrated 
into their own body of law or adapted nationally in accordance with specific legal traditions. The 
aim was to ensure that all States were equipped with sufficiently explicit legal principles to 
guarantee their ownership of cultural property. 

On that occasion, Mr Patrick O’Keefe, Honorary Professor at the University of Queensland 
(Australia) presented the legal obstacles which many countries faced during the restitution process, 
particularly when dealing with archaeological artefacts from sites for which there were no 
inventories or documentation on provenance. He encouraged States to affirm their right to 
ownership of cultural heritage as an inalienable and imprescriptible right and to claim the 
ownership of all yet undiscovered archaeological and cultural property. 

In this connection, it is worthwhile recalling that UNESCO looked at this issue as long ago as  1956 
in its Recommendation on the International Principles Applicable to Archaeological Excavations 
which, after setting out the general principle that each State should ensure the protection of its 
archaeological heritage, it goes on to say that “[e]ach Member State should define legal status of 
the archaeological sub-soil and, where State ownership of the said sub-soil is recognized, 
specifically mention the fact in it legislation” (see Principle 5(e)). 

Professor Jorge Sánchez Cordero, Director of the Mexican Center of Uniform Law and member of 
the Governing Council of UNIDROIT, presented a project for the effective promotion of ratification of 
the 1970 UNESCO Convention and the 1995 UNIDROIT Convention. Describing these Conventions as 
“two sides of the same coin”, he depicted the UNIDROIT Convention to the Intergovernmental 
Committee as the natural follow-up of the 1970 Convention. In the same vein of Professor O’Keefe, 
he defended the possibility of drafting a uniform law to fill the legal void at the international level. 
He also suggested the creation of a working group that could address the task of standardisation. 
Indeed those conventions were based partly on national legislation, but some States did not have 
sufficient legislation and needed assistance. 

At the 15th session of the UNESCO Intergovernmental Committee (Paris, May 2009), the twenty-two 
members of the Committee came out in favour of pursuing this initiative and encouraged UNESCO 
and UNIDROIT to set up a committee of independent experts to draft model legislative provisions 
defining State ownership of cultural property, in particular the archaeological heritage. Such legal 
guidelines could, it was felt, form the basis for drafting national legislation and promote uniformity of 
the cultural terminology, the ultimate goal being for all States to adopt sufficiently explicit legal 
principles in this area. 

At its 88th session (May 2009), the UNIDROIT Governing Council decided to agree in principle to work 
with UNESCO in drafting an instrument that would facilitate the application of the 1970 UNESCO 
Convention and the 1995 UNIDROIT Convention as well as their ratification by as many States as 
possible. It was clear that the aim was not to question the principles laid down by those two 
instruments, but to facilitate their application. 
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UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State’s Ownership of Undiscovered Cultural Objects 3.

At the 16th session of the UNESCO Intergovernmental Committee (Paris, September 2010), the 
Committee formally adopted a Recommendation in which it “encourages the establishment of a 
working group of independent experts chosen jointly by UNESCO and UNIDROIT …. [and] encourages 
the preparation of model provisions with explanatory guidelines to be made available to States to 
consider in the drafting or strengthening of national laws”. The General Assembly of UNIDROIT 
decided in December 2010 to include this item in the Work Programme 2011 – 2013, in close co-
operation with UNESCO. 

The UNESCO and UNIDROIT Secretariats accordingly set up an Expert Committee, using a criterion 
which would guarantee the most representative geographic participation. The members of the 
Committee were appointed in their personal capacity as independent experts and composed as 
follows: as Co-chairs, Dr. Jorge Sánchez Cordero (Mexico) and Prof. Marc-André Renold 
(Switzerland) and, as members, Thomas Adlercreutz (Sweden), James Ding (China), Manlio Frigo 
(Italy), Vincent Négri (France), Patrick O’Keefe (Australia), Norman Palmer (United Kingdom) and 
Folarin Shyllon (Nigeria). The UNIDROIT and UNESCO Secretariats were represented by Marina 
Schneider and Edouard Planche respectively. 

At its 90th session in May 2011, the UNIDROIT Governing Council took note of the state of 
advancement of the work on drafting model legislative provisions and reiterated its support and 
involvement for the project. 

The Expert Committee met formally on three occasions in Paris, on September 20, 2010, March 14, 
2011 and June 29, 2011. Several exchanges among the members of the Committee also took place 
via e-mail. 

At its 17th session (Paris, July 2011), the UNESCO Intergovernmental Committee examined the 
draft Model Provisions accompanied by explanatory guidelines and adopted a recommendation in 
which it “takes note of the finalization of model provisions, […] invite the Expert committee to 
incorporate in its explanatory guidelines the observations made [… and] request to widely 
disseminate those model provisions […]” (see Attachment I). 

The UNIDROIT Governing Council then also took note of the finalisation of the model provisions and 
welcomed the close collaboration with UNESCO. The Council also requested the Secretariat to 
continue this joint effort by calling for the wide dissemination of the work. 

STATUS OF THE MODEL PROVISIONS 

As stated in the Recommendations adopted by the UNESCO Intergovernmental Committee at its 
16th and 17th sessions, those provisions are made available to States to consider in the drafting or 
strengthening of their national legislations. 

It is by no means a binding legal text or a normative instrument as it has not been submitted to 
States for formal approval. The provisions constitute a model offered to States which might need it, 
among other legal tools of which the UNESCO and UNIDROIT Secretariats have the mission to 
encourage the implementation.  

* 
*  * 
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4. UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State’s Ownership of Undiscovered Cultural Objects

It is important at this stage to note that the Expert Committee made great efforts to come to a 
short text – so as to be more incisive -, with only six provisions, which aims, in line with both the 
1970 UNESCO and the 1995 UNIDROIT Conventions, both to encourage the protection of 
archeological objects and to favor their restitution to the State where illicit excavations took place. 

The drafting of clear provisions also aims at avoiding the time and efforts that would be needed to 
develop  comprehensive  interpretations of the law of the State bringing an action for return of an 
object that falls within the scope of these provisions. 

Simplicity further avoids that ambiguity could be exploited before foreign courts. Moreover, the 
provisions have to be understandable by foreigners engaged in the trade in cultural heritage as it 
should be recalled that the Court of Appeal (United States of America) in United States v. McClain 
593 F2d 658 at 670 held that the Mexican claim of ownership was not expressed “with sufficient 
clarity to survive translation into terms understandable and binding upon American citizens.” 

Model Provisions on State Ownership of 
Undiscovered Cultural Objects  

accompanied by explanatory guidelines 

Provision 1 – General Duty 

The State shall take all necessary and appropriate measures to protect 
undiscovered cultural objects and to preserve them for present and 
future generations. 

Guidelines:  

It is felt that the first provision  should be a general clause that recalls the general duty of the 
State regarding cultural objects that have not yet been discovered.  

The duty relates both to the protection and preservation of such objects. These terms are to be 
found also in the Preambles of the UNESCO Convention on the Protection of Underwater Cultural 
Heritage of 2001 and of the UNIDROIT Convention on Stolen or Illegally exported Cultural Objects of 
1995. 

An earlier version of the text indicated some measures to be taken: for example, a State should 
encourage, through financial and other means, persons who find archaeological objects to disclose 
their finding to the competent authorities, or encourage the national and international circulation of 
such archaeological objects, for example through loans to museums and other cultural institutions. 
It was finally decided to allow each State to take the measures it deemed necessary and 
appropriate in accordance with the national and international practice and standards and, among 
others, the 1976 UNESCO Recommendation concerning the International Exchange of Cultural 
Property or the Preambles of the 1970 UNESCO Convention and the 1995 UNIDROIT Convention.  
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UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State’s Ownership of Undiscovered Cultural Objects 5.

The State’s duty applies both in the present times (i.e. on the date the model provisions 
are adopted by a State) and for the future (i.e. after they have been adopted). The obligation of 
preservation for future generations is indeed now a significant factor for sustainable development 
of all communities The model provisions will not affect past situations as they are not intended to 
be retroactive. It should be recalled that the 1970 and 1995 Conventions also have no retroactive 
application, following the general principle stated in Article 28 of the 1969 Vienna Convention on 
the Law of Treaties.  

This provision imposes a general obligation and indicates the intent of the law which may be 
adopted according to the legislative tradition of the enacting State, such as being the first clause of 
a national statute, or incorporated in the statute’s preamble. 

Provision 2 – Definition 

Undiscovered cultural objects include objects which, consistently with 
national law, are of importance for archaeology, prehistory, history, 
literature, art or science and are located in the soil or underwater. 

Guidelines:  

The model provisions definition is based on the general definition given by the 1970 UNESCO 
Convention (art.1) and the 1995 UNIDROIT Convention (art. 2). This is to stress that these 
provisions must facilitate the implementation of the two instruments and that the definition is 
applied among the 120 States bound by the 1970 UNESCO Convention. As it is a model of a 
national legislation a reference to the national law is appropriate.  

The definition incorporates both types of Undiscovered Cultural Objects, i.e. those found in the soil 
and those found underwater. The ownership regime under the Convention on the Protection of the 
Underwater Cultural Heritage of 2001 – which is different from that of these Model Provisions – will 
apply to States Parties to that Convention. 

It should be stressed that the list of categories is not exhaustive and the enacting State is free to 
add what it wants (for example, also covered are anthropological objects, human remains, etc.). 
Similarly, the location of the object should be understood broadly (for example, an undiscovered 
object could be located in a building or in ice). The enacting State can of course choose on the 
contrary to limit the definition in its internal law. 

Provision 3 – State Ownership 

Undiscovered cultural objects are owned by the State, provided there 
is no prior existing ownership. 

Guidelines:  

This provision is the central rule of the model provisions. The principle adopted - State ownership - 
follows that of many existing national legislations, but in the most clear and simple terms. As 
drafted, the text clearly indicates that such objects are owned by the State before being 
discovered, thus avoiding the problem of interpretation of vague legislations. 
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6. UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State’s Ownership of Undiscovered Cultural Objects

The terms “are owned by the State” were chosen as opposed to “are the property of the State”, for 
the nature of the right of ownership to be absolutely clear. It is also evident that such a right does 
not aim at the enrichment of the State (institutions or representatives) but allows it to fulfil its role 
as custodian of the heritage. 

A restriction should be made in case prior ownership by a third party can be established. It could 
be a person who buries a cultural object belonging to him/her in order to protect it during a 
conflict, intending to retrieve it later so that he/she has not abandoned ownership. Some existing 
statutes go in the same direction when they provide for State ownership if the discovered object 
“belong to no one”.  

Given the general and abstract nature of a model law, it does not appear necessary for it to 
provide in detail what the precise circumstances are in which “prior existing ownership” is to be 
considered as established. The national legislator might wish to provide an (illustrative or 
exhaustive) list of such circumstances, based on local understandings or traditions. 

The enacting State may wish to consider the effect of national and international human rights laws 
on the validity of an extended ownership of the State (see for example the 1948 Universal 
Declaration of Human Rights, the 1950 Convention for the Protection of Human Rights and 
Fundamental Freedoms – and amendments –, the national implementing legislations). 

Provision 4 – Illicit excavation or retention 

Cultural objects excavated contrary to the law or licitly excavated but 
illicitly retained are deemed to be stolen objects. 

Guidelines:  

Once the principle of the State’s ownership of undiscovered cultural objects is clearly established, 
the effects of it once the objects are illicitly discovered must be clearly set forth. Illicitly discovered 
means either illicit excavation or retention. This provision considers such objects as stolen. 

It should be recalled in this connection that art. 3(2) of the 1995 UNIDROIT Convention provides that 
“[f]or the purpose of this Convention a cultural object which has been unlawfully excavated or 
lawfully excavated but unlawfully retained shall be considered stolen when consistent with the law 
of the State where the excavation took place”. 

Among the several possible definitions of what “illicit excavation or retention” of a cultural object 
can be, the definition given by art. 3(2) of the 1995 UNIDROIT Convention should be followed, since 
one of the purposes of the model provisions is to facilitate the enforcement by national courts of 
the Unidroit Convention. Model provision 4 (and 6 as well) follow that purpose, although they also 
have an autonomous existence. 

This is an indirect reference to the 1995 UNIDROIT Convention which will assist States not yet Parties 
to it to have the legal basis in their own legislation to become Party and benefit in particular from 
article 3(2) (“when consistent with the law of the State where the excavation took place”), having 
a perfect harmony between the Convention and the national legislation. If the enacting State is not 
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UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State’s Ownership of Undiscovered Cultural Objects 7.

Party to the 1995 Convention, the normal rules of private law will apply such as, for example, the 
fact that under certain legal systems title of a stolen object cannot be acquired. 

The fact that this provision considers such objects as stolen has certain legal effects in domestic 
law (see Provision 5). This characterisation of theft triggers for example the application of the 
National Stolen Property Act in the United States of America. 

The provision follows the wording of the 1995 Convention “are deemed to be stolen” and not “are 
stolen” to answer a problem which some States could have because as long as it is not in a 
possession of the object, such object cannot be stolen. A retention for the purposes of this 
provision would not then be a theft. This is why a broader formula has been chosen. 

The licit or illicit nature of  an excavation (“object excavated contrary to the law”) will be 
determined by additional national legislation which very often already exists. For example, many 
national legislations require excavations  to be authorised with an administrative process being 
followed. 

The other effect concerns criminal law as the provision is dealing with theft. This criminal activity 
involves the setting into force of the criminal law procedures at national level, but also international 
co-operation in criminal law matters when international aspects are concerned (see Provision 6). 

In case an object is lawfully excavated and lawfully exported on a temporary basis, but not 
returned after the expiry of the term, and thus illicitly retained, it should be deemed stolen. 

Provision 5 – Inalienability 

The transfer of ownership of a cultural object deemed to be stolen 
under Provision 4 is null and void, unless it can be established that the 
transferor had a valid title to the object at the time of the transfer. 

Guidelines:  

Provision 5 is the private law complement of Provision 4. An undiscovered cultural object is a thing 
which may not be the object of private rights and remains such once it has been discovered. It can 
therefore not be validly acquired by a subsequent acquirer (by purchase, donation, succession, 
etc.). 

A reservation should, however, be made if the transferor has a valid title, for example a State 
archeological museum that decides, validly according to its national law, to sell an item in its 
collection (for example by deaccessioning) or a private person who validly acquired the object prior 
to the entering into force of the model provision in the State concerned. If this is the case, the 
museum or the private person are the actual owners of the object and they may as such dispose of 
it. 

The enacting State should be conscious of the limited scope of the provision: if the object is 
transferred abroad, the nullity of the transfer of ownership will be effective only if the foreign State 
has adopted Provision 5 or a similar rule. 
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8. UNESCO-UNIDROIT Model Provisions on State’s Ownership of Undiscovered Cultural Objects

Provision 6 – International enforcement 

For the purposes of ensuring the return or the restitution to the 
enacting State of cultural objects excavated contrary to the law or 
licitly excavated but illicitly retained, such objects shall be deemed 
stolen objects. 

Guidelines:  

Model provision 6 aims to facilitate the return or the restitution of a cultural object that has been 
exported after having been discovered and unlawfully removed. If the object is considered stolen, 
international judicial cooperation in criminal matters will generally enable its return to the country 
where it was discovered.  

Also, from a private international law point of view, a foreign court having to deal with a claim for 
restitution, seeing that the country where the object was discovered considers it as stolen on the 
basis this provision, will have little difficulty in returning it on the basis of that state’s law. This will 
even more so be the case if the States involved have ratified the 1995 Unidroit Convention (see its 
art. 3(1). 

It should also be noted that the model provisions cannot and do not intend to answer all questions 
linked to the legal status of excavations and discoveries of cultural objects. For example, the model 
provisions do not deal with the issue of “treasure trove”, i.e. to what extent the discoverer should 
be rewarded for his or her discovery. If the national legislator deems it to be relevant, this will 
have to be dealt with separately in accordance with its legal system. The Provisions also do not 
purport to solve the vexed issue of the protection of the good faith acquirer and his or her duty of 
diligence. It should be recalled that UNESCO specifically asked UNIDROIT to deal with this 
fundamental issue and the 1995 UNIDROIT Convention provides an answer in Articles 3 and 4. In 
particular Article 4(4) indicates the criteria to determine due diligence at the time of acquisition of 
an object, which will be of great assistance to the potential buyer who will know in advance how to 
behave, but also to the judge called to decide in case of dispute. Such criteria have inspired several 
national legislations adopted since.  
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II 

114TH CONGRESS 
2D SESSION S. 2763

To provide the victims of Holocaust-era persecution and their heirs a fair 

opportunity to recover works of art confiscated or misappropriated by 

the Nazis. 

IN THE SENATE OF THE UNITED STATES 

APRIL 7, 2016 

Mr. CORNYN (for himself, Mr. CRUZ, Mr. SCHUMER, and Mr. BLUMENTHAL) 

introduced the following bill; which was read twice and referred to the 

Committee on the Judiciary 

A BILL 
To provide the victims of Holocaust-era persecution and their 

heirs a fair opportunity to recover works of art con-

fiscated or misappropriated by the Nazis. 

Be it enacted by the Senate and House of Representa-1

tives of the United States of America in Congress assembled, 2

SECTION 1. SHORT TITLE. 3

This Act may be cited as the ‘‘Holocaust Expropri-4

ated Art Recovery Act of 2016’’. 5

SEC. 2. FINDINGS. 6

Congress finds the following: 7

(1) It is estimated that the Nazis confiscated or8

otherwise misappropriated as many as 650,000 9
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•S 2763 IS

works of art throughout Europe as part of their gen-1

ocidal campaign against the Jewish people and other 2

persecuted groups. This has been described as the 3

‘‘greatest displacement of art in human history’’. 4

(2) Following World War II, the United States5

and its allies attempted to return the stolen 6

artworks to their countries of origin. Despite these 7

efforts, many works of art were never reunited with 8

their owners. Some of the art has since been discov-9

ered in the United States. 10

(3) In 1998, the United States convened a con-11

ference with 44 nations in Washington, DC, known 12

as the Washington Conference, which produced 13

Principles on Nazi-Confiscated Art. One of these 14

principles is that ‘‘steps should be taken expedi-15

tiously to achieve a just and fair solution’’ to claims 16

involving such art that has not been restituted if the 17

owners or their heirs can be identified. 18

(4) The same year, Congress enacted the Holo-19

caust Victims Redress Act (Public Law 105–158, 20

112 Stat. 15), which expressed the sense of Con-21

gress that ‘‘all governments should undertake good 22

faith efforts to facilitate the return of private and 23

public property, such as works of art, to the rightful 24

owners in cases where assets were confiscated from 25
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the claimant during the period of Nazi rule and 1

there is reasonable proof that the claimant is the 2

rightful owner.’’. 3

(5) In 2009, the United States participated in4

a Holocaust Era Assets Conference in Prague, 5

Czech Republic, with 45 other nations. At the con-6

clusion of this conference, the participating nations 7

issued the Terezin Declaration, which reaffirmed the 8

1998 Washington Conference Principles on Nazi- 9

Confiscated Art and urged all participants ‘‘to en-10

sure that their legal systems or alternative processes, 11

while taking into account the different legal tradi-12

tions, facilitate just and fair solutions with regard to 13

Nazi-confiscated and looted art, and to make certain 14

that claims to recover such art are resolved expedi-15

tiously and based on the facts and merits of the 16

claims and all the relevant documents submitted by 17

all parties.’’. The Declaration also urged participants 18

to ‘‘consider all relevant issues when applying var-19

ious legal provisions that may impede the restitution 20

of art and cultural property, in order to achieve just 21

and fair solutions, as well as alternative dispute res-22

olution, where appropriate under law.’’. 23

(6) Numerous victims of Nazi persecution and24

their heirs have taken legal action to recover Nazi- 25
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confiscated art. These lawsuits face significant pro-1

cedural obstacles partly due to State statutes of lim-2

itations, which typically bar claims within some lim-3

ited number of years from either the date of the loss 4

or the date that the claim should have been discov-5

ered. In some cases, this means that the claims ex-6

pired before World War II even ended. (See, e.g., 7

The Detroit Institute of Arts v. Ullin, No. 06– 8

10333, 2007 WL 1016996 (E.D. Mich. Mar. 31, 9

2007).) The unique and horrific circumstances of 10

World War II and the Holocaust make statutes of 11

limitations and other time-based procedural defenses 12

especially burdensome to the victims and their heirs. 13

Those seeking recovery of Nazi-confiscated art must 14

painstakingly piece together their cases from a frag-15

mentary historical record ravaged by persecution, 16

war, and genocide. This costly process often cannot 17

be done within the time constraints imposed by ex-18

isting law. 19

(7) Federal legislation is needed because the20

only court that has considered the question held that 21

the Constitution prohibits States from making ex-22

ceptions to their statutes of limitations to accommo-23

date claims involving the recovery of Nazi-con-24

fiscated art. In Von Saher v. Norton Simon Museum 25
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of Art, 592 F.3d 954 (9th Cir. 2009), the United 1

States Court of Appeals for the Ninth Circuit invali-2

dated a California law that extended the State stat-3

ute of limitations for claims seeking recovery of Hol-4

ocaust-era artwork. The Court held that the law was 5

an unconstitutional infringement of the Federal Gov-6

ernment’s exclusive authority over foreign affairs, 7

which includes the resolution of war-related disputes. 8

In light of this precedent, the enactment of a Fed-9

eral law is the best way to ensure that claims to 10

Nazi-confiscated art are adjudicated on their merits. 11

SEC. 3. PURPOSES. 12

The purposes of this Act are the following: 13

(1) To ensure that laws governing claims to14

Nazi-confiscated art further United States policy as 15

set forth in the Washington Conference Principles 16

on Nazi-Confiscated Art, the Holocaust Victims Re-17

dress Act, and the Terezin Declaration. 18

(2) To ensure that claims to artwork stolen or19

misappropriated by the Nazis are not barred by stat-20

utes of limitations and other similar legal doctrines 21

but are resolved in a just and fair manner on the 22

merits. 23

SEC. 4. DEFINITIONS. 24

In this Act— 25
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(1) the term ‘‘actual discovery’’ does not in-1

clude any constructive knowledge imputed by law; 2

(2) the term ‘‘artwork or other cultural prop-3

erty’’ includes any painting, sculpture, drawing, 4

work of graphic art, print, multiples, book, manu-5

script, archive, or sacred or ceremonial object; 6

(3) the term ‘‘persecution during the Nazi era’’ 7

means any persecution by the Nazis or their allies 8

during the period from January 1, 1933, to Decem-9

ber 31, 1945, that was based on race, ethnicity, or 10

religion; and 11

(4) the term ‘‘unlawfully lost’’ includes any 12

theft, seizure, forced sale, sale under duress, or any 13

other loss of an artwork or cultural property that 14

would not have occurred absent persecution during 15

the Nazi era. 16

SEC. 5. STATUTE OF LIMITATIONS.17

(a) IN GENERAL.—Notwithstanding any other provi-18

sion of Federal law, any provision of State law, or any 19

defense at law or equity relating to the passage of time 20

(including the doctrine of laches), a civil claim or cause 21

of action against a defendant to recover any artwork or 22

other cultural property unlawfully lost because of persecu-23

tion during the Nazi era or for damages for the taking 24

or detaining of any artwork or other cultural property un-25
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lawfully lost because of persecution during the Nazi era 1

may be commenced not later than 6 years after the actual 2

discovery by the claimant or the agent of the claimant of— 3

(1) the identity and location of the artwork or 4

cultural property; and 5

(2) information or facts sufficient to indicate 6

that the claimant has a claim for a possessory inter-7

est in the artwork or cultural property that was un-8

lawfully lost. 9

(b) POSSIBLE MISIDENTIFICATION.—For purposes of 10

subsection (a)(1), in a case in which there is a possibility 11

of misidentification of the artwork or cultural property, 12

the identification of the artwork or cultural property shall 13

occur on the date on which there are facts sufficient to 14

determine that the artwork or cultural property is likely 15

to be the artwork or cultural property that was unlawfully 16

lost. 17

(c) APPLICABILITY.— 18

(1) IN GENERAL.—Subsection (a) shall apply to 19

any civil claim or cause of action (including a civil 20

claim or cause of action described in paragraph (2)) 21

that is— 22

(A) pending on the date of enactment of23

this Act; or 24
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(B) filed during the period beginning on1

the date of enactment of this Act and ending on 2

December 31, 2026. 3

(2) INCLUSION OF PREVIOUSLY DISMISSED4

CLAIMS.—A civil claim or cause of action described 5

in this paragraph is a civil claim or cause of ac-6

tion— 7

(A) that was dismissed before the date of8

enactment of this Act based on the expiration 9

of a Federal or State statute of limitations or 10

any other defense at law or equity relating to 11

the passage of time (including the doctrine of 12

laches); and 13

(B) in which final judgment has not been14

entered. 15

Æ 

VerDate Sep 11 2014 22:05 Apr 07, 2016 Jkt 059200 PO 00000 Frm 00008 Fmt 6652 Sfmt 6301 E:\BILLS\S2763.IS S2763sr
ad

ov
ic

h 
on

 D
S

K
3T

P
T

V
N

1P
R

O
D

 w
ith

 B
IL

LS

85












	Annexes w pages DE.pdf
	ANNEXES.pdf
	Sans titre


	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page
	Blank Page

